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VORWORT. 



Das mir im buchstäblichen Sinne des Wortes angeborene 
Interesse am Eisenbahnwesen entwickelte und vertiefte sich durch 
allerlei Lebensumstände bis zum heutigen Tage — ohne Unter- 
brechung. Dazu kam noch, daß ich mir infolge der Stellungen, 
die ich einnehme, über die heute schwebenden wichtigeren 
Eisenbahnangelegenheiten Österreichs, wie die Verstaatlichung 
der Privatbahnen und die angekündigte Reform der Staats- 
eisenbahnverwaltung, pflichtgemäß ein Urteil zu bilden hatte. 
Da ich gewohnt bin, mich überall dort, wo ich ein Votum zu 
verantworten habe, darauf nach Zeit und Umständen bestmöglich 
vorzubereiten, unternahm ich Studien über die bezeichneten 
Angelegenheiten, und zwar im Auslande, wo es vorbildlich ist, 
und im Inlande. 

Bei der großen wirtschaftlichen Tragweite der hier in 
Rede stehenden Angelegenheiten und ermuntert durch eine für 
mich sehr maßgebende Persönlichkeit, einem leitenden Staats- 
mann^ der allerdings heute einen Einfluß auf die Gestaltung 
dieser Dinge zu nehmen nicht geneigt zu sein scheint, ferner 
aus Dankbarkeit für eine Reihe hervorragender Fachleute, welche 
die Güte hatten, mir wichtige Informationen zu geben, faßte ich 
die Ergebnisse meiner Untersuchungen, so wie sie sich nach 
meinem bescheidenen Ermessen darstellten, in einer Monographie 
zusammen, die Ende Oktober 1905 fertig vorlag. 

Verschiedene hier nicht zu erörternde Umstände lassen es 
mir erst jetzt als passend erscheinen, die Arbeit - wesentlich 
gekürzt - zu veröffentlichen. 
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Das, was sich seit Oktober 1905 bis heute ereignet hat 
und als wesentlich aufgefaßt werden kann, änderte meine 
Auffassung von den vorliegenden Problemen nicht, im Gegen- 
teile — und so kann ich denn mein Votum, so wie es am 
31. Oktober 1905 vorlag, unverändert belassen, und brauche es 
nur durch ein kurzes Nachwort zu ergänzen, damit es 
nicht als veraltet erscheine. 

Ob diese Abhandlung tatsächliche Beachtung finden 
werde, kann ich freilich nicht vorhersehen; in jedem Falle 
verfolge ich mit ihrer Veröffentlichung eine gute Absicht. 

Wien, im September 1906. 

W. Exner. 
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eit längerer Zeit wurde mit großer Hartnäckigkeit 
von einflußreichen politischen Faktoren die For- 
derung erhoben, das österreichische Staats- 
eisenbahnnetz durch die Verstaatlichung der 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn, der Nordwestbahn 
und der Südnorddeutschen Verbindungsbahn und 
der Linien der österreichischen Staatseisenbahn- 
Gesellschaft zu ergänzen. In der Tat gelangte die 
Regierung zu dem Entschlüsse, die Verstaatlichung der 
genannten Bahnen ernstlich in Angriff zu nehmen, und 
der Herr Ministerpräsident Freiherr von G autsch gab 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 7. Juli 1905 
die denkwürdige Erklärung ab, daß mit voller Rücksicht- 
nahme auf die finanzielle Lage des Staates an die Er- 
werbung der genannten Privatbahnen für den Staat ge- 
schritten werden solle, und er kündigte bei diesem Anlasse 
auch eine Reform der Verwaltung der Staats- 
bahnen an. Durch diese in sehr bestimmter Form abge- 
gebene Erklärung wurde das österreichische Staats- 
bahnwesen auf die Tagesordnung gesetzt und die 
öffentliche Diskussion beschäftigt sich seither 
ununterbrochen mit dieser Angelegenheit, ohne 
jedoch positive Vorschläge für die künftige Ge- 
staltung der Dinge in begründeter Weise zu 
machen. 

Bei jeder Neuorganisation oder Reform einer be- 
stehenden Organisation ist es wohl das erste Gebot, zu 
untersuchen, welche Gebilde und Formen sich an anderen 
Orten zu dem gleichen Zwecke entwickelten und wie sie 
sich bewährten. Bei den hier in Betracht kommenden 
Untersuchungen brauchen nur jene Staaten ins Auge gefaßt 
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werden, deren Verhältnisse eine gewisse Analogie mit den 
einschlägigen Verhältnissen in Österreich aufweisen, so daß 
von vornherein die Anwendung der dort gefundenen Formen 
möglich erscheint. Es wäre ganz überflüssig, sich etwa mit 
den Einrichtungen der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
und Großbritanniens zu befassen, wo die ausschließliche 
Herrschaft des Privatbahnsystems die Möglichkeit der An- 
wendung dortiger Einrichtungen auf die zukünftige Staats- 
eisenbahnverwaltung in Österreich untunlich erscheinen 
läßt. Bei der vorliegenden Arbeit war der leitende Grund- 
gedanke der, nur solche Erhebungen zu pflegen und nur 
jene ihrer Ergebnisse mitzuteilen, welche für die auf der 
Tagesordnung stehende Angelegenheit irgend eine Bedeutung 
haben können. 

Eine allgemeine, man könnte sagen platonische Be- 
arbeitung der Materie liegt schon vor. Sie hat auch einen 
akademischen Wert, aber sie kann für unseren Fall nicht 
von besonderem Nutzen sein, da sie die verschiedenen 
Organisationen der Eisenbahnverwaltungen nicht auf ihren 
effektiven Erfolg hin untersuchte und für heute sich 
überdies als veraltet herausstellt. Diese Studie wurde 
als Referat für den im Sommer 1805 in London abge- 
haltenen fünften »Internationalen Eisenbahnkongreß« an- 
gestellt, und zwar zur Frage XIII der Tagesordnung des 
Kongresses unter dem Titel »Organisation des Zentral- und 
des äußeren Verwaltungsdienstes bei den Eisenbahnnetzen 
der verschiedenen Länder«. Als Berichterstatter fungierte 
der Generaldirektor der rumänischen Staatsbahnen und 
Professor an der Ingenieurschule in Bukarest Herr Duca 
für die nicht englischen Länder, während für die Länder 
mit englischer Sprache der Generaldirektor der »London 
and North Western Railway« Herr Harrison die Bericht- 
erstattung übernommen hatte. Die ebenso gründlichen 
als vollständigen Arbeiten erschienen im dritten Bande 
des Generalberichtes über den genannten Kongreß zu 
Brüssel 1897. 

Die Verhandlung über diesen Beratungsgegenstand 
sowohl in der Sektionssitzung als in der Plenarversammlung 
war im Vergleiche zum Umfange und den Inhalt der 



Digitized by Google 



7 



Berichte ziemlich dürftig und das Ergebnis dieser Beratung 
entsprach vollständig der Voraussage des Referenten D u c a 
am Schlüsse seiner Einleitung, wo er sagt : »Man kann in 
der Tat nicht daran denken, als Resultat dieser Arbeit ein 
Modell, eine Organisationstype zu proklamieren. Dies 
hieße eine Utopie verfolgen. Es gibt so viele Elemente, 
welche in Rechnung gezogen werden müssen — um 
nur einige zu zitieren, die Sitten und Gebräuche, die 
Verwaltungseinrichtungen, die Gestaltung der Netze, ihre 
Entwicklung und Ausdehnung, der finanzielle Stand 
des Staates oder der Privatgesellschaften, die politischen 
Regional- und Lokalinteressen, der Handel, das Personal 
u. s. w. — daß man schon aus einzelnen Gründen ein 
für gegebene Verhältnisse angewendetes System unter 
anderen Verhältnissen als sinnlos bezeichnen müßte.« Die 
Kongreßberatungen, an welchen sich übrigens hervorragende 
Fachmänner beteiligten, gipfelten in folgender Resolution: 
»II resulte de la discussion que les institutions et 1' Organi- 
sation different selon les reseaux; il parait donc difficile 
d'appliquer une m&hode uniforme. Si une certaine de- 
centralisation s'impose sur les reseaux de grande etendue, 
il est neanmoins necessaire de soumettre tous les Services 
ä une autorite superieure, tout en leur conferant cependant 
un droit d'initiative correspondant ä leur Situation. La 
condition la plus importante parait donc resider surtout 
dans le choix et la valeur du personal«. Sie enthält, wie 
mrn sieht, keinerlei Ergebnis, keinerlei Richtschnur, 
keinerlei neue Erkenntnis, aber eine große Wahrheit findet 
ihren Ausdruck im Schlußsatze, dessen Ursprung wohl in 
der Teilnahme unseres Landsmannes, des Hofrates Ritter 
v. Grimburg, an der Debatte zu suchen ist, dessen, 
trotz ihrer Kürze bemerkenswerte Rede mit dem Zitate 
einer Äußerung des eminenten englischen Staatsmannes 
Disraeli schließt: »We put too much faith in Systems 
and look too little to "men"«. 

Die Verhandlungen des Londoner internationalen 
Kongresses vom Jahre 1895 haben samt der ihnen zu- 
grunde liegenden vorzüglichen Referate für die heutige 
Lage in Österreich keine erhebliche Bedeutung und ent- 
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binden uns umso weniger von der Aufgabe, neue Studien 
anzustellen, als sich in den letzten zehn Jahren außer- 
ordentlich bedeutsame Ereignisse zugetragen haben, noch 
dazu in unseren wichtigsten Nachbarländern, welche die 
größte Beachtung verdienen, bei jedem Schritte, den wir 
zu unternehmen haben, und zwar: 

1. die gründliche Reform der Einrichtungen der Ver- 
waltung der preußischen Staatsbahnen; 

2. der Ankauf der schweizerischen Privatbahnen 
durch den »Bund« und die Überführung derselben in ein 
von vorneher aufgestelltes Staatsbahnsystem ; 

3. die neuerlich in Frankreich aufgetauchte Bewegung 
zugunsten des Staatsbahnsystemes, wenn sie auch vor- 
läufig ohne Erfolg geblieben ist und 

4. die Anläufe zur Verstaatlichung der Eisenbahnen 
in Italien. 

Alle diese Ereignisse sind von großem Lehrwerte für 
unsere Frage, nicht nur wegen der Wirkungen derselben, 
sondern auch durch die ihnen vorangegangenen und sie 
begleitenden Diskussionen. In der vorliegenden Abhandlung 
erscheinen Notizen und Beobachtungen gesammelt, die sich 
auf Deutschland, die Schweiz, Italien, Frankreich und 
Belgien beziehen. Daran schließt sich eine Erörterung der 
gegenwärtigen Lage in Österreich nebst einigen Anträgen, 
welche vielleicht bei den bevorstehenden Maßregeln in 
Erwägung gezogen zu werden verdienen. 

Wien, am 31. Oktober 1905. 

Exner. 
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PREUSSEN. 



Die Geschichte der preußischen Staatseisenbahn' 

Verwaltung. 

Die Geschichte der preußischen Staatseisenbahn- Er»*« 
Verwaltung datiert vom Jahre 1880, in welchem Jahre sie Org«»te«tto«- 
am 1. April unter dem Ministerium Maybach ins Leben 
trat. Bei der Verstaatlichung der großen Privatbahnunter- 
nehmungen schien es zweckmäßig, eine sehr weitgehende 
Dezentralisation der Verwaltung als Hauptgrundsatz ihrer 
Einrichtung aufzustellen. Man glaubte, daß die Verwaltungs- 
geschäfte, die nicht der einheitlichen Leitung und Be- 
arbeitung innerhalb eines größeren Verkehrsgebietes be- 
dürfen, Amtern zu übertragen seien, die kleinere Bezirke 
umfaßten, Personen und Verhältnissen näherstehend und 
mit ihnen vertraut, die Möglichkeit einer schnelleren und 
sorgfältigeren Erledigung aller Geschäfte bieten würden; 
diese Ämter waren die Eisenbahnbetriebsämter, die den 
Eisenbahndirektionen unterstellt waren. Man erwartete, daß 
die mit der Einrichtung der Eisenbahnbetriebsämter ver- 
bundenen hohen Kosten der persönlichen und sachlichen 
Erfordernisse durch eine größere Wirtschaftlichkeit der 
Betriebsverwaltung ausgeglichen werde. Da sich diese zahl- 
reichen kleinen Betriebsämter an die früheren Privatbahn- 
bezirke anschlössen, so erleichterte dies die Überleitung 
der Betriebe in die Staatsbahnverwaltung, indem sie sich 
unter der tunlichsten Schonung früherer Verhältnisse voll- 
zog, eine Lehre, die man sich bei jeder Verstaatlichung 
gegenwärtig halten muß. Und insoferne hat sich dieses 
System der kleinen Eisenbahnbetriebsämter als Nachfolger 
der Betriebsämter der Privatbahnen unter den große 
Kreise umfassenden Eisenbahndirektionen bewährt. Im 



Digitized by Google 



10 



übrigen aber waren die erwarteten günstigen Erfolge aus- 
geblieben.*) 

Die Behördenorganisation, und zwar die Doppel- 
instanz der Eisenbahnbetriebsämter und Eisenbahn- 
direktionen unter dem Minister hatte in dem Dienstbetriebe 
eine Vielschreiberei hervorgerufen, welche die sachgemäße 
Bearbeitung der Geschäfte erschwerte, ohne sie zu ver- 
tiefen und gerade in den wichtigsten und dringendsten 
Fällen die Erledigung zum Nachteile des Publikums ver- 
zögerte. Die Betriebsämter hatten zwar den Vorzug 
genauerer örtlicher Sachkenntnis, aber sie hatten nur selten 
und nur in den unwichtigeren Dingen die Entscheidung. 
Nur zu oft hatten die Vorgänge des Betriebes und Ver- 
kehres, die in den Betriebsamtsbezirken ihren Ursprung 
hatten, weit über ihren Bezirk hinausgereicht oder aus 
anderen Gründen eine einheitliche Bearbeitung durch die 
höhere Stelle erheischt. Die Folge davon war, umständ- 
liches Berichtswesen, verlangsamte Geschäftsabwicklung 
ohne Gewinn an sachlicher Richtigkeit der endlichen Ent- 
scheidung, da den Direktionen die Kenntnis der Einzeln- 
verhältnisse fehlte. Die Leitung des Gesamtbetriebes hatte 
durch die Teilung der Befugnisse und der Verantwortung 
die unbedingt nötige Einheitlichkeit vermissen lassen; 
Doppelarbeiten und nicht selten einander widersprechende 
Maßnahmen hatten die wünschenswerte Pflege und Ver- 
vollkommnung der Verkehrs- und Betriebseinrichtungen 
erschwert, wenn nicht gehemmt. Aber nicht bloß diese 
Schwerfälligkeit und Umständlichkeit wurde der Verwaltungs- 
organisation der Staatseisenbahnen zum Vorwurfe gemacht, 
noch viel schärfer trat das Verlangen nach einer wirt- 
schaftlicheren Betriebsführung hervor und kam sogar in 
der Volksvertretung zum Ausdrucke. Der Landtag hatte 
sich in dieser Beziehung nicht bloß auf eine platonische 
Kritik beschränkt, sondern ausführliche Begründungen der 

*) Vgl. die Abhandlung: »Zur Wiederkehr des zehnten Jahrestages 
der Neuordnung der preußischen Staatseisenbahnverwaltung. 1. April 1895 
bis 1. April 1905.« Von W. Hoff, Geheimer Oberregierungsrat und vor- 
tragender Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten. (Sonderabdruck 
aus dem »Archiv für Eisenbahnwesen <. Jahrgang 1905). 
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Ausgabenerhöhungen verlangt und für das Etatjahr 1893/94 
sogar Abstriche an den von der Regierung aufgestellten 
Erfordernisanschlägen vorgenommen, der wirksamste und 
nachdrücklichste Ausdruck der Überzeugung, daß eine 
wirtschaftlichere Geschäftsführung geboten sei. 

Das ungünstige finanzielle Ergebnis der Staatseisen- 
bahnverwaltung in dieser Zeit konnte man auf zwei 
Ursachen zurückführen. Erstens, daß die Verwaltung durch 
eine Doppelinstanz zu einer Teilung zusammengehöriger 
Geschäfte führte, den Überblick über den wirtschaftlichen 
Erfolg der Maßregeln schädigte, das Interesse an einer 
sparsamen Wirtschaftsführung und die Verantwortung für 
dieselbe teilte; zweitens, daß durch die Doppelinstanz das 
Schreibwerk einen durchaus unwirtschaftlichen bureau- 
kratischen Aufwand hervorgerufen hatte. 

Eine vom Staatsminister v. Thielen eingesetzte 
Kommission sachverständiger Männer bestätigte die in der 
öffentlichen Meinung und im Parlament herrschende Auf- 
fassung. Die Kommission stellte Anträge, welche sich in 
ihrem Wesen folgendermaßen charakterisieren lassen: Be- 
seitigung der Doppelinstanzen in der Verwaltung mit 
gleichzeitiger Vereinfachung des gesamten inneren Ge- 
schäftsbetriebes, Einführung praktischer Wirtschaftsgrund- 
sätze in der Finanzgebarung und Eindämmung der 
schematischen und statistischen Buch- und Rechnungs- 
führung. 

Diese Vorschläge wurden genehmigt und die neue Zweite, jetzige 
Verwaltung und Finanzordnung trat mit i. April 1895 ins Organisation. 
Leben. Die Eisenbahnbetriebsämter, 75 an der Zahl, und 
die ihnen nachgeordnet gewesenen Bauinspektionen wurden 
sämtlich aufgehoben; dagegen die Zahl der Eisenbahn- 
direktionen von 11 auf 20 vermehrt und gleichzeitig in 
den Eisenbahninspektionen ein Organ mit dem Zwecke 
geschaffen, die Direktion in der örtlichen Aufsicht über 
die Ausführung dieses Dienstes zu unterstützen. Es wurden 
errichtet: 230 Betriebs-, 72 Maschinen-, 73 Werkstätten-, 
82 Verkehrs- und 20 Telegrapheninspektionen, welche 
letzteren am 1. April 1902 aufgelassen wurden. Mit den 
Betriebsämtern wurden auch die Betriebskassen aufgelöst 
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und der gesamte Kassenverkehr den Direktionshauptkassen 
übertragen. 

Das mit der Aufsicht über die Privateisenbahnen be- 
faßte »Kgl. Eisenbahnkommissariat« in Berlin wurde völlig 
aufgegeben und die Ausübung des staatlichen Aufsichts- 
rechtes über die noch bestehenden Privatbahnen den 
Präsidenten der verschiedenen Eisenbahndirektionen über- 
tragen, welche diese Geschäfte als »Kgl. Eisenbahn- 
kommissäre« führten. 

Bei Besetzung der neugeschaffenen Behörden und 
Amter wurde eine ganz außerordentliche Verminderung 
der Zahl von Verwaltungs-, Rechnungs-, Kassen- und 
Kanzleibeamten erzielt. Diese Zahl der gesamten, im 
inneren Dienste stehenden Eisenbahnbeamten wurde um 
3057 oder um 16*8 Prozent vermindert, und zwar wurden 
entbehrlich 392 höhere Beamte, 2200 mittlere und 429 
untere Beamte und Diener. Dieselben wurden teils 
pensioniert, teils in Disponiblität versetzt, teils zur Aus- 
füllung von entstandenen Lücken im Personale verwendet. 
Der wichtigste Grundsatz der Neuordnung vom Jahre 1895 
zielte darauf ab, jedem Beamten seinen Teil an der Ver- 
antwortung aufzuerlegen, ihn aber auch von der Unter- 
ordnung unter höhere Instanzen nach Möglichkeit zu 
befreien. 

Die Durchführung dieses Grundsatzes führte zunächst 
zu der wichtigen Neuerung, daß bei den Eisenbahn- 
direktionen die A b t e i 1 u n g e n mit ihren den Direktions- 
mitgliedern übergeordneten Dirigenten beseitigt wurden. 
Er hatte weiter zur Folge, daß alle Eisenbahndirektionen 
mit den gleichen Befugnissen ausgestattet, also nicht etwa 
Generaldirektionen mit erhöhter Kompetenz gegenüber den 
anderen Direktionen geschaffen wurden. Die gleiche Er- 
wägung war der Grund, weshalb die Eisenbahninspektionen 
gleichberechtigt nebeneinander gestellt wurden und sich 
für den Betriebsdirektor kein Boden finden ließ. In der 
Werkstättenverwaltung machte die Durchführung jenes 
Grundsatzes die Eisenbahndirektoren, die bei den großen 
Werkstättenanlagen den Abteilungsleitern übergeordnet 
waren, entbehrlich, und selbst für die Beschäftigung des 
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Bureau- und Rechnungspersonales wurde der Gesichts- 
punkt leitend, daß nunmehr jeder Beamte ohne die 
Zwischeninstanz des Bureauvorstehers unmittelbar unter dem 
Dezernenten und Inspektionsvorstande zu arbeiten habe. 

Wie unter der alten Ordnung, so hat sich auch bei Minister, 
der Neuregelung die Zentralstelle, d. i. der Minister, die 
Oberleitung vorbehalten. Seine Anordnungen sind für die 
Eisenbahndirektionen maßgebend. 

Außer den der Zentralstelle vorbehaltenen Geschäften Elsenbahn- 
gibt es aber noch andere Verwaltungsgeschäfte, die zweck- Dlrektionen- 
mäßigerweise nicht für jeden einzelnen Eisenbahndirektions- OmPP* 0 - 
bezirk besonders, sondern — sei es für den ganzen Staats- 
bahnbereich, sei es für mehrere Eisenbahndirektions- 
bezirke — einheitlich erledigt werden sollen. Zur Ab- 
wicklung dieser Geschäfte sind die Eisenbahndirektionen 
in Gruppen zusammengezogen, in denen jedesmal eine 
Direktion die Geschäftsführung hat. Dieses Gruppen- 
system bot in der Eisenbahnverwaltung teils zur 
Förderung der Verkehrs- und Betriebseinrichtungen, teils 
zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit, teils endlich zur Aus- 
gleichung von Mißverhältnissen in der Beamtenlaufbahn 
einen breiten Raum. Es gehören dahin insbesondere: 
die Beschaffung und Abnahme der Betriebsmittel; die 
Beschaffung von Oberbau-, Betriebs- und Werkstatt- 
materialien; der Austausch der Güterwagen und anderer 
Betriebsmittel im Bedarfsfalle, die Ausnutzung der Werk- 
stättenanlagen ; das Verkehrskontroll- und Abrechnungs- 
wesen; die Regelung der Anstellung und Beförderung 
verschiedener Beamtenklassen, die Ausarbeitung der 
Dienstanweisungen für das Personal u. s. w. Die Ge- 
schäftsführung in den Gruppen ist so geregelt, daß 
tunlichst jede Eisenbahndirektion in einem der Gruppen- 
geschäfte die Führung hat. 

Nachrichtlich mag an dieser Stelle noch auf die Ausschüsse. 
Ausschüsse hingewiesen werden, die zur Vorbereitung 
der Entscheidung der Zentralstelle, insbesondere für 
wichtige technische Angelegenheiten, aus Mitgliedern ver- 
schiedener Eisenbahndirektionen bestellt sind. Sie sind 
durch die Neuordnung der Verwaltung nur äußerlich inso- 
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weit beeinflußt worden, als die Zahl der beteiligten 
Direktionen sich vermehrt hat Dasselbe gilt von den Ein- 
richtungen auf dem Gebiete des Verkehrs- und Tarif- 
wesens (Landeseisenbahnrat, Bezirkseisenbahnräte, General- 
konferenzen u. s. w.). 
Direktions- Die Seele des gesamten Geschäftsbetriebes eines 

Präsident Direktionsbezirkes ist nach der Neuordnung mehr wie je 
zuvor der Präsident. Er trägt die volle Verantwortung, 
ist dafür aber auch in allem, woran er mitarbeitet und 
mitarbeiten will, allein entscheidend; ausgenommen sind 
nur Disziplinarsachen, für welche die gesetzlichen Vor- 
schriften gelten. 

Zur Entlastung des Präsidenten sind die O b e r- 
regierungs- und Oberbauräte als seine ständigen 
Vertreter bestellt; ihnen können gewisse umfangreiche, 
aber nicht grundsätzlich wichtige Präsidialgeschäfte auch 
für die Zeit der Anwesenheit des Präsidenten, also dauernd, 
übertragen werden; sie sind die Berater des Präsidenten 
in wichtigen Fällen. Die Oberbauräte verwalten im übrigen 
Dezernate ihrer Fachrichtung. 
Direktions- Die Mitglieder der Eisenbahndirektionen haben, da 

Mitglieder. der p räsident nur einen Teil der Geschäftssachen mit- 
prüfen kann, und es Abteilungsdirigenten zur Mitprüfung 
nicht gibt, eine selbständige Entscheidungsbefugnis in 
zahlreichen Geschäften erhalten. In Anbetracht dieser 
Selbständigkeit der Dezernenten ist aber gleichzeitig die 
Einrichtung eines weit ausgebreiteten Systems der gegen- 
seitigen Mitwirkung der Sachdezernenten techni- 
scher und administrativer Fachbildung einge- 
führt. Um diese gemeinsame Bearbeitung wirksam zu 
gestalten, sind die Dezernatsgeschäfte der Direktions- 
mitglieder in ausführlichen Vorschriften, Anweisungen und 
Anleitungen, welche die Zentralstelle zur »Verwaltungs- 
ordnung« erlassen hat, teils örtlich, teils nach Geschäfts- 
materien nach einheitlichen Gesichtspunkten für alle 
Direktionsbezirke abgegrenzt worden. 

Den örtlich abgegrenzten, den sogenannten Strecken- 
dezernaten, drei und mehr in jedem Direktionsbezirke, ist 
hauptsächlich die Betriebsaufsicht, die Bauausführung und 
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die Eigentumsverwaltung nebst der Diensthandhabung zu- 
gewiesen. Die Streckendezernenten sind gleichsam die 
Spezialdirektoren ihres Streckenbezirkes. Reichliche gegen- 
seitige Mitarbeit der verschiedenen Fachdezernate soll die 
umfassendste Kenntnis und die bestmögliche Verwaltung 
sichern. Die für die übrigen Geschäfte eingerichteten Dezer- 
nate umfassen den ganzen Direktionsbezirk, aber auch für 
sie ist eine ausgiebige Mitbeteiligung anderer Dezernate vor- 
gesehen. Eine besonders einflußreiche Stellung hat die Neu- 
ordnung, wie in einem späteren Abschnitte noch besprochen 
wird, dem Etatrat eingeräumt. 

Die Vorstände der Eisenbahninspektionen wirken ein- Inspektionen, 
ander gleichgeordnet, nebeneinander, jeder in seinem 
Dienstbereiche; sie haben die örtliche Dienstaufsicht und 
sind darin mit weitgehenden Befugnissen ausgestattet. 
Bei Meinungsverschiedenheit benachbarter Eisenbahn- 
inspektionen entscheidet die ihnen vorgesetzte Eisenbahn- 
direktion. Der Kreis der Geschäfte jeder Inspektion ist 
durch Geschäftsanweisungen bis in alle Einzelheiten 
bestimmt. 

Die Stellen der Vorstände der technischen Inspektionen 
sind den höheren Beamten des Ingenieur- und Maschinen- 
baufaches vorbehalten. Die Stellen der Vorstände der Ver- 
kehrsinspektionen werden teils von höheren Beamten der 
administrativen Fachrichtung, zum größeren Teile aber 
mit besonders befähigten Beamten aus dem praktischen 
Verkehrs- und Betriebsdienste selbst besetzt. Bei Aus- 
wahl aller dieser Beamten wird mit größter 
Sorgfalt und Strenge vorgegangen. 

Ein weiterer Grundsatz der Verwaltungsordnung vom Einheitlichkeit 
Jahre 1895 ist die Einheitlichkeit, nach welcher der ge- «nd Wirtschaft- 
samte Geschäftsbetrieb von der untersten bis zur obersten Uchkelt der 
Stelle nach der kaufmännischen Art der Geschäfts- erwa ng * 
erledigung geregelt ist. Die Zentralstelle traf die Maßnahmen 
zur Durchführung der »Verwaltungsordnung« bis in alle 
Einzelheiten durch die Erlassung von »Geschäftsordnungen« 
und »Geschäftsanweisungen« für die Eisenbahndirektionen, 
Eisenbahninspektionen, Bauabteilungen, Erledigung der 
Gruppengeschäfte, Personalangelegenheiten der Bediensteten, 
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Revisionen u. s. w. Behufs prompter und zuverlässiger 
Erledigung der Geschäfte und der Wirtschaftlichkeit der 
Verwaltung wurden bis ins einzelne gehende »Bureau- 
ordnungen« erlassen; selbständige Registraturabteilungen 
mit weitschweifiger Listen- und Aktenführung, die sich 
im Laufe der Zeit in übertriebener Sorge um den Verbleib 
jedes, auch des unbedeutendsten Schriftstückes, heraus- 
gebildet haben, wurden nicht mehr geduldet ; das Berichts- 
wesen wurde eingeschränkt, sofern der mündliche Verkehr 
genügte, jede Schreibarbeit untersagt, mannigfaltige 
statistische Nachweise aufgelassen, die mechanischen Hilfs- 
mittel des Geschäftsverkehres aller Art eingeführt oder 
vermehrt und verbessert, Eisenbahndienstkarten nach Art 
der Postkarten, urschriftliche Geschäftserledigungen, Lauf- 
mappen an Stelle von umständlichen Notierungen u. s. w. 
eingeführt. Man regelte von der Zentralstelle aus auch 
den inneren Geschäftsbetrieb in und mit den Außenstellen. 
Durch die Einführung vereinfachter Berichtsmuster, durch 
die Anordnungen von Fragebogen, deren Beantwortung 
nur knappe, tunlichst zifTermäßige Angaben beansprucht, 
schaffte man den Ämtern mannigfache Erleichterungen im 
Schreibwesen, um sie für ihre hauptsächlichsten Aufgaben 
der äußeren Dienstausübung freier zu machen. Den Eisen- 
bahndirektionen ist übrigens die Einführung noch weiterer 
Vereinfachungen anheimgegeben. Unzulässig dagegen 
ist jede Umständlichkeit in der Bearbeitung 
einzelner Fälle. 
Finanzordnun g. Gleichzeitig mit der neuen Verwaltungsordnung ist von 

der preußischen Staatseisenbahnverwaltung unter Mitwirkung 
der Kgl. Oberrechnungskammer eine neue Finanzordnung 
erlassen worden, um die gesamte Finanzgebarung so ein- 
fach und so übersichtlich zu gestalten, als es die Sorge für 
eine gesunde Wirtschaftsführung in den zahlreichen Gliedern 
der ausgedehnten Verwaltung erheischt. Am besten charakteri- 
siert sich diese Finanzordnung durch die in ihrem ersten 
Teile mit folgenden Worten gegebene Kennzeichnung: 

»Jeder Dezernent hat bei der Bearbeitung seiner 
Geschäftssachen nicht nur die seinem Dezernate ent- 
sprechende besondere Fachrichtung (nach der rechtlichen, 
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technischen, Verkehrs- und sozialpolitischen Seite u. s. w.) 
zu verfolgen, sondern auch zu prüfen, ob die Entscheidung 
mit den Grundsätzen einer verständigen Wirtschaftsführung 
vereinbar ist. Dabei dürfen selbstverständlich nicht klein- 
liche Rücksichten walten, vielmehr soll gerade bei einer 
in steter Entwicklung begriffenen staatlichen Verkehrs- 
anstalt durch umsichtige und wohldurchdachte Maßnahmen, 
durch Herstellung von gediegenen Anlagen, durch Vorbe- 
reitung eines tüchtigen, allen Anforderungen entsprechen- 
den Personales, bei voller Aufwendung der erforderlichen 
Mittel die sichere und zweckmäßige Betriebsführung gewähr- 
leistet werden.« 

Nach diesen Erwägungen wurde zunächst das Etat- 
muster (Staatsvoranschlag) in grundlegender Weise umge- 
staltet, vorwiegend mit dem Zwecke, zu ermöglichen, daß 
man schon im Laufe des Jahres, d. h. jederzeit, den Stand 
der Finanzen genau verfolgen und einem Mißgriff in der 
Wirtschaftsführung sofort begegnen kann. Zur Ergänzung 
des Etatmusters wurde eine »Buchungsordnung« und eine 
»Rechnungsordnung« erlassen. Durch eine Werkstätten- 
ordnung, Materialienordnung, Drucksachen- und Inventarien- 
ordnung, Hauptkassen Ordnung, Stationskassenordnung, 
Baukassenordnung sind alle für diese Gebiete geltenden 
Finanzvorschriften neu aufgestellt. Alle diese Vorschriften 
bezwecken größtmögliche Klarheit und Vereinfachung der 
Form. Zu all dem tritt hinzu der Erlaß einer »Wirt- 
schaftsordnung«, durch welche der Staatsbahnbeamte auf 
die Prüfung der Wirtschaftlichkeit seiner Amtshandlungen 
hingewiesen wird. 

Um den Wirtschaftseffekt in den kürzesten Zeit- 
abschnitten ermitteln zu können, ist durch den Etatrat eine 
eigene Organisation geschaffen. Für jede Eisenbahn- 
direktion ist eine Revisionsstelle eingesetzt, die unter der 
Oberleitung des Etatrates steht, welch letzterem in Unter- 
stützung des Präsidenten die Aufgabe der Überwachung 
der Finanzgebarung obliegt. An der Spitze der Revisions- 
stelle steht ein Rechnungsdirektor, der nach den Vor- 
schriften der Wirtschaftsordnung an der Hand seiner 
Beobachtungen den Präsidenten und die Dezernenten auf 

2* 
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Fehler und Mängel in der Wirtschaftsgebarung aufmerksam 
zu machen hat. 

Durchführung Die gesamte Reform wurde derartig durchgeführt, 

der Reform, ^aß säe am 1. April 1895 ins Leben trat. Alle Behörden, 
Dienststellen und Beamten waren beflissen, die Neuordnung 
im Geiste ihrer Schöpfer durchzuführen, wobei selbst- 
verständlich die Zentralstelle die Überleitung des Dienstes 
in diese neuen Formen wesentlich gefordert hat. 

Im Laufe der Jahre sind in mehrfacher Hinsicht die 
geschaffenen Einrichtungen ergänzt und vervollkommnet 
worden, an den Grundzügen aber hat sich nichts geändert. 
Sie haben sich, wie die weiteren Darstellungen zeigen 
werden, aufs glänzendste bewährt. Zu den 20 Eisenbahn- 
direktionen ist am !. April 1897 die Kgl. Preußische und 
Großherzoglich Hessische Eisenbahndirektion in Mainz 
hinzugetreten, nachdem durch den Ankauf der Hessischen 
Ludwigsbahn durch Preußen und Hessen der Eisenbahn- 
besitz dieser beiden Staaten zu einer Eisenbahnbetriebs- 
und Finanzgemeinschaft vereinigt worden war. Am 1. Ok- 
tober 1902 ist dieser Behörde auch die Verwaltung der 
Main-Neckarbahn übertragen worden. 

Weiters ist in den Staatsbesitz die Weimar-Geraer 
Eisenbahn und eine Reihe anderer Linien mit einer Gesamt- 
länge von 1354 km übergegangen und endlich ist seit dem 
1. Juli 1904 von der Staatseisenbahnverwaltung auch der 
Betrieb der bis dahin verpachtet gewesenen Oberschlesischen 
Schmalspurbahnen von 136 km Länge übernommen worden. 
Der Hinzutritt dieser Bahnen, die Eröffnung neuer Bahn- 
strecken und das Bestreben, die Fahrplanbearbeitung im 
Friedens- und Kriegsfalle, die Zugdurchführung und die 
Wagendisposition auf zusammenhängenden Bahnlinien in 
einer Hand zu haben, haben wiederholt zu neuen Ab- 
grenzungen der Eisenbahndirektionsbezirke und zur Neu- 
einrichtung von Inspektionen geführt Dabei ist zugleich 
darauf Bedacht genommen worden, den Geschäftsumfang 
der Eisenbahndirektionen tunlichst auszugleichen. 

Das zu verwaltende Bahnnetz ist vom Jahre 1894 
bis zum Ende des Jahres 1904 von 26.415 auf 34.038 km 
angewachsen, während die Zahl von Eisenbahndirektionen 
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nur von 20 auf 21 stieg, die Zahl der Eisenbahninspektionen 
aber von 457 auf 519 wuchs. Die letzteren teilen sich in 
255 Betriebs- und je 88 Maschinen-, Werkstätten- und 
Verkehrsinspektionen. Für größere Neubauten setzt der 
Minister außerdem fallweise Bauabteilungen ein, die den 
Eisenbahndirektionen unterstehen. Die Zahl der Dezernenten 
bei den Direktionen wuchs in dem abgelaufenen Dezennium 
von 321 auf 397. 

Eine einzige wichtige organisatorische Neuerung fällt 
in das abgelaufene Dezennium. Sie bezieht sich auf das 
Telegraphenwesen. Die Telegraphie im engeren Sinne tritt 
hinter den elektrischen Block- und anderen Sicherungs- 
anlagen an Wichtigkeit zurück. Da aber die letzteren im 
engsten Zusammenhange mit dem Betriebe stehen, so schien 
es angemessen, die gesamten Dienstobliegenheiten der 
Beamten des technischenTelegraphenwesens auf die Betriebs- 
beamten zu überwälzen. Infolgedessen wurden, wie schon 
erwähnt, im Jahre 1902 die Telegrapheninspektionen auf- 
gehoben und ihre Geschäfte auf die Eisenbahndirektionen, 
sofern sie allgemeiner Art sind und auf die Eisenbahn- 
betriebsinspektionen übertragen. Dabei wurde bei jeder 
Eisenbahndirektion ein besonderes Dezernat für das techni- 
sche Sicherungs- und Telegraphenwesen eingerichtet. 

Besondere Aufmerksamkeit wurde der Ausgestaltung 
der Bahnmeistereien und der Hebung des Bahnmeister- 
standes zugewendet. Äußerlich zeigte diese Detailreform 
die Vermehrung der Bahnmeistereien I. Klasse, die Schaffung 
von Oberbahnmeistereien und die Bildung besonderer 
Stellwerksbahnmeistereien. 

Im Jahre 1900 sah man sich veranlaßt, das zur Fest- 
stellung der Einnahmen aus dem Personen- und Güter- 
verkehre berufene Verkehrskontrollorwesen neu zu ordnen 
unter gleichzeitiger Aufhebung der Wagenkontrollen. 

In den folgenden Jahren wurden neuerliche Verein- 
fachungen im Bureau- und Geschäftsdienste der Eisen- 
bahndirektionen und Eisenbahninspektionen vorgenommen. 

Alle auf das Verwaltungswesen der Staatseisenbahn- 
verwaltung bezüglichen Anordnungen wurden im Oktober 
1902 zum Handgebrauche für die ausführenden Stellen in 
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einem Sammelwerke vereinigt, welches unter dem Titel 
»Vorschriften für die Verwaltung der vereinigten Preußi- 
schen und Hessischen Staatseisenbahnen«, Berlin, gedruckt 
bei Julius Sitten feld, erschien. Das Werk zerfällt in 
zwei Teile, erstens: die Allerhöchst genehmigte Ver- 
waltungsordnung der Staatseisenbahnen, zweitens : Gesetzes- 
vorschriften und Anordnungen, die ebenfalls für die Ver- 
waltung der Staatseisenbahnen und ferner für die staat- 
liche Beaufsichtigung der Privateisenbahnen von Wichtig- 
keit sind. 

Das Werk bildet einen stattlichen Quartband von 
1033 Seiten, dessen Übersichtlichkeit und Benützbarkeit 
durch ein Sachregister unterstützt wird. 

Auch für die Finanzordnung wurde ein derartiges 
Gesamtwerk am 1. April 1901 herausgegeben und durch einen 
am 1. Oktober 1904 herausgegebenen Nachtrag ergänzt. Von 
der Großartigkeit dieses Werkes kann man sich, ohne in das- 
selbe Einsicht zu nehmen, kaum eine Vorstellung machen. 
Um aber einigermaßen die Umrisse zu kennzeichnen, lasse 
ich hier eine Übersicht des Inhaltes der 12 Bände samt 
Nachträgen folgen: 

Finanzordnung der Preußischen Staatseisen- 
bahnverwaltung: 



Teil I. Wirtschaftsordnung 219 S. 

Nachtrag hierzu 65 S. 

Teil II. Buchungsordnung 81 S. 

Nachtrag hierzu 31 S. 

Teil III. Rechnungsordnung 549 S. 

Nachtrag hierzu 134 S. 

Teil IV. Werkstättenordnung 85 S. 

Nachtrag hierzu 9 S. 

Teil V. Materialienordnung 190 S. 

Nachtrag 41 S. 

Teil VI. Drucksachenordnung 39 S. 

Nachtrag 7 S. 

Teil VII. Inventarienordnung 100 S. 

Nachtrag 55 S. 
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Teil VIII. Hauptkassenordnung nebst: 

1. Vorschriften über die Einnahme- 
kontrolle bei den Eisenbahn- 
direktionen. 

2. Vorschriften für die Zinsenkontrolle 



bei den Eisenbahndirektionen . . . 295 S. 

Nachtrag 53 S. 

Teil IX. Stationskassenordnung nebst Dienst- 
vorschrift für die Versendung von 

Dienstgeldern mit den Bahnzügen . . 96 S. 

Nachtrag 19 S. 

Teil X. Baukassenordnung 58 S. 

Nachtrag 9 S. 

Teil XL Anweisung zur Rechnungslegung . . . 319 S. 

Nachtrag 14 S. 

Teil XII. Sammlung von Rechnungsvorschriften 

materiellen Inhaltes 286 S. 

Nachtrag 120 S. 



Gesamtumfang . . . 2874 S. 

Trotz dieses großen Umfanges ist es den Autoren 
gelungen, die Übersichtlichkeit des Riesenstoffes und die 
Benutzbarkeit des Werkes in der Praxis des Dienstes zu 
wahren. 

Das ganze Reformwerk vollzog sich unter den Ver- 
kehrsministern Staatsministern v. T h i e 1 en und v. Budde, 
welch letzterer getreu seiner Programmrede die Wege seines 
Amtsvorgängers wandelte und sogar wichtige Teile der im 
Dienstbereiche der Eisenbahndirektionen erprobten ge- 
schäftlichen Vereinfachungen unter weiterer Vervoll- 
kommnung in den Geschäftsbetrieb des Ministeriums über- 
trug, von dem aus sie bereits auch den Weg zu anderen 
Zentralstellen gefunden haben. 

Derjenige Mann, welcher unter den genannten Ministern 
als Hauptträger des Reformwerkes angesehen werden 
kann, ist der Geheime Oberregierungsrat und vortragende 
Rat im Ministerium für öffentliche Arbeiten W. Hoff, der 
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auch der berufene Verfasser der früher zitierten Abhand- 
lung im »Archiv für Eisenbahnwesen« ist, die sich als 
eine Art Jubiläumsdenkschrift darstellt. Ich folgte bisher 
den Ausführungen dieses schöpferisch veranlagten, mit 
einer immensen Arbeitskraft ausgestatteten Beamten und 
werde auch in der weiteren Schilderung der Erfolge der 
Reform seine Angaben benützen, wie sie in der angeführten 
Schrift enthalten sind und mir durch die fesselnde münd- 
liche Darstellung von diesem ausgezeichneten Manne er- 
läutert wurden. 



Erfolge Die Reform hatte zwei Ziele, Erhöhung der Qualität 

der Reform. Betriebsführung durch engere Fühlung der leitenden 
Behörden mit den wirtschaftlichen Kreisen des Landes und 
dem ausführenden Personale und größere Beweglichkeit 
und Sicherheit in der Betriebsführung, dann aber gleich- 
zeitig erhöhte Ökonomie des Betriebes, vor allem Er- 
sparnis an dem Kostenaufwande für den inneren Ver- 
waltungsdienst. Nach meinen Beobachtungen scheint mir 
der erstgenannte Zweck erreicht zu sein; zweifellos fest- 
stehend ist das zweitgenannte Ziel, und zwar in über- 
raschendster Weise erreicht worden. Die leitenden Präsi- 
denten und Dezernenten der Eisenbahndirektionen sind 
mit den Verkehrs- und Betriebsverhältnissen ihres Bezirkes 
wohl vertraut und haben in allen Fragen auf Grund der 
örtlichen Kenntnis der Dinge zu entscheiden oder doch 
mitzuwirken. Eine Zwischeninstanz, die für sich diese Be- 
fugnisse in Anspruch nähme, gibt es nicht. Die Inspektions- 
vorstände sind Organe der Direktionen, bereiten deren 
Entscheidungen vor und führen sie durch, und zwar in 
genauester Kenntnis der Betriebs- und Verkehrsverhältnisse. 
Die Geschäftserledigung ist einfach und rasch und daher 
auch billiger geworden. Der Bureaukratismus im gefähr- 
lichen Sinne des Wortes ist außerordentlich eingeschränkt 
worden. Die mannigfaltigsten und mitunter schwierigen 
Aufgaben des Baues, Betriebes und Verkehres sind ohne 
wesentliche Störung im letzten Dezennium gelöst worden 
und insbesondere die gewaltige Arbeit, die durch den 
Anschluß neuer Bahnen an das Staatseisenbahnnetz ent- 
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standen ist, wurde ohne Schwierigkeit bewältigt. Der in 
Preußen eingehaltene Vorgang, zuerst die Organisation des 
gesamten Staatseisenbahndienstes zur erreichbaren Voll- 
kommenheit auszugestalten und dann erst mit der Fort- 
setzung der Verstaatlichung vorzugehen, hat sich glänzend 
bewährt*) Das Personale, dessen Dienst durch die Neu- 
ordnung der Verhältnisse beeinflußt wurde, hat große Vor- 
teile errungen. Allerdings unter der gleichzeitigen Forderung, 
daß es bis an die Grenzen der Leistungsmöglichkeit in 
Anspruch genommen wird. Unter Zurückdrängung des 
Formenwesens wird echte Mehrarbeit durch Erhöhung der 
Verantwortlichkeit in der Sache gefordert nach dem Grund- 
satze, daß dort am besten gearbeitet wird, wo man ge- 
wöhnt ist, mit Volldampf zu arbeiten. 

Die Zahl der Stellen für die Direktionspräsidenten 
und der Direktionsmitglieder ist wesentlich vermehrt worden 
und dies ist ganz besonders für die technischen Mitglieder 
der Direktionen der Fall. Aber auch die Stellen der Vor- 
stände der Inspektionen sind nach Dienst und Einkommen 
verbessert worden. Während das gesamte Buraupersonal 



*) Gelegentlich der ersten Beratung der Gesetzentwürfe, betreffend 
die Verstaatlichung der Saalbahn, der Werrabahn und der Weimar-Geraer 
Bahn durch Preußen, im Abgeordnetenhause am 24. Juli 1895 machte der 
Regierungskommissär Unterstaatssekretär Brefeld folgende Bemerkungen, 
welche ich hier ausdrücklich zitiere, da sie mir von Bedeutung zu sein 
scheinen: »Die Erwerbung der hier in Rede stehenden drei Bahnen ist 
schon seit längerer Zeit ins Auge gefaßt worden, da sie aus mehrfachen 
Gründen den Privatbetrieben nicht überlassen bleiben können. Es wurde 
jedoch der gegenwärtige Zeitpunkt seitens der preußischen Regierung 
nicht für geeignet gehalten, mit dem Erwerb dieser Bahnen vorzugehen, 
da sich die preußischen Staatsbahnen gegenwärtig in der Umgestaltung 
ihrer gesamten Verwaltung befinden, eine Aufgabe, die so umfassender 
Natur ist, daß es natürlich nicht erwünscht erscheinen konnte, sich noch 
weiters schwierige Aufgaben aufzuerlegen.« Wenn trotzdem mit der Ver- 
staatlichung in diesem Zeitpunkte vorgegangen wurde und die preußische 
Regierung aus ihrer Zurückhaltung heraustrat, so geschah es deshalb, 
weil durch die Verhandlungen der sächsischen Regierung mit der Gesell- 
schaft der Weimar-Geraer Bahn Gefahr im Verzuge lag. Also nur weil 
Gefahr im Verzuge lag, war es zu rechtfertigen, mit einer neuerlichen 
Erwerbung von Privatbahnen in einer Periode vorzugehen, in welcher 
die Staatscisenbahnverwaltung einer Reorganisation zugeführt wurde. 
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bedeutend vermindert werden konnte, ist das Verhältnis 
der besser dotierten Stellen zu jenen der minder gut 
dotierten fast um das Dreifache günstiger geworden. Be- 
sonders befähigten und strebsamen Beamten des praktischen 
Dienstes ist das raschere Vorrücken in höhere Stellungen 
ermöglicht worden. 

Die nachstehenden Tabellen gewähren einen Überblick 
über das Personal, das im inneren Dienste, einschließlich 
der Neubauverwaltung, in den Jahren 1894 (vor der Neu- 
ordnung), 1895 (nach der Neuordnung) und 1903 (dem 
zuletzt abgeschlossenen Jahre) tatsächlich beschäftigt und 
für das laufende Jahr 1905 veranschlagt worden ist. 





Auf 1 km 
durchschnitt - 


Auf je 
100.000 Mark 


Auf je 
100.000 Mark 


Auf je 
100.000 


Jahr 


liehe 
Betriebslänge 


der Betriebs- 
einnahmen 


der Betriebs- 
ausgaben 


Wagenachs- 
Kilometer 




Köpfe 


1894/95 . . . 


0-694 


1-899 


3-182 


01931 


1895/96 . , . 


0559 


1-453 


2-649 


01520 t 


1903 • * • 


0-476 


1032 


1728 


0-1090 


1905 ... . 


0-460 


0-985 


1-621 


0-1040 


1905 gegen 
1894 . 


— 0234 


- 0914 


— 1-561 


— 0-0891 



Trotz der Ausdehnung des Verwaltungsgebietes um 
8743 km und der Steigerung des Verkehres um die aus 
der ersten Übersicht ersichtlichen enormen Ziffern werden 
also gegenwärtig in dem gesamten von der Neuordnung 
der Verwaltung und des Finanzwesens betroffenen Dienste 
noch 2214 Arbeitskräfte weniger beschäftigt, als im Jahre 
1894 tatsächlich im Dienste waren. Für diese Kräfte müßte, 
wenn sie vorhanden wären, an Besoldungen — nicht 
gerechnet die Bureauunkosten, Pensionslast u. s. w. — 
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die Summe von Mk. 5,773.500 jährlich verausgabt werden. 
Das ist die rechnungsmäßige Jahresersparnis. Tatsächlich 
ist dieselbe in jedem der vergangenen zehn Jahre noch 
erheblich größer gewesen, so daß die absolute Ersparnis 
der Staatskassa am Verwaltungsaufwande in diesem Jahr- 
zehnte sich auf mehr als 60 Millionen Mark belaufen hat. 

Erschöpfend ist diese Berechnung aber noch nicht, 
weil unter dem alten Regime infolge des Zuwachses an 
Bahnen zweifellos eine bedeutende Vermehrung der 
Arbeitskräfte nötig gewesen wäre. Man wird demnach 
nicht zu hoch greifen, wenn man gegenüber der voraus- 
sichtlichen Aufwendung im Falle des Fortbestandes der 
früheren Organisation eine Ersparnissumme von jährlich 
etwa 20 Millionen Mark annimmt. Diese große Ersparnis 
wurde aber nur bei dem höheren und im inneren Ver- 
waltungsdienste tätigen Personale erzielt. Das äußere 
Betriebspersonal ist nicht nur nirgends vermindert, sondern 
dessen Dienst wesentlich erleichtert worden. 

Gleichzeitig mit der inneren Reform sind die Jahres- 
abschlüsse der Staatseisenbahnverwaltung fast in ununter- 
brochener Folge günstiger geworden, was freilich haupt- 
sächlich der Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Landes zuzuschreiben ist. Dabei aber darf doch nicht 
der Einfluß der sparsamen Wirtschaftsführung durch den 
gesteigerten wirtschaftlichen Sinn des Eisenbahnbeamten- 
körpers unterschätzt werden. Um einen solchen Erfolg zu 
erzielen, bedurfte es mühsamer Kleinarbeit. Die Festlegung 
der formellen Behandlung aller Geschäfte in einen Ver- 
waltungsapparat, bei dem sich aus kleinen Beträgen ein 
Milliardenetat zusammensetzt, ist der wirksamste Weg, um 
in dem Großbetriebe die höchste Wirtschaftlichkeit zu er- 
zielen und um bei sparsamer Verwaltung die beste 
Betriebsführung zu gewinnen. Die Reform des Jahres 1895, 
sagt Hoff, war eine zwingende Notwendigkeit ; erst durch 
sie ist Preußen der Vorteile des Großbetriebes seiner 
Eisenbahnverwaltung, der von Bismarck inaugurierten 
Eisenbahnpolitik in vollem Umfange teilhaftig geworden. 

Unter diesen Umständen kann es nicht wunder- 
nehmen, daß die preußische Staatseisenbahnverwaltung bei 
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vielen anderen Staatsverwaltungen Preußens und der 
anderen deutschen Staaten und nicht minder bei den 
Staats- und Privat-Eisenbahnverwaltungen anderer Staaten 
Nachahmung oder sinngemäße Anwendung gefunden hat. 

Seit dem Jahre 1895, aber insbesondere seit 1900 
wurde die preußische Staatseisenbahnverwaltung von aus- 
ländischen Staatsmännern, Gelehrten und Beamten studiert. 
Aus allen zivilisierten Staaten kamen Männer nach Preußen, 
um an Ort und Stelle Studien über die Organisation der 
Staatseisenbahnverwaltung in ihrer gegenwärtigen Ver- 
fassung anzustellen und für ihre Heimat nutzbar zu 
machen. In letzter Zeit waren es insbesondere Sachsen, 
Spanien, Italien und Japan, welche in den Bureaus des 
preußischen Ministeriums für öffentliche Arbeiten bei den 
Direktionen und sonstigen Dienstesstellen Studien an- 
stellten.*) 

Bisher wurde von einer preußischen Institution nicht 
gesprochen, weil sie schon vor der Reform ins Leben 
gerufen wurde. Da sie aber für uns einen Lehrwert 
besitzt, so will ich dieselbe kurz erörtern. Abgesehen 
davon, daß die Staatseisenbahn-Direktionen eine Kollegial- 
verfassung haben, daß sich diese Gremien regelmäßig 
Montag versammeln und daher ein stetiger Verkehr unter 
dem Vorsitze des Präsidenten zwischen den einzelnen 
Referaten sichergestellt ist, Bestimmungen, welche in dem 
neuen Organisationsgesetze enthalten sind, bestand schon 
vorher und besteht heute noch auf Grund des Gesetzes 
vom 1. Juni 1882 die Institution eines Landeseisenbahnrates 
und der Bezirkseisenbahnräte, von denen der erstere seinen 
Sitz in Berlin, die letzteren ihren Standort an den Sitzen 
der Staatsbahndirektionen haben. Die Bezirkseisenbahnräte, 
sowie der Landeseisenbahnrat, welcher aus Delegierten 



*) Vor Durchführung der letzten Organisation der sächsischen 
Staatsbahnen wendete sich der Generaldirektor v. Kirchbach an den 
Geheimen Ober-Regierungsrat Hoff um Rat. Dieser empfahl ihm die 
Nachahmung der gegenwärtigen Ordnung in Preußen. Man befolgte den 
Rat nicht und der Generaldirektor v. Kirchbach erklärte unlängst, daß 
man dies schon jetzt bedauere und bei nächster Gelegenheit wieder eine 
Änderung im Sinne der preußischen Organisation vornehmen werde. 
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der ersteren zusammengesetzt ist, haben sich mit den 
Verkehrsangelegenheiten zu befassen. Ihre Funktionsdauer 
ist eine dreijährige, die Bezüge sind sehr bescheiden, 
Mk. 15" — pro Tag während der Sessionsdauer und freie 
Fahrt vom Wohnorte zum Versammlungsorte. Ohne die 
Details weiter hier zu erörtern, will ich nur feststellen, 
daß diese Institution als eine nützliche und fruchtbringende 
erkannt wird, und daß sie auch für die künftige Organi- 
sation in Österreich vorbildlich zu sein hätte. 



Beurteilung der heutigen Staatseisenbahn' 
Verfassung durch die berufenen Kreise. 

Handelskammer- Ein zuverlässiges Bild von der Beurteilung der gegen- 
Berichte. wärtigen Verfassung des preußischen Staatseisenbahn- 
wesens gewinnt man aus der Lektüre der Handelskammer- 
berichte, von denen jeder den Eisenbahnangelegenheiten 
mehr oder minder ausführliche Besprechungen widmet. 
In diesen Handelskammerberichten kommen, wie nicht 
überraschen kann, allenthalben lokale Wünsche zum Aus- 
druck, die sich auf die Zustände der Bahnhöfe, Halte- 
stellen, Details der Fahrordnung, Tarifbegünstigungen für 
einzelne Relationen u. s. w. beziehen. Man könnte sagen, 
dasjenige, was fast den ausschließlichen BeratungsstofT 
des österreichischen Staatseisenbahnrates bildet, taucht in 
jedem der Handelskammerberichte auf, da ja auch die 
Handelskammern verpflichtet sind, begründete Wünsche 
der Eisenbahnverwaltung gegenüber zu vertreten. Daß hier 
und da einmal auch ein ganz sonderbarer Wunsch auftaucht 
und durch die Handelskammer Vertretung findet, soll nicht 
in Abrede gestellt werden. Gewisse Forderungen tauchen 
immer wieder und an den verschiedensten Orten auf und 
es ist kaum verständlich, daß die sonst so außerordentlich 
entgegenkommende Staatseisenbahnverwaltung sich in ein- 
zelnen dieser Fälle nicht kulanter erweist. So petitionieren 
vergeblich die Handels- und Gewerbekammern von Bremen, 
Breslau und Köln um die Beistellung von Einrichtungen 
für die Beförderung von frostempfindlichen Gütern nach 
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dem Vorbilde von in Österreich-Ungarn bestehenden Ein- 
richtungen. Die Handelskammer in Duisburg beantragt 
die Einführung doppelbödiger Viehtransportwagen. Über 
Mangel an Frachtwagen klagen insbesondere die west- 
deutschen Handelskammern Köln, Duisburg und befür- 
worten daher mit Saarbrücken eine »deutsche Betriebs- 
. mittelgemeinschaftc.*) 

Sehr verständlich ist die Agitation der östlichen 
Kammern Bromberg, Oppeln u. s. w. zugunsten von be- 
sonderen Tarifermäßigungen für den Osten der Monarchie, 
der sich in weniger günstigen Produktionsbedingungen 
befindet als der Westen und dafür einen Ausgleich in dem 
Tarife sucht. Da diesen Wünschen bisher angeblich nicht 
in ausreichendem Maße entsprochen werden konnte, ver- 
missen diese Kammern die »Großzügigkeitc der Tarif- 
politik. Alle Kammerberichte der letzten zwei Jahre 1904 
und 1905, die bis jetzt erschienen sind, lassen aber er- 
kennen, daß man den gegenwärtigen Stand der Dinge in 
der Staatseisenbahnverwaltung als im großen und ganzen 
befriedigend auffaßt und, mit einer Art von Stolz auf die 
deutschen Einrichtungen, nur noch eine Verbesserungs- 
fähigkeit im Detail und in einzelnen Richtungen für 
gegeben erachtet. 

Weit über das durchschnittliche Niveau der Handels- 
kammerberichte erhebt sich, wenn ich von einer äußerst 
interessanten Abhandlung über die Konkurrenz der Wasser- 
straßen mit den Eisenbahnen in dem Berichte von Saar- 
brücken für 1904 absehe, die Berichte der Handelskammer 
in Essen für 1903 und 1904. 

Beide Berichte besprechen ausführlich und in glänzen- Handelskammer 
der Weise das Verhältnis der Staatseisenbahnverwaltung j**{^ t ffi* f *JJ 
zu der staatlichen Finanzwirtschaft im allgemeinen oder staatselsen- 
die Abhängigkeit der einen von der anderen, weiters die bahnverwalttmg 
Tarifpolitik, insbesondere im Vergleiche mit den analogen zu den 
amerikanischen Verhältnissen und beantragen die Errichtung finanzen. 
eines Ausgleichsfonds für Gütertarife nach Art des im 
Jahre 1902 für die technische Ausrüstung der Bahnen er- 

*) Die Verhandlungen in dieser Angelegenheit sollen mit günstiger 
Aussicht auf Erfolg bereits im Zuge sein. 
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stellten Ausgleichsfonds von 200 Millionen Mark. Aber 
abgesehen von dieser sehr erwägenswerten finanzpolitischen 
Maßregel fordert die Essener Kammer, daß man in Deutsch- 
land außer einer einheitlichen nationalen Wirtschaftspolitik, 
einer einheitlichen Zoll- und Handelsgesetzgebung auch 
eine einheitliche Eisenbahn -Verkehrspolitik betreibe. Der 
hierfür einzuschlagende Weg ließe sich aus der bereits 
gegründeten preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft 
ableiten. Die Ausführungen der Handelskammer von 
Essen sind so bemerkenswert, daß ich einiges aus den- 
selben hier reproduzieren möchte. 

Gegenüber den Personentarifen wird festgestellt, daß 
eine besondere Verbilligung derselben und eine weit- 
greifende Reform nicht angestrebt werden könne, nachdem 
trotz des steigenden Komforts, vermehrter Sicherheit und 
Schnelligkeit der Reisen die durchschnittliche Einnahme 
aus dem Personen verkehre von 3 Pfg. aus dem Jahre 1889 
auf 2 5 Pfg. im Jahre 1902 pro Personenkilometer herunter- 
gegangen sei. Wohl aber wird die Auflassung der Rück- 
fahrkarten unter gleichzeitiger Herabsetzung der Preise für 
die einfachen Karten auf den halben Preis der Rückfahr- 
karten gefordert. Man begegnet diesem Antrage auch in 
anderen Kammerberichten und in den Verhandlungen des 
Abgeordnetenhauses. 

In Beziehung auf die Gütertarife wird zunächst mit 
Befriedigung festgestellt, daß der Durchschnittsfrachtsatz 
in Preußen eine sinkende Tendenz verfolgt, denn abge- 
sehen von Ausnahmetarifen der verschiedensten Art zur 
Begünstigung der Produktion und zur Hebung der Ausfuhr, 
war dieser Durchschnittsfrachtsatz pro Tonnenkilometer: 

Im Jahre 1879 4-25 

„ 1889 389 

„ 1900 3*52 

„ 1901 355 

„ 1902 3-58 

Die geringfügige Steigerung in den letzten Jahren 
erklärt sich aus der Transportverminderung von gering- 
wertigen, niedrig tarifierten Gütern, wie Steine, Erde, Kalk, 
Zement und insbesondere Kohlen. Die Abnahme der Güter- 
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tarife um —75 Pfg. pro Tonnenkilometer in den letzten 
25 Jahren scheint aber immerhin festzustehen, trotz der 
geringen Schwankungen von einigen hundertstel Pfennigen 
pro Tonnenkilometer. Dagegen betragt der nordamerika- 
nische Durchschnitt des Frachtsatzes pro Tonnenkilometer 
nur 2-09 Pfg. Der Abgeordnete M a c c o zeigte, daß dieser 
Vergleich für Deutschland noch viel ungünstiger ausfalle, 
wenn man die einzelnen Staaten und Wagenklassen in 
Betracht ziehe. Ohio und Michigan haben Durchschnittssätze 
von 1-5 Pfg., also weit unter der Hälfte der preußischen; 
New -York, Pennsylvanien, Jersey haben 17 Pfg. Dagegen 
stellen sich in Preußen die durchschnittlichen Einnahmen 
im Normaltarif auf 5 24 Pfg., im Spezialtarif I, der doch 
auch schon Industriegüter führt, auf 5- 19 Pfg., im Spezial- 
tarif II auf 416 Pfg., im Spezialtarif III auf 3-01 Pfg., im 
Ausnahmetarif auf 263 Pfg., im Kohlentarif auf 2*52 Pfg. 
Also alle diese Tarife, die doch für die Massengüter gelten, 
welche die Industrie nötig hat, sind weit über dem Durch- 
schnittstarif drüben. Zu einer weitausgreifenden, dauernden 
Ermäßigung aller Gütertarife sei in Preußen insolange keine 
Möglichkeit geboten, als 41 Prozent des gesamten Staats- 
ausgabeetats den Eisenbahnen zur Last fallen und die 
allgemeinen Staatsfinanzen sich in vollständiger Ab- 
hängigkeit von den Ergebnissen der Eisenbahnverwaltung 
befinden. Der Anspruch, den der Staatshaushalt auf die 
Eisenbahnüberschüsse macht, führt schließlich zu einer 
Erstarrung des Tarifwesens. Abgesehen davon, daß es 
staatswirtschaftlich durchaus verwerflich ist, Staatsausgaben 
dauernder Art zum größten Teile und in wachsendem Maße 
auf den schwankenden Einnahmen eines großindustriellen 
Betriebes, wie es das Eisenbahnwesen ist, zu basieren, 
würde eine solche Erstarrung des Tarifwesens, eine der 
wichtigsten Waffen im Konkurrenzkampfe gegen das 
Ausland, die Tarifpolitik abstumpfen. Als ein wirksames 
Auskunftsmittel wird zunächst empfohlen, wie oben er- 
wähnt, die Bildung eines Ausgleichsfonds. Minister Budde 
hat im Jahre 1902 die Bildung eines Ausgleichsfonds 
gesetzmäßig sichergestellt, um eine gewisse Gleichmäßigkeit 
in - den Materialbeschaffungen zu erzielen. Durch Über- 

3 
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schüsse im Staatshaushalte soll dieser Fonds auf die Höhe 
von 200 Millionen Mark gebracht werden. Dieser Aus- 
gleichsfonds ist ein Spezialdispositionsfonds zur Vermehrung 
der Betriebsmittel, zur Erweiterung der Bahnanlagen, zu 
Grunderwerbungen u. s. w., welche mit Hilfe dieses Fonds 
bewerkstelligt werden können, unabhängig von dem 
jeweiligen Stande der Staatsfinanzen. 

Es ist vollkommen richtig, daß Betriebsmittel- 
anschaffungen unzweckmäßig, sprungweise und insbe- 
sondere zu Zeiten gesteigerten Bedarfes während wirt- 
schaftlicher Hochflut vorgenommen werden. Es muß viel- 
mehr im Interesse der Ökonomie der Staatseisenbahn- 
verwaltung und noch mehr im Interesse jener Industrien, 
welche die Fahrbetriebsmittel erstellen, eine gewisse Gleich- 
mäßigkeit angestrebt werden, was mit Hilfe eines solchen 
Dispositionsfonds, der ganz richtig Ausgleichsfonds genannt 
wird, geschehen kann.*) Die Kammer in Essen sagt: >Es 
müsse dahin gestrebt werden, daß das im Gesetze über 
den Ausgleichsfonds mehr für die technische Seite zum 
Ausdrucke gelangte Prinzip, nämlich daß den Bedürfnissen 
des Verkehres ohne Rücksicht auf die jeweilige Gesamt- 
finanzlage Genüge geleistet werden muß, allgemeinere An- 
wendung findet, daß dieses Prinzip möglichst auch aus- 
gedehnt wird auf die Tarifpolitik der Eisenbahnen. Neben 
dem Zollschutze bedarf es einer energischen Zusammen- 

*) >Die Zeiten liegen noch gar nicht so lange hinter uns, wo die 
Fiskalität der Finanzverwaltung, wo eine zu weit getriebene Thesaurierungs- 
politik, welche in übertriebener Weise alle möglichen Aufwendungen, 
welche zur Vermehrung des werbenden Anlagekapitales dienten, aus 
laufenden Mitteln zu bestreiten bemüht war, dazu führte, daß der Eisen- 
bahnverwaltung die Mittel, welche sie zur Instandhaltung und zu einer 
den steigenden Ansprüchen des Wirtschaftslebens angemessenen Ver- 
besserung und Vermehrung der Betriebsmittel und sonstigen Einrichtungen 
bedurfte, in weitem Umfange vorenthalten wurden. Noch in den Neunziger- 
Jahren herrschte dieses System in ausgesprochenster Weise und es wurde 
mit diesem System erst gebrochen, als speziell im Westen, im Industrie- 
revier, die Eisenbahnen bei einer aufsteigenden Bewegung im Wirtschafts- 
leben sich außer Stande zeigten, den an sie gestellten Anforderungen zu 
genügen. 

Erst als dieser Fall eintrat, erst als Erscheinungen, wie der Wagen- 
mangel — um nur diesen zu nennen — sich als Hemmschuh nicht nur 
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fassung aller Kräfte, um dem amerikanischen Wettbewerbe 
die Spitze bieten zu können. Da aber eine systematische 
radikale Verminderung der Frachtkosten wichtiger Pro- 
duktionsmittel, insbesondere der Einheitssätze für Roh- 
produkte, bei der Abhängigkeit der Eisenbahnpolitik von 
dem Staatshaushalte ebenso ausgeschlossen erscheint wie 
ein Zurückschrauben der Löhne, so gäbe es nur ein Mittel, 
nämlich das, daß in ertragsreichen Jahren Reserven an- 
gelegt werden, aus denen etwaige Einnahmeausfälle zu 
decken wären, die aus zeitweilig notwendigen Tarif- 
ermäßigungen hervorgehen könnten. Ein solcher tarifarischer 
Ausgleichsfonds könnte auch dazu benützt werden, um 
mit der Vielgestaltigkeit der Tarife in etwas aufzuräumen, 
jener Vielgestaltigkeit, die der frühere Eisenbahnminister 
v. Thielen einmal drastisch mit den Worten »Tarif- 
ungezieferc bezeichnet hat. 

In technischer Beziehung befürworten die Kammern Technische 
in überzeugender Weise zwei Prinzipien, die Verstärkung Forderungen 
des Oberbaues behufs Möglichkeit der Erhöhung der Ge- derKammern « 
schwindigkeit der Züge und Erhöhung der Tragfähigkeit 
der Güterwagen. Die Tendenz besteht ja allgemein, zu 
Wagen von höherer Tragfähigkeit überzugehen. Im Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund wurde berechnet, daß bei den 
Anschaffungs- und Traktionskosten im Falle des Über- 
ganges vom 15 Tonnen-Wagen zum 25 Tonnen-Wagen 



für die Ausnutzung der günstigen Wirtschaftskonjunktur, sondern für 
die Weiterentwicklung der gewerblichen Tätigkeit überhaupt erwiesen 
und Unternehmer und Arbeiter aufs empfindlichste schädigten, ent- 
schloß man sich zu einer Änderung, die, wenn sie auch keine grund- 
sätzliche Abkehr von dem bisher befolgten System bedeutete, doch 
immerhin dazu führte, daß eine Reihe von Jahren hindurch der Eisen- 
bahnverwaltung größere Mittel zur Verbesserung und Vervollständigung 
ihrer Einrichtungen und Betriebsmittel zur Verfügung gestellt wurden. So 
versuchte man die Unterlassungssünden der früheren Jahre wieder gut 
zu machen und tatsächlich wurde ja auch dadurch, daß man im zweiten 
Jahrfünft des Ministeriums Miquel der Eisenbahnverwaltung nahezu 
600 Millionen an einmaligen Ausgaben zuwendete, während man ihr im 
ersten Jahrfünft nur etwa 80 Millionen zugewiesen hatte, erreicht, daß 
der Verkehr auf den Eisenbahnen sich glatter vollzog und daß unter anderem 
auch das Gespenst des Wagenmangels verschwand.c 

8* 
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beim Kohlentransporte allein 30 bis 40 Millionen Mark 
jährlich erspart werden können. Es kann hier selbst- 
verständlich nicht festgestellt werden, welche Wagentype 
gewählt werden soll, die zu 20, 25 oder 30 t. So viel ist 
aber sicher, daß durch tragfahigere Wagen eine Verminde- 
rung der Selbstkosten erzielt und ohne Schmälerung der 
Eisenbahneinnahmen ein Teil der Ersparnisse auf Fracht- 
ermäßigungen verwendet werden könnte. 

Wie die Düsseldorfer Ausstellung im Jahre 1902 
charakteristisch vor Augen geführt hat, zwingt die ge- 
waltige Vergrößerung der industriellen Anlagen Deutsch- 
lands und des Auslandes die Gießereien und Maschinen- 
fabriken zu immer größeren Abmessungen der Gußstücke 
und Maschinenteile überzugehen. Den Bedürfnissen nach 
größeren Maschinen kann aber die Industrie nur dann 
gerecht werden, wenn ihr die Eisenbahnverwaltung Wagen 
von genügender Tragfähigkeit und zweckentsprechender 
Bauart zur Verfügung stellt, in diesem Falle insbesondere 
von Plattform wagen. 

Die Eisenbahnverwaltung in Essen hat acht Wagen 
von je 45 t, jene in Elberfeld einen Wagen von 40 1 ein- 
gestellt, doch ist hiermit dem vorhandenen Bedürfnisse 
keineswegs Genüge geleistet Die Handelskammer in Ruhrort 
hat schon im Jahre 1901 die Beschaffung von Plattform- 
wagen von 60 bis 70 1 zum Versand schwerer Maschinen- 
teile angeregt; dieser Antrag wurde aber von der Eisen- 
bahnverwaltung abgelehnt. Die Firma Krupp war ge- 
zwungen, sich Wagen von höherer Tragkraft selbst an- 
zuschaffen, andere Firmen mußten diese Wagen fallweise 
mieten. So hat denn die Vereinigung der Handelskammern 
der niederrheinisch-westfalischen Industriebezirke auf An- 
regung der Handelskammer in Düsseldorf im Jahre 1903 
den Antrag gestellt, zwei Plattformwagen im Höchstlade- 
gewichte von 60 bis 80 t zu beschaffen. Der Minister der 
öffentlichen Arbeiten, dem Konstruktionsvorschläge, welche 
die Handelskammer zu Essen beschafft hatte, unterbreitet 
wurden, hat nun die Beschaffung solcher Plattformwagen 
in Aussicht genommen. Ich erinnere mich bei dieser Ge- 
legenheit an die enormen Schwierigkeiten, welche dem 
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Etablissement Skoda bei dem Transporte eines Schiffs- 
steven zur Pariser Ausstellung erwachsen sind, da dieser 
Gußstahlkörper mit den vorhandenen Transportmitteln nicht 
verfrachtet werden konnte. In Zukunft werden sich auch 
die Schwierigkeiten vermehren, welche heute schon das 
Durchfahrtsprofil des lichten Raumes auf vielen Eisen- 
bahnen dem Transporte von kolossalen Objekten entgegen- 
stellen, ein Umstand, der freilich in absehbarer Zeit wird 
kaum beseitigt werden können. 

Die kgl. Eisenbahn direktion in Berlin ist dazu aus- 
ersehen, dem Versuchswesen behufs wissenschaftlicher 
Vertiefung des Eisenbahnbetriebes größte Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. Sie handelt im Sinne der Ausführungen 
des Geheimen Baurates Zimmermann, der vor kurzem 
in seiner Antrittsrede als neu berufenes Mitglied der Aka- 
demie der Wissenschaften das Versuchswesen als Thema 
gewählt hatte. Dabei hat er auch speziell das Versuchs- 
wesen in seinem Zusammenhange mit den Eisenbahnen 
erörtert und darauf hingewiesen, daß eine Versuchsbahn, 
auf der die Züge Tag und Nacht dauernd fahren, zur Er- 
probung der Oberbaukonstruktion und der Fahrbetriebs- 
mittel dringend zu wünschen wäre. Nun soll wirklich eine 
solche Versuchsbahn errichtet werden, und zwar unweit 
Oranienburg. 

Weiters ist die Errichtung einer Versuchsanstalt für 
Lokomotivprüfung im Anschlüsse an den Unterricht in der 
technischen Hochschule in Aussicht genommen. Dort soll 
im Einverständnisse mit der Eisenbahnverwaltung der Bau 
eines Laboratoriums ausgeführt werden. Die Versuchs- 
einrichtung wird im wesentlichen aus einem Gestell mit 
Laufrollen bestehen, auf welche die Triebachsen der zu 
untersuchenden Lokomotive gestellt werden. Die Einrich- 
tungen sollen so getroffen werden, daß die Geschwindigkeit, 
Leistung, Zugkraft, der Kohlen- und Wasserverbrauch u. s. w. 
gemessen und die einzelnen Vorgänge an der Lokomotive, 
wie Verbrennung, Verdampfung, Dampfwirkung, Dampf- 
überhitzung, Kraftübertragung wissenschaftlich untersucht 
werden können. Die Gesamtkosten der Anlage einschließlich 
des Gebäudes, welches auf dem Gelände der Eisenbahn- 
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Werkstätten in Grunewald errichtet werden soll, sind mit 
Mk. 90.000 veranschlagt, wovon Mk. 51.500 noch im 
heurigen Jahre ausgegeben werden sollen. Damit wird ein 
von Amerika gegebenes Beispiel nachgeahmt.*) 

Ein anderes in dieses Gebiet fallendes Unternehmen 
sind die Schnellfahrversuche mit Dampflokomotiven, welche 
von der Eisenbahnverwaltung auf der Strecke der Militär- 
bahn zwischen Marienfelde und Zossen angestellt werden. 
Die Strecke ist nur für diese Versuche, ebenso wie für die 
der Studiengesellschaft der elektrischen Schnellbahnen mit 
einem neuen kräftigen Oberbau versehen worden. Die 
preußische Eisenbahnverwaltung hat nicht nur die erforder- 
lichen Schienen zur Verfügung gestellt, sondern es sind 
auch durch den Staatshaushalt Mk. 300.000 für die Ver- 
legung seinerzeit bewilligt worden. 

Die Versuche mit Dampflokomotiven sind bereits im 
vollen Gange. Es wird zur Zeit abwechselnd mit fünf ver- 
schiedenen Lokomotiven gefahren. Bei den Versuchen 
sind fast sämtliche Typen der preußischen Lokomotiven 
vertreten, sowohl die gewöhnlichen Maschinen, als Heiß- 
dampflokomotiven, Compound- und vierzylindrige Maschinen. 
Eine sechste Maschine wird demnächst hinzugenommen 
werden. Die Lokomotiven sind mit genauen Meßeinrichtungen 
ausgerüstet, wie sie bei den Versuchsfahrten der Studien- 
gesellschaft für elektrische Schnellbahnen zur Anwendung 
gelangt sind. Die Versuche werden von der Eisenbahn- 
direktion Berlin geleitet. 

Solche Versuche schließen natürlich die Probefahrten 
auf den Strecken nicht aus, vielmehr ergänzen sich die 
Beobachtungen, welche im Versuchslaboratorium und bei 
den Probefahrten gemacht werden. Im Februar dieses 
Jahres haben Probefahrten einer neuen Eilzuglokomotive 
auf der Strecke Güttingen — Kreiensen stattgefunden, wobei 
eine (mit Dampflokomotiven bis jetzt noch nicht erreichte) 
Geschwindigkeit von 127 km in der Stunde erzielt wurde. 

*) Vgl. Zeitschrift des »österr. Ingenieur- und Architektenvereines c 
Nr. 3, Jahrgang 1905, Bericht des Oberbaurates Köstler über die Welt- 
ausstellung in St. Louis. 
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Die Lokomotive ist nach den Angaben des Regierungs- 
und Baurates im Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
Wittfeld, von der Firma Hentschel & Sohn in Kassel 
erbaut. Bisher sind auch Versuche im Zuge, lange Strecken 
ohne Maschinenwechsel zu durchfahren, z. B. Berlin- 
Breslau. Die Versuche haben bisher ein befriedigendes 
Resultat ergeben. 

Schon vor mehreren Jahren hat man in Deutschland 
der Frage der Imprägniertechnik Aufmerksamkeit geschenkt. 
Jetzt befaßt man sich, zufolge Anregung der Interessenten, 
besonders intensiv mit der Erforschung der Wirkung ver- 
schiedener Imprägnierungsmethoden bei Buchenholz, um eine 
Steigerung der Verwendung von Buchenschwellen vorzu- 
bereiten. Wie wichtig wäre diese Unternehmung auch für 
Österreich bei dem außerordentlichen Reichtume an Buchen- 
wäldern und der geringen Nutzholzausbeute derselben in 
unserem Vaterlande. Zur wissenschaftlichen Behandlung 
des Gegenstandes wurde ein chemisches Laboratorium, 
mit allen nötigen Hülfsmitteln ausgerüstet, durch die kgl. 
Eisenbahndirektion in Berlin errichtet. Dort werden neue 
Tränkmethoden in Beziehung auf ihren technischen und 
ökonomischen Wert systematisch studiert. Die provisorische 
Anlage des Versuchslaboratoriums am Hamburger Bahnhofe 
hat durch die dort durchgeführten Arbeiten eine solche 
Geltung erlangt, daß sie durch ein definitiv eingerichtetes, 
im großen Maßstabe angelegtes neues Laboratorium ersetzt 
werden soll. In dem Etat der preußischen Staatsbahnen 
erscheint eine Position für den Neubau einer chemischen 
Versuchsanstalt, welcher hauptsächlich die Aufgabe zuge- 
dacht ist, die Prüfung und Ausgestaltung von Holz- 
konservierungsverfahren zu betreiben und die Leistungen 
der Imprägnieranstalten zu kontrollieren. Diese Anstalt soll 
auf einem forstfiskalischen Territorium in Spindlerfelde bei 
Berlin errichtet werden. In dem Etat ist hierfür nebst 
kostenloser Überlassung von Grund und Boden die Summe 
von Mk. 520.000 eingesetzt 

Als ein Versuchsziel von großer Tragweite muß auch 
die Einführung des elektrischen Betriebes auf verschiedenen 
Strecken und nach verschiedenen, zum Teile vorher noch 



unversuchten Systemen angesehen werden. Dadurch 
wurden für ein weiteres planmäßiges Vorgehen auf diesem 
für die zukünftige Entwicklung der Eisenbahnen so 
wichtigem Gebiete sichere Unterlagen gewonnen. 

Für die Errichtung eines Verkehrs- und Baumuseums 
wurde das Kopfgebäude des ehemaligen Hamburger Bahn- 
hofes an der Invalidenstraße in Berlin überlassen und 
außerdem Mk. 650.000 in den Etat der preußischen Staats- 
bahnen pro 1905 eingestellt. 

Aus den vorangeführten Daten sieht man, in welchem 
Umfange die preußische Staatseisenbahnverwaltung dem 
technischen Versuchswesen, den wissenschaftlichen Labora- 
torien, den SpezialStudien überhaupt Beachtung schenkt 
und dafür budgetmäßig vorsorgt. Es ist bekannt, daß 
einschlägige Forderungen von dem Finanzminister v. Rhein- 
baben sehr entgegenkommend behandelt wurden. 

Es würde zu weit führen, auf den wirtschaftlichen 
Effekt dieser Maßnahmen hier weiter einzugehen. Auch 
soll es unterlassen werden, hier einen Vergleich mit der 
Haltung der österreichischen Staatseisenbahnverwaltung 
diesen Angelegenheiten gegenüber anzustellen. 

Die voranstehenden Darstellungen zeigen, in welchen 
Richtungen der weiteren Entwicklung des Eisenbahnwesens 
bei den preußischen Staatsbahnen zugestrebt wird. 
Abgeordneten- rji e Verhandlungen des preußischen Hauses der Ab- 

baus, geordneten über den Etat der Eisenbahnverwaltung sind 
geeignet, auch unser Interesse zu erwecken. Der Minister 
der öffentlichen Arbeiten, die Berichterstatter über die 
einzelnen Kapitel und auch die Redner im Hause, 
welche sich häufig durch große Sachkenntnis auszeichnen, 
liefern wichtiges Material. Ich entnehme den Verhandlungen 
vom 6. bis 11. März 1905 aus den in dieser Zeit abge- 
haltenen fünf Sitzungen manches, das verdient hier 
mitgeteilt zu werden. Durch alle Debatten und aus jeder 
Rede geht hervor, daß die Verwaltung der Staatseisen- 
bahnen in ihrer gegenwärtigen Verfassung die rückhaltslose 
Anerkennung findet und häufig wird der preußischen 
Bureaukratie dieses großen Verwaltungsgebietes lebhaftes 
Lob gespendet. Die Ergebnisse der Verwaltung des über 
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34.000 km umfassenden Netzes werden mit 97 Prozent 
Kapitalsverzinsung berechnet. 56 Prozent aller Betriebs- 
auslagen, zirka eine halbe Milliarde, betragen die Bezüge 
des 389.000 Köpfe zählenden Personales. Der Minister hebt 
hervor, daß sich die wirtschaftliche Lage der Beamtenschaft, 
insbesondere der Angestellten im äußeren Dienste wesentlich 
gehoben habe und erwähnt die Kreierung von 150 Ober- 
bahnmeistern mit Mk. 2400-— bis Mk. 4200-— Gehalt. 
Bei den Etatstellen höheren Ranges wird insbesondere auf 
die Vermehrung der technischen stabilisierten Stellen 
gesehen. Diese Vermehrung beträgt bei den technischen 
Stellen das Fünffache jener der administrativen Beamten. 
Der Stellenzulagefonds, der im Jahre 1895 2*5 Millionen 
betrug, ist im Jahre 1905 bis auf 7-5 Millionen ge- 
stiegen. Die Steigerung der Löhne der Arbeiter in den 
letzten acht Jahren betrug 16*3 Prozent. Der Zuwachs an 
Angestellten im Etat erreichte im letzten Dezennium 
10.302 Stellen. Die Staatseisenbahnverwaltung verfügt über 
einen Betriebsfonds, der aus den Überschüssen der Ein- 
kommensteuer über 80 Millionen nach dem Einkommen- 
steuergesetze vom Jahre 1893 dotiert wird. Der Betriebsfonds 
der Staatsbahnen betrug schon zur Zeit der Reform, also 
im Jahre 1895, 30 % Millionen und hat den Zweck, die 
Vorschußwirtschaft zu beseitigen. Außerdem aber steht der 
Verwaltung ein Dispositionsfonds von 2*5 Millionen Mark 
zur Deckung unvorhergesehener Bedürfnisse zur Verfügung. 
Die Einnahmen der Staatseisenbahnverwaltung sind von 
956 Millionen auf 1680 Millionen, also um 662 Millionen 
seit der Reorganisation gestiegen. 

In den Debatten wird vielfach das Verhältnis des 
Finanzwesens der Staatsbahnen zur gesamten Finanz- 
verwaltung des Landes besprochen und als ein ungesundes 
bezeichnet. Es wird nämlich aus den Überschüssen der 
Staatseisenbahnverwaltung sehr erheblich zum preußischen 
Staatshaushalte beigetragen, während nach der Auffassung 
vieler Abgeordneten und auch nach Kundgebungen der 
Handels- und Gewerbekammern das Eisenbahnbudget vom 
Staatsbudget unabhängig und die Überschüsse der Eisen- 
bahnverwaltung ausschließlich dieser zugute kommen 
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sollten. In dieser Beziehung äußerte sich der Berichterstatter, 
Abgeordneter Schmieding, in der 155. Sitzung am 
6. März 1905 folgendermaßen: »Infolge der außerordentlich 
günstigen finanziellen Ergebnisse der Staatseisenbahnen 
hat sich auch die Lage der preußischen Staatsfinanzen, 
man kann nur sagen, geradezu glänzend gestaltet. 

Die Grundsumme des Eisenbahnkapitales ohne Rück- 
sicht auf die inzwischen erfolgte Tilgung würde im Jahre 
1905 8*7 Milliarden sein. Davon sind effektiv, und zwar 
nicht auf dem Papiere, sondern in Wirklichkeit 2*3 Milliarden 
Mark getilgt. Nach dem bisherigen Brauche wird die 
Verzinsung der Eisenbahnkapitalsschuld aber immer noch 
nach der ursprünglichen Grundsumme gerechnet und stellt 
sich dann auf ungefähr 7 Prozent. Rechnet man aber die 
Verzinsung nach dem gegenwärtig noch validierenden 
Grundkapitale, also von 6*4 Milliarden Eisenbahnschulden, 
so beträgt die Verzinsung nicht weniger als 9*7 Prozent, 
also gewiß ein glänzendes finanzielles Ergebnis. 

Die Kehrseite der Medaille besteht zunächst in einer 
immer größeren Abhängigkeit des Staatshaushaltes vom 
Staatseisenbahnetate. Der Mehrbedarf der allgemeinen 
Staatsverwaltung in diesem Jahre, 1905, beträgt nach dem 
Nettoetate 27*8 Millionen, und von diesem Bedarfe werden 
allein 20*3 Millionen aus den Überschüssen der Eisen- 
bahnen gedeckt; also immer wieder die bedenkliche Er- 
scheinung, daß auf die schwankenden Einnahmen aus dem 
Eisenbahnetate die dauernden Ausgaben für den Staats- 
haushalt basiert werden. Es wurde deshalb in der Kom- 
mission auch immer wieder von neuem darauf hingewiesen, 
daß eine reinlichere Scheidung zwischen diesen großen 
Betriebsverwaltungen und dem allgemeinen Staatshaus- 
halte dringend erwünscht sei; ohne eine stärkere Scheidung 
zwischen beiden, wären alle Ermahnungen des Herrn 
Finanzministers zu größerer Sparsamkeit ohne Erfolg, und 
es sei auch im Interesse der größeren Nutzbarmachung 
der Eisenbahnen für die allgemeine wirtschaftliche Hebung 
des Landes eine solche Scheidung zwischen der Staats- 
eisenbahnverwaltung und der allgemeinen Staatsverwaltung 
erwünscht, damit auch die Überschüsse der Eisenbahnen 
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immer mehr für diese und die wirtschaftliche Erschließung 
des Landes nutzbar gemacht werden können*). Es wurde 
darauf hingewiesen, daß besonders die aus dem Lande 
immer stärker laut werdenden Wünsche auf einen größeren 
und schnelleren Aufschluß des Landes durch Bahnbau 
und eine größere Ermäßigung der Tarife für Massengüter 
durchaus berechtigt seien«. 

Die überaus sachlich geführte Debatte ist aber auch 
in der Behandlung einzelner Initiativanträge und einzelner 
Details sehr anregend und wertvoll. Den größten Raum 
nimmt selbstverständlich die Frage der Tarifpolitik ein, 
und zwar sowohl die Personentarife als ganz besonders 
der Gütertarif. Minister Budde äußerte sich dahin, daß, 
»während die Technik alle Hindernisse überwindet und 
alle Aufgaben löst, die Gütertarife noch an die Zeit der 
Postkutsche erinnern« und bemerkte weiters sehr drastisch, 
daß er glaube, »Aktenstücke und Tintenfässer sollten 
keine größeren Hindernisse sein als die Alpen«. 

Die vorgeschlagene Betriebsmittelgemeinschaft**) fand 
eine eingehende Erörterung. Es ist dies eine Angelegenheit, 
welche auch für Österreich von Tag zu Tag wichtiger wird. 

An der Hand des Extraordinariums per 115 Millionen 
Mark werden auch eine Reihe technischer Angelegen- 

*) Zur Illustration dieser Angelegenheit diene das Datum, daß die 
Einnahmen der Staatseiscnbahnverwaltung dazu gedient haben, um in 
der Zeit von 1881 bis 1900 für andere preußische Ressorts 1390 Millionen 
Mark beizutragen. 

**) In dieser Angelegenheit fand am 10. Oktober 1905 in Berlin 
eine Konferenz statt, die sogenannte Betriebsmittelkonferenz. Die Grund« 
läge der Konferenzverhandlungen, die in Ausschußberatungen ihren Fort- 
gang nehmen werden, soll der bayerische Vorschlag bilden, der sich als 
eine Abänderung des ursprünglichen Heidelberger Programmes darstellt, 
aber doch dem nationalen Gedanken eines einheitlichen Betriebes 
Rechnung trägt. 

Die jetzt in Aussicht genommenen Hauptpunkte sind: 

1. Einheitliche Handhabung auf nationaldeutscher Grundlage, aber 
ohne Beeinträchtigung der Hoheits- und Besitzrechte der einzelnen 
Staaten. 

2. Größtmögliche Beseitigung der wirtschaftlich schädigenden 
Leerläufe. 

3. Unbeschränkte gegenseitige Benützung des Güterwagenparkes. 
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heiten erörtert, so die Zugbremsen, die Wagenkupplungen, 
die Verstärkung des Oberbaues, die Größe der Güter- 
wagen, welche in Preußen sich bis zu 20 t- Wagen, bei 
den bayerischen Staatsbahnen aber auf 38 und 40 t 
erhöht haben. Die Abgeordneten verlangen aber auch 
Nachweise über die Wirkungen von Tarifermäßigungen für 
einzelne Industrien, die Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit, 
die Vermehrung der Schnellzüge, die weitere Erhöhung 
der Betriebssicherheit, die Verbesserung des Beleuchtungs- 
und Beheizungswesens der Personenwagen. Sie besprechen 
das Verhältnis der vierten und dritten Wagenklasse zu 
den übrigen Wagenklassen u. s. w. Man gewinnt den 
Eindruck, »daß man mit dieser Kammer nicht umspringen 
kann«, daß sie der Verwaltung wertvolle Fingerzeige gibt, 
* die auch von dieser beachtet werden, anderseits steht 
ihr aber auch ein Minister gegenüber, welcher eine seiner 
Reden mit dem Ausrufe schließt : »Rastich, sorostich«. 
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SCHWEIZ. 

Dieses Land begann etwas später als Österreich und Vorgeschichte. 
Deutschland sich dem Eisenbahnwesen zuzuwenden, denn 
in der Schweiz wurden die ersten Linien im Jahre 1844 
und 1847 erbaut, bald darauf aber wendete sich dieser 
Angelegenheit die Aufmerksamkeit des Publikums und der 
Bundesversammlung zu. Im Jahre 1850 erließ die Bundes- 
versammlung das noch heute gültige Enteignungsgesetz 
und errichtete ein besonderes Eisenbahnbureau unter der 
Leitung des späteren Gotthardbahninspektors des Ingenieurs 
G. Koller, das einen Entwurf eines Eisenbahnnetzes 
für die Schweiz verfaßte, nachdem es zuvor ein technisches 
Gutachten von dem bekannten englischen Ingenieur 
Robert Stephenson, sowie einen finanziellen Bericht 
von Ratsherr G e i g y in Basel, Ingenieur Z i e g 1 e r in 
Winterthur und Dr. W. Schmidlin in Basel einge- 
holt hatte. 

Dieses Bahnnetz sollte eine Länge von 650 km um- 
fassen und war auf ca. 102 Millionen Francs veranschlagt. 
Schon damals entbrannte der Streit zwischen dem System 
der Ausführung der Bahnen durch Privatgesellschaften mit 
Zinsengarantie seitens des Staates oder durch den Staat 
selbst. Für das erstere System trat Z i e g 1 e r ein, das letztere 
empfahl Geigy, welcher also eine ähnliche prophetische 
Stellung einnahm, wie längere Zeit vor ihm in Frankreich 
der Dichter Lamartine. 

Herr Geigy äußerte sich folgendermaßen: Es spräche 
nichts dafür, daß eine vom Staate abhängige Verwaltungs- 
behörde weniger sorgfältig zu Werke gehe, als die Leiter 
einer Privatgesellschaft; die besseren Resultate der Privat- 
eisenbahnen bewiesen nichts, wenn diese sich die ertrag- 
reichsten Linien zum voraus auszusuchen verstanden 
hätten. Die Gründe für die Ausführung und Leitung durch 
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den Staat lägen im Wesen der Eisenbahnen, da sie 
Straßen höherer Ordnung wären, die so gut als möglich 
dem Publikum zugänglich gemacht werden müßten. Die 
Eisenbahnen würden als Mittelglieder eines großen inter- 
nationalen Verkehres hinsichtlich der Konkurrenz der ver- 
schiedenen Länder um den Transit nur in der Hand des 
Staates ihre volle Bedeutung und Nützlichkeit entfalten 
können. »Wir sind«, sagte er, »nun bald von allen Seiten 
von Staatsbahnen umgeben; würden wir wohl in allen 
Verhältnissen durch das Mittel der Privatgesellschaften das 
Gleichgewicht rtalten können ?« Das Bedürfnis der weiteren 
Entwicklung und Vervollkommnung des Eisenbahnwesens 
würde alsbald bereuen lassen, wenn der Staat das neue 
Verkehrsmittel für längere Zeit aus der Hand gegeben 
hätte. Herr Geigy erinnerte ferner an das Monopol, das 
dem Inhaber einer Konzession tatsächlich gewährt wäre, 
an die Gefahren einer engherzigen Tarifpolitik, an die 
Kollisionen, die zwischen den Gesellschaften und den 
Organen des Staates notwendig entstehen müßten, wenn 
die eine Partei ihre Interessen und die andere ihre Pflicht 
verträte. Die Forderung der Mitbeteiligung der Kantone 
wurde speziell mit dem Hinweise begründet, daß dem 
Bunde die Mittel fehlten, um ein Betriebsdefizit zu über- 
nehmen, das eintreten würde, falls die Rente der 
schweizerischen Bahnen im Durchschnitte nur 2 Prozent 
betragen sollte. Herr Geigy gab die Anregung, die Mittel 
zum Bahnbaue eventuell durch ein Staatsanlehen zu be- 
schaffen, das seine Schrecken verlöre, wenn es bloß zu 
produktiven Zwecken aufgenommen würde. 

Leider gelangte die Auffassung Geigys, der sich 
der Bundesrat in seiner Botschaft vom 7. April 1851 und 
mit schwacher Majorität auch die Kommission des National- 
rates anschloß, nicht zum Durchbruch. Der Bericht der 
Kommission des Nationalrates gipfelte in den Worten: 
»Das Eisenbahnwesen der Schweiz soll eine nationale 
Schöpfung sein, ein kräftiges Bindemittel für alle unsere 
Stämme, eine neue Tat der lebenskräftigen Demokratie, 
ein großes Denkmal unseres neuen Bundes«. Allein die 
Minderheit der nationalrätlichen Kommission, an deren 
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Spitze Dr. Alfred Es eher aus Zürich, später Direktions- 
präsident der schweizerischen Nordostbahn und der Gott- 
hardbahn, stand, war der Ansicht, die mit dem Privat- 
bahnsystem verbundenen Gefahren könnten an der Hand 
der anderwärts gemachten Erfahrungen vermieden werden 
und die Bundesversammlung, den Ratschlägen Esch er s 
folgend, betrat mit dem Bundesgesetz über den Bau und 
Betrieb von Eisenbahnen vom 28. Juli 1852 den Weg des 
Konzessionswesens. 

Die Konzessionen waren zunächst bei den Kantonen 
zu erwirken, unterlagen jedoch der Genehmigung des 
Bundes, die erteilt werden mußte, soferne die Bahnen 
ihre Verpflichtungen gegenüber der Post-, Telegraphen- 
und Militärverwaltung übernahmen. 

Durch dieses Gesetz war nicht nur das Privatbahn- 
system angenommen, sondern auch der Haupteinfluß im 
Eisenbahnwesen den Kantonen gewahrt. Die Herstellung 
von Bahnen durch Privatunternehmungen begann und 
breitete sich aus. 

Bei eintretender Erstarkung des Eisenbahnwesens in 
der Schweiz zeigte es sich, daß seine Entwicklung davon 
abhänge, daß ihm ein erheblicher Anteil am internationalen 
Transitverkehre von Nord nach Süd gesichert werde. Dies 
schien aber nur erreichbar durch den Bau einer schweizeri- 
schen Alpenbahn. 

Die verschiedenen Landesteile suchten sich diesen 
Ausgang in Verbindung mit den betreffenden Bahn- 
verwaltungen zu sichern ; Lukmanier, Gotthard und Simplon 
standen zur Wahl. Die Gotthard-Vereinigung siegte unter 
der Führung Dr. Alfred Eschers beim Bunde. Durch 
eine Übereinkunft zwischen dem Deutschen Reiche, Italien 
und der Schweiz vom Jahre 1871 wurden Subventionen 
der genannten Staaten im Betrage von 20, 45 und 20 Millionen 
Franken sichergestellt und 1872 mit dem Bau des großen 
Gotthardtunnels begonnen. Die Verhandlungen über den 
Staatsvertrag betreffend die Gotthardbahn hatten gezeigt, 
wie unrichtig es gewesen ist, die Eisenbahnhoheit zum 
wesentlichen Teile den Kantonen zu überlassen. Die Gott- 
hardangelegenheit, die eine größere Anzahl von Kom- 



Digitized by Google 



46 

petenzen, die den Kantonen zustanden, in die Hand des 
Bundes legte, enthielt die große Lehre, daß bei einer 
Revision der Eisenbahngesetzgebung der bisherige Zustand 
beseitigt werden und der Souveränität der Eisenbahn- 
gesellschaften ein Ende bereitet werden müsse. 

So entstand das Bundesgesetz über den Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizeri- 
schen Eidgenossenschaft vom 23. Dezember 1872. 

Von da ab wurde die Agitation für die Erwerbung 
der schweizerischen Eisenbahnen immer kräftiger und auch 
durch gesetzgeberische Maßregeln die Erreichung dieses 
Zieles vorbereitet. Zum erstenmal hatte sich die Eid- 
genossenschaft bis zum l.Mai 1883 schlüssig zu machen, 
ob sie vom Rechte des konzessionsmäßigen Rückkaufes 
bis zum 1. Mai 1888 Gebrauch machen wolle oder nicht. 
Die Bundesversammlung votierte zwar ein Bundesgesetz 
(Dezember 1883) über das Rechnungswesen der Eisen- 
bahnen, hielt aber dafür, daß die wichtige Rückkauffrage 
noch zu wenig geklärt sei, um einen positiven Entschluß 
zu fassen. In den folgenden Jahren gelangten nicht nur 
immer wieder positive Verstaatlichungsanträge zur Er- 
örterung, sondern es fand auch die seit dem Jahre 1862 
entstandene Fachliteratur zugunsten des Rückkaufes der 
schweizerischen Bahnen eifrige Fortsetzung durch an- 
gesehene Autoren und steigende Parteinahme im Publikum. 

Die einmal angeregte Frage kam nicht mehr zur Ruhe 
und am 29. Jänner 1892 wurde ein Antrag der Herren 
Curti, Cornaz und Genossen von der Bundesversamm- 
lung für erheblich erklärt, der lautet: »Der Bundesrat 
wird, eingeladen, über die Eisenbahnfrage (Eisenbahnreform 
und Eisenbahnrückkauf) eine allseitige Untersuchung zu 
veranstalten und über die Art und Weise, wie er sie vor- 
zunehmen gedenke, beförderlich Bericht und Antrag vor- 
zulegenc. 

Der unmittelbare Erfolg dieses Antrages war ein 
Bericht des Bundesrates über das Rechtsverhältnis zwischen 
Bund und Eisenbahngesellschaften beim Auslaufe der 
Konzessionen vom 27. März 1894, weiters der Erlaß eines 
neuen Bundesgesetzes über das Rechnungswesen der 
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Eisenbahnen, welches nach äußerst heftigem Kampfe bei 
der Volksabstimmung vom 4. Oktober 1896 angenommen 
wurde. Endlich erschien auch am 25. März 1807 die »Bot- 
schaft des Bundesrates an die Bundesversammlung be- 
treffend den Rückkauf der schweizerischen Hauptbahnen«. 

Dieser Gesetzesvorschlag betreffend den Erwerb und Antrag des 
Betrieb von Eisenbahnen für Rechnung des Bundes ist in ^f 1 !^™** 8 . 
seiner Konzeption und Begründung wohl eines der be- 
deutendsten Werke in der Geschichte der Eisenbahn- 
verwaltungen Europas, ein literarisches Denkmal, das sich 
die eidgenössische Regierung gesetzt hat. Besonders ver- 
dient jedoch hervorgehoben zu werden, daß dieser Gesetz- 
entwurf vom Jahre 1897 zugleich die vollständige Organisation 
der Verwaltung der schweizerischen Bundesbahnen ent- 
hält. Damit hat das schweizerische Eisenbahnamt den 
einzig richtigen Weg betreten, der darin besteht, zuerst 
die Organisation der Staatseisenbahnverwaltung festzustellen 
und dann erst die zu erwerbenden Eisenbahnen sukzessive 
in diese Organisation einzufügen. Sowohl der Ständerat 
als auch der Nationalrat stimmten dem Entwürfe mit 
großer Mehrheit zu. 

Die parlamentarische Beratung war eine sehr ein- 
gehende und gründliche, führte in mehrfacher Richtung zu 
wichtigen Amendements, änderte jedoch das Gesetz in 
seiner Wesenheit nicht. Es mußte zufolge des Begehrens 
von 85.506 stimmfähigen Schweizer Bürgern der Volks- 
abstimmung unterzogen werden und wurde bei dieser am 
20. Februar 1898 mit 386.634 gegen 182.718 Stimmen an- 
genommen. Die Schweiz hat mit vollem Bewußtsein den 
Boden des Privatbahnsystems verlassen und zugleich damit 
in weitausblickender Weise die Vorbereitungen für eine 
wohlgegliederte Verwaltung des künftigen staatlichen Eisen- 
bahnnetzes getroffen.*) 



*) Die Lektüre der Botschaft des Bundesrates kann nicht genug 
jedem empfohlen werden, der sich mit einschlägigen Fragen befaßt. Eine 
höchst bemerkenswerte publizistische Ergänzung des Motivenberichtes 
der Botschaft bildet die lichtvolle Abhandlung: »Die Eisenbahnverstaat- 
lichung in der Schweiz von Placid Weißenbach«, welche im Jahrgang 
1898 im »Archiv für Eisenbahnwesen« erschienen ist Herr Weißen- 

4 
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Unmittelber nachdem das Schweizer Volk das Rück- 
kaufsgesetz angenommen hatte, begann das eidgenössische 
Eisenbahndepartement die Vorbereitungen für die Durch- 
führung der Verstaatlichung. Diese beschränkte sich zu- 
nächst auf vier Hauptbahnen, und zwar: die Jura-Simplon- 
bahn, die Schweizerische Zentralbahn, die Nordostbahn 
und die Vereinigten Schweizer Bahnen, für welche 
konzessionsgemäß der 1. Mai 1903 als Rückkaufstermin 
festgesetzt war. Dagegen konnte der Rückkauf der Gott- 
hardbahn nicht sofort in Angriff genommen werden, da 
bei dieser laut Konzession der Rückkauf erst für den 
1. Mai 1909 vorgesehen war. Es mußte darauf geachtet 
werden, daß die Termine für die Ankündigung des Rück- 
kaufes nicht versäumt werden. Die Verhandlungen erwiesen 
sich vielfach als sehr schwierig und endeten nicht ohne 
Intervention des Bundesgerichtes, welches von den Bahn- 
gesellschaften angerufen wurde.*) 

Die Ankündigung des Rückkaufes der Gotthardbahn 
erfolgte am 26. Februar 1904. Mit der Erwerbung dieser 
Bahn wird die letzte der großen Privatbahnen dem Staats- 
eisenbahnnetze eingefügt. Ob später auch noch die schmal- 
spurige Engadinbahn Chur— St. Moritz mit ihren Ab- 
zweigungen und andere kleinere Privatbahnen sekundärer 
oder lokaler Natur in das Staatseisenbahnnetz einbezogen 
werden, ist noch nicht entschieden. 

Die Organisation der Staatseisenbahnverwaltung beruht 
auf dem Bundesgesetze vom 15. Oktober 1897 und auf 
der vom Bundesrate dazu erlassenen Vollziehungsverord- 
nung vom 7. November 1899. 



b a c h ist eine der interessantesten und bedeutendsten Persönlichkeiten der 
schweizerischen Eisenbahnwelt. Er war früher Direktor einer Privatbahn 
und mußte aus dieser Stellung infolge seiner offenkundigen Parteinahme 
für das Staatsbahnsystem weichen. Er wurde aber dann, wie man be- 
hauptet, einer der Mitarbeiter an «der Botschaft vom 25. März 1897 und 
später Präsident der Generaldirektion der schweizerischen Bundesbahnen 
in Bern, welche Stellung er heute noch mit dem glänzendsten Erfolge 
ausfüllt. 

*) Es wird bezüglich aller Details hier auf die Abhandlung ver- 
wiesen, welche Präsident Weißenbach in dem »Archiv für Eisenbahn- 
«, Jahrgang 1904 und 1905, veröffentlichte. 



Digitized by Googl 



Über die Organisation der Verwaltung gebe ich an 
der Hand offizieller Quellen folgende, auch für die in 
Österreich geplante Reform wichtige Daten. 

Die Oberleitung der Verwaltung steht den Bundes- 
behörden zu, und zwar: 

A. der Bundesversammlung: 

I. die Genehmigung der Anlehensamortisationen und des 
Amortisationsplanes ; 

II. die Genehmigung von Vereinbarungen betreffend die 
Erwerbung anderer Bahnen sowie die Übernahme des 
Betriebes von Nebenbahnen und den Eintritt des 
Bundes in Betriebsverträge; 

III. die Gesetzgebung über die allgemeinen Grundsätze für 
die Tarifbildung; 

IV. die Gesetzgebung betreffend die Erwerbung oder den 
Bau von Eisenbahnen ; 

V. die Gesetzgebung über die Besoldungen; 

VI. die Genehmigung des Jahresbudgets; 

VII. die Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung und 
des Geschäftsberichtes ; 

B. dem Bundesrate: 

I. die Vollziehungsverordnungen zu den Gesetzen; 

II. die Wahl von 25 Mitgliedern des Verwaltungsrates, 
der Mitglieder der Generaldirektion und der Kreis- 
direktionen und von je vier Mitgliedern der Kreis- 
eisenbahnräte ; 

III. die Vorbereitung der Vorlagen und deren Vertretung 
bei der Bundesversammlung; 

IV. die Ausübung der Befugnisse, die dem Bundesrate 
gegenüber den Privatbahnen zustehen; 

V. die Genehmigung der Statuten der/Pensions- und Hilfs- 
kassen und der Vorschriften für die Krankenkassen. 

Der Schweizerische Bundesrat besteht aus sieben 
Personen, das ist sechs Bundesräten und dem Bundes- 
präsidenten. Die Bundesräte haben die unseren Ministern 

4* 
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analogen Stellungen inne. Der Gehalt eines Bundesrates 
beträgt Frcs. 15.000. Das Eisenbahndepartement ressortiert 
von jenem Bundesrat, der nebst der inneren Verwaltung 
die Wasserstraßen, die Kanäle, die Wasserkräfte und das 
Post- und Telegraphenwesen in seinem Amte vereinigt hat. 
Der gegenwärtige Inhaber dieses Bundesratspostens ist 
Herr Zemp. 

Die Organe der Eisenbahnverwaltung sind : 

a) der Verwaltungsrat; 

b) die Generaldirektion ; 

c) die Kreiseisenbahnräte; 

d) die Kreisdirektionen. 

a) Der Verwaltungsrat. 

Dieser besteht aus 55 Mitgliedern, von denen 25 durch 
den Bundesrat, 25 durch die Kantone und Halbkantone 
und 5 durch die Kreiseisenbahnräte aus ihrer Mitte gewählt 
werden. Von den durch den Bundesrat zu wählenden 
Mitgliedern dürfen nicht mehr als neun zugleich Mitglieder 
eines eidgenössischen Rates sein. Die eidgenössischen 
Räte sind der Nationalrat und der Ständerat (Unter- und 
Oberhaus). Der Bundesrat geht erst dann mit den ihm 
zustehenden Wahlen vor, wenn die Kantone und die Kreis- 
eisenbahnräte die ihnen obliegenden Wahlen vorgenommen 
haben und achtet, daß Landwirtschaft, Handel und Gewerbe 
eine angemessene Vertretung haben. Die Amtsdauer be- 
trägt drei Jahre und fällt zusammen mit derjenigen der 
Bundesbehörden. 

Der Geschäftskreis des Verwaltungsrates ist ein sehr 
großer und umfaßt die Aufsicht über die gesamte Ver- 
waltung, die Feststellung des dem Bundesrate einzu- 
reichenden Entwurfes des Jahresbudgets, die Prüfung der 
von der Generaldirektion aufgestellten Jahresrechnung und 
Jahresberichtes, die Feststeilung der Tarife und Güter- 
klassifikation innerhalb des Gesetzes, die Aufstellung der 
Fahrtenpläne, die Bedingungen für die pachtweise In- 
betriebnahme von Privatbahnen und die Verpachtung des 
Betriebes eigener Bahnstrecken, die Vereinbarungen mit 
anderen Transportunternehmungen, die Feststellung der 
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Normalien für den Unter-, Ober- und Hochbau, ferner für 
das Rollmaterial, die Trassen neuer Linien, die Pläne neuer 
Bahnhofbauten und wichtigerer Um- und Ergänzungs- 
bauten, die Genehmigung von Bau- und Lieferungsverträgen, 
welche mehr als Frcs. 500.000 Verpflichtungen enthalten, 
den Ankauf von Liegenschaften, die Feststellung der Dienst- 
organisation innerhalb der Vollzugsordnung, die Vorschläge 
für die Ernennung der Generaldirektion und der Kreis- 
direktionen, die Genehmigung der Wahl der Vorstände 
der Dienstabteilungen, der Generaldirektion und der Kreis- 
direktionen, die Festsetzung der Besoldungen für bestimmte 
Kategorien von Beamten im Rahmen des Besoldungs- 
gesetzes u. s. w. 

Der Verwaltungsrat wählt auf die Dauer einer Amts- 
periode aus seiner Mitte einen Präsidenten und einen Vize- 
präsidenten und eine ständige Kommission, der diese beiden 
Funktionäre und sechs bis zehn Mitglieder angehören. So- 
wohl die ständige Kommission als auch etwa einzusetzende 
Spezialkommissionen haben das Recht, von der General- 
direktion jede notwendig erscheinende Auskunft zu ver- 
langen und in die bezüglichen Akten Einsicht zu nehmen. 
Die Mitglieder der Generaldirektion und die Präsidenten 
der Kreisdirektionen sind gehalten, den Verhandlungen des 
Verwaltungsrates mit beratender Stimme beizuwohnen. Der 
Verwaltungsrat versammelt sich regelmäßig jedes Viertel- 
jahr einmal, außerdem wenn die Geschäfte es notwendig 
machen oder wenigstens der vierte Teil der Mitglieder es 
verlangt. Die Sitzungen des Verwaltungsrates rinden in 
der Regel in Bern statt und sind beschlußfähig, wenn die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Die Diäten betragen 
Frcs. 15 pro Tag für jedes Mitglied, dem auch die freie 
Fahrt vom Wohnorte zum Versammlungsorte gewährt ist. 

b) Die Generaldirektion. 

Die Generaldirektion besteht aus fünf Mitgliedern. 
Sie wird auf unverbindlichen Vorschlag des Verwaltungs- 
rates vom Bundesrat ernannt, ihre Amtsdauer beträgt sechs 
Jahre und fällt zusammen mit zwei Amtsdauern der eid- 
genössischen Räte. Der Sitz der Generaldirektion ist in 
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Bern, wo die Mitglieder ihren Wohnsitz haben müssen. 
Die Mitglieder der Generaldirektion bilden ein Kollegium, 
in dem eines der Mitglieder das Präsidium führt Jedem 
Mitgliede der Generaldirektion, also auch dem Präsidenten, 
ist ein Departement zur Besorgung übertragen, dessen 
Geschäfte von jedem selbständig zu erledigen sind, soweit 
sie nicht dem Gremialbeschlusse vorbehalten sind. Für 
diese der Generaldirektion vorbehaltenen Beschlußfassungen 
hat jedes Mitglied der Generaldirektion die Antragstellung 
vorzubereiten. 

Die Departements sind folgende: 

I. Finanzdepartement; 

IL Kommerzielles Departement; 

III. Betriebsdepartement ; 

IV. Baudepartement; 
V. Rechtsdepartement. 

Außer den Sitzungen der Generaldirektion sind auch 
Sitzungen der Kreisdirektionen gemeinsam mit der General- 
direktion vorgesehen. 

Dem Präsidenten der Generaldirektion obliegt außer 
der Besorgung der Geschäfte seines Departements, über 
die er ohne Abgabe des Vorsitzes in der Generaldirektion 
referiert, die Überwachung der Vollziehung der Beschlüsse 
des Verwaltungsrates, die Vertretung der Eisenbahn- 
verwaltung nach außen, die Begutachtung eisenbahn- 
politischer Fragen und die Leitung der gesamten Geschäfts- 
führung. Als einen besonderen Vorzug der schweizerischen 
Organisation hob Präsident Weißen bach mir gegenüber 
hervor: die Autonomie der Generaldirektion 
innerhalb des gesetzlich genehmigten Bud- 
gets, das vom Staatsbudget unabhängig ist. 
Mit Rücksicht auf österreichische Verhältnisse ist es 
auch interessant, daß in der Aktenführung, die nebenbei 
bemerkt, von außerordentlicher Einfachheit ist, die 
französische und deutsche Sprache vollständig gleich- 
berechtigt sind und auf einem und demselben Akt 
häufig abwechselnd in Anwendung kommen. Auf den 
Drucksorten ist übrigens häufig auch die Dreisprachigkeit 
angewendet, da nebst der deutschen und französischen 
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Sprache auch ein italienischer Text erscheint und die An- 
wendung der italienischen Sprache zulässig ist. 

Aus den Konferenzen mit dem Präsidenten Weißen- 
bach möchte ich bei dieser Gelegenheit noch hervor- 
heben, daß er die Bildung eines Zentralstudienbureaus als 
außerordentlich zweckmäßig bezeichnete und dieselbe in 
Aussicht nehme. Das erste mechanisch-technische Labora- 
torium in der Schweiz, welches der verewigte Professor 
v. Tetmajer an der technischen Hochschule in Zürich 
begründete, hatte seine erste Unterkunft und Förderung 
auf dem Bahnhofe in Zürich gefunden. 

c)Die Kreiseisenbahnräte. 

Die Kreiseisenbahnräte im L, II. und III. Kreis, 
Lausanne, Basel und Zürich, haben je 20, jener für den 
IV. Kreis in St. Gallen 18 Mitglieder. Je vier werden vom 
Bundesrate ernannt, die übrigen von den Kantonen und 
Halbkantonen gewählt, wobei es den Kantonsregierungen 
ganz freigestellt wird, wie sie diese Wahl vornehmen 
wollen. 

Die Kompetenz der Kreiseisenbahnräte umfaßt außer 
der Wahl ihres Präsidiums und eines Mitgliedes des Ver- 
waltungsrates die Begutachtung von allen das Eisenbahn- 
wesen betreffenden Fragen, insbesondere Fahrplan und 
Tarifwesen betreffend, Jahresbudget und Berichte der 
Kreisdirektionen an den Verwaltungsrat. Die vier regel- 
mäßigen Sitzungen finden in der Regel mit der Dauer 
eines Tages in je einem Quartal des Geschäftsjahres statt. 
Die Kreisdirektionen spielen für den Kreiseisenbahnrat 
dieselbe Rolle wie die Generaldirektion für den Ver- 
waltungsrat. 

d) Kreisdirektionen. 

Diese bestehen aus drei Mitgliedern und haben 
folgenden Wirkungskreis: Die administrative und gericht- 
liche Vertretung der Eisenbahnverwaltung in denjenigen 
Angelegenheiten, deren Behandlung den Kreisdirektionen 
zusteht, das Entwerfen der Voranschläge in ihrem Geschäfts- 
kreis, Bahnerhaltung, Ergänzungsbauten, Bahnbewachung 



und Bahnpolizei, Fahrpläne für ihr Betriebsnetz unter 
Berücksichtigung der vom Verwaltungsrate aufgestellten 
Normen, Fahr-, Zugs- und Expeditionsdienst einschließlich 
Lagerhausverwaltungen, Werkstättenbetrieb, Magazins- und 
Materialverwaltung, Camionnage, Bau- und Lieferungs- 
verträge für ihr Netz, Reklamationen in dem inneren Ver- 
kehr der Bundesbahnen, Behandlung von Haftpflicht- 
ansprüchen u. s. w. 

Jedem Mitgliede der Kreisdirektion wird eines der 
Departements übertragen, welche die Bezeichnung führen: 
Bau-, Betriebs-, Finanz- und Rechtsdepartement. Jedes 
Mitglied der Kreisdirektion erledigt seine Geschäfte selb- 
ständig, insoferne nicht die betreffenden Angelegenheiten 
durch die Vollzugsvorschrift der kollegialen Beratung in 
der Kreisdirektion vorbehalten sind, deren Leitung dem 
Präsidenten der Kreisdirektion obliegt. Im übrigen ist die 
Kompetenz des Präsidenten der Kreisdirektion jener des 
Präsidenten der Generaldirektion analog umschrieben. 

Alle Details betreffend den Wirkungskreis der unter a) 
bis d) besprochenen Faktoren sind in der Vollziehungs- 
verordnung vom 7. Jänner 1899 in sehr ausführlicher 
und erschöpfender, aber dennoch völlig klarer Weise 
geordnet. 

Vorerst ist festzustellen, daß das Bundesbahnnetz in 
vier Kreise eingeteilt ist, zu denen im Jahre 1909 die 
Gotthardbahn als fünfter Kreis hinzutreten wird. Bei der 
Feststellung dieser Kreise hat man sich ausschließlich von 
den Rücksichten auf die erfolgreiche Verwaltung, Betriebs- 
und Verkehrserfordernisse leiten lassen, und hat sich 
weder um die Kantonsgrenzen, noch um die Konfiguration 
der vormaligen Privatbahnnetze gekümmert. 

Der Kreis I umfaßt im wesentlichen die Linien der 
französisch sprechenden Schweiz. Der Kreis II die Linien 
der Zentralbahn und die in der deutschen Schweiz ge- 
legenen der Jura-Simplonbahn mit Inbegriff der Juralinien 
im Kanton Bern, d. h. also die Bahnen zwischen den 
Linien Bern— Biel einerseits und Basel— Ölten— Luzern 
anderseits, diese Linien inbegriffen. Die Kreise III und IV 
teilen sich in die früheren Linien der Nordostbahn mit 
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Inbegriff der Gemeinschaftsbahnen der Aargauischen Süd- 
bahn und der Bötzbergbahn und der Vereinigten Schweizer- 
bahnen. Die Grenzlinie zwischen ihnen reicht im wesent- 
lichen von Schaffhausen über Winterthur bis zum 
Ricken. 

Die Umschreibung der einzelnen Kreise ist dem 
Bundesrate vorbehalten. Die fünf Kreise, welche durch 
besondere Direktionen geleitet werden, haben ihren Sitz 
dermalen in Lausanne, Basel, Luzern, Zürich und 
St. Gallen. 

Das Rechnungswesen der Bundesbahnen ist, wie 
schon erwähnt, von der Finanzverwaltung des Bundes 
selbst vollständig getrennt. Sogar die Verzinsung und 
Amortisation der Eisenbahnschuld wird durch die Bundes- 
verwaltung direkt besorgt. 

Alle die Buch- und Kassenführung betreffenden An- Rechnungs- 
gelegenheiten sowohl bei der Generaldirektion als den wesen. 
Kreisdirektionen sind durch besondere Reglements durch 
den Verwaltungsrat geordnet. 

Noch ist die schweizerische Tarifpolitik zu be- TarifpoHttk. 
sprechen, welche durch das Bundesgesetz über das Tarif- 
wesen vom 27. Juni 1901 geregelt wurde. 

Erster Grundsatz war die einheitliche Regelung für 
das gesamte Bundesbahnnetz im Gegensatze zu der Viel- 
gestaltigkeit der früheren Privatwirtschaft. In der Periode 
der Verstaatlichung waren Besorgnisse aufgetaucht, daß 
durch diese gegenüber dem früheren Zustande ein Rück- 
schritt eintreten könnte. In dieser Beziehung schuf das 
Bundesgesetz volle Beruhigung, ja im Gegenteile, es mußten 
weitere Erleichterungen des Verkehres angebahnt werden, 
wobei freilich den noch vorzunehmenden Untersuchungen 
durch die Bahnbehörden nicht vorgegriffen werden sollte. 

Als Richtschnur für die ganze Tarifpolitik galt die 
Absicht, die auf der einen oder der anderen Privatbahn 
bestehenden niedrigsten Tarife auf das ganze Netz an- 
zuwenden, um dadurch, sowie durch die gleichzeitige Ver- 
mehrung der Züge, Verbesserung des Fahrplanes und der 
Fahrbetriebsmittel gleich vom Anfange an die Verstaat- 
lichung populär zu machen. 
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Vor der Erlassung des ersten Tarifes wurden die 
verschiedenen Korporationen der Schweiz einvernommen. 
Die weitere Ausbildung der Tarife und die Vorschläge be- 
treffend die Ausnahmetarife oblag den Bahnbehörden und 
heute herrscht wohl einstimmiges Lob über die auf diese 
Art gewonnene neue Grundlage in Beziehung auf die Tarife. 

In der Ermäßigung der Personentarife ist man be- 
sonders weit gegangen. 

Die mittlere Geschwindigkeit der gewöhnlichen 
Personenzüge wurde von 24 km auf 28 km erhöht, wobei 
mindestens vier Züge nach jeder Richtung täglich, die auf 
allen Stationen halten, normiert sind. 

Von den verstaatlichten Privatbahnen hatten die Ver- 
einigten Schweizer Bahnen die niedrigsten Tarife und 
diese wurden als Höchstsätze für das gesamte Bundesnetz 
angenommen. Die Herabsetzung der Personentarife, die 
Rückfahrkarten, Abonnement- und Arbeiterkarten und alle 
zur Erleichterung des Verkehres dienenden Maßregeln, 
welche mit 1. Mai 1903 eingeführt wurden, haben sich 
durch eine ganz bedeutende Steigerung des Personen- 
verkehres bewährt. 

Allerdings hat der Durchschnittsertrag für einen 
Reisenden in der Zeit vom Mai bis Dezember für die 
Jahre 1902 und 1903 einen Rückgang von 101 58 Centimes 
auf 9243 Centimes ergeben. Das hätte auf die Zahl von 
einer Million Reisenden einen Minderertrag von mindestens 
2*/i Millionen ergeben müssen. Statt dessen erzielte der 
Personenverkehr infolge der Steigerung des Verkehres 
eine Mehreinnahme von l 1 /« Millionen, welche allerdings 
nicht allein der Tarifermäßigung zuzuschreiben ist 

Die Maßregeln betreffs der Gütertarife, welche sich 
von den alten Verhältnissen noch nicht erheblich ent- 
fernt haben, können jetzt noch nicht festgestellt werden. 
Dagegen ist eine allgemeine Steigerung und starke Ent- 
wicklung des Verkehres wahrzunehmen. Im Personen- 
verkehre haben die Zugskilometer von 1901 bis 1903 um 
mehr als 5 Prozent zugenommen. 

In bezug auf die Vermehrung des Betriebsmateriales 
sind die Fortschritte besonders erheblich. Im letzten Vor- 
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anschlage für 1905/06 sind 137 Lokomotiven, 387 Personen- 
wagen, 50 Gepäckswagen und 900 Güterwagen vor- 
gesehen. 

Die Beamten und Angestellten der Bahnen sind auf Dienst- 
drei Jahre angestellt und nach Ablauf dieser Amtsperiode Pragmatik und 
der Neuwahl unterworfen, genau so wie die Beamten der Sori * 1 P oU * flL 
allgemeinen Bundesverwaltung. Bei Bestimmung der Bezüge 
machte eine besondere Schwierigkeit die Neuordnung der 
sogenannten Nebenbezüge, bei welcher die Begünstigung 
eingeführt wurde, daß etwa die Hälfte dieser Nebenbezüge 
in ein Fixum verwandelt wurde. 

Das Bundesgesetz vom 19. Dezember 1902 regelt die 
Arbeitszeit bei den Eisenbahnen in der Weise, daß diese 
grundsätzlich im Maximum 11 Stunden zu betragen habe, 
dabei aber eine ununterbrochene Ruhezeit von 10 Stunden 
für das Zugspersonal und von 9 Stunden für das übrige 
Betriebspersonal vorgeschrieben ist. Ebenso ist das Urlaubs- 
wesen sehr liberal geordnet worden. 

Die Besoldungen der Beamten und Angestellten der Besoldung der 
Schweizerischen Bundesbahnen wurde durch das Bundes- Angestellten, 
gesetz: vom 29. Juni 1900 geregelt, und zwar nach den 
Grundsätzen, welche für die Besoldungen der eidgenössi- 
schen Beamten und Angestellten maßgebend waren und 
im Bundesgesetz vom 2. Juli 1897 zum Ausdrucke kamen. 
Die Grundgehalte der schweizerischen Staatsbahnbeamten 
richteten sich im allgemeinen nach den zur Zeit des Rück- 
kaufes, 1. Mai 1903, bei den schweizerischen Privatbahnen 
eingeführten Gehältern. Dabei galt es als feststehender 
Hauptgrundsatz, daß in der Regel die jeweilig bei einer 
der Privatbahnen für eine Beamtenkategorie festgesetzten 
höchsten Sätze allgemeine Anwendung rinden, wenigstens 
soweit es sich um die mittleren und unteren Beamten und 
Angestellten handelt. Eine Übernahme der zum Teil 
höheren Gehaltsnormen der Gotthardbahn konnte deswegen 
jetzt nicht ohne weiteres stattfinden, weil die Lebens- 
verhältnisse ihrer Beamten zum Teil eigenartige sind und 
eine bessere Bezahlung rechtfertigen, z. B. der Aufenthalt 
deutsch-schweizerischer Beamten familien in der italienisch 
sprechenden Schweiz. Wenn die für Ausnahmsverhältnisse 
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passenden Gehälter ohne weiteres auf alle Beamten, welche 
in normalen Beziehungen existieren, angewendet worden 
wären, hätte sich eine ganz erhebliche nicht gerechtfertigte 
Mehrausgabe ergeben. 

Es gibt neun Gehaltsklassen für die Bahnbeamten, 
die sich zwischen der obersten mit nur Frcs. 10.000 bis 
Frcs. 15.000 und der untersten mit nur Frcs. 1200 bis 
Frcs. 2200 abstufen. Jeder volljährige und ausschließlich 
im Dienste der Bundesbahnen beschäftigte Beamte und 
Angestellte muß mindestens ein Jahresgehalt von Frcs. 1200 
erhalten. Die Besoldung der weiblichen Angestellten soll 
jener der männlichen gleichgestellt sein (der Entwurf des 
Bundesrates hatte eine geringere Besoldung der weiblichen 
Angestellten zugelassen). Die Einreihung der Beamten in 
die Klassen findet durch das Gesetz selbst statt, die Fest- 
setzung der Mindest- und der Höchstbesoldung dagegen 
durch den Bundesrat über Antrag der Generaldirektion. 

Beim Eintritt eines Beamten oder Angestellten gilt 
die Minimalbesoldung als Regel. Immerhin sollen tüchtige 
Leistungen in bisheriger Stellung, besondere Fähigkeiten, 
sowie die örtlichen Lebensverhältnisse berücksichtigt 
werden. 

Beim Eintritt eines Beamten oder Angestellten aus 
einer unteren Klasse in eine höhere oder aus einer Dienst- 
abteilung in eine andere ist bei der Festsetzung der Be- 
soldung das Gesamtdienstalter zu berücksichtigen. Auf alle 
Fälle soll mindestens die bis zu diesem Zeitpunkte be- 
zogene Besoldung verabfolgt werden. 

Für die regelmäßig eintretenden Gehaltsaufbesserungen 
wurde das System des allgemeinen Besoldungsgesetzes 
angenommen und für die Klassen III bis einschließlich IX 
auch die periodische Erhöhung von je Frcs. 300 für eine 
Amtsdauer von drei Jahren. Die Bundesversammlung be- 
stimmte aber auch für die unterste Klasse eine Erhöhung 
von je Frcs. 300* — , was eine ganz bedeutende Ausgaben- 
vermehrung bedingt. Dienstwohnungen werden zu einem 
billigen Ansatz in Rechnung gebracht, Dienstkleidungen 
dagegen unentgeltlich verabfolgt. Der Verwaltungsrat hat 
das Reglement zu erlassen, das die Nebenbezüge des 
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Personales bestimmt, die in den Besoldungsansätzen nicht 
enthalten sind (Kilometergelder, Ersparnisprämien, Reise- 
entschädigungen u. dgl.). Dabei ist auch die Frage zu 
entscheiden, inwiefern den öfter vom Personale geäußerten 
Wünschen entsprochen werden kann, einen Teil der Neben- 
bezüge in feste Gehaltsquoten umzuwandeln. 

Da der Eisenbahndienst die volle Arbeitskraft der 
Beamten und Angestellten in Anspruch nimmt, wird ver- 
langt, daß sie ohne besondere Ermächtigung weder eine 
andere Stelle annehmen noch einen Nebenberuf aus- 
üben. 

Die Höhe der Löhne der im Taglohn angestellten 
Arbeiter der Bundesbahnen wird von der Generaldirektion 
und von den Kreisdirektionen je für die von ihnen ange- 
stellten Arbeiter im Rahmen eines vom Verwaltungsrate 
der Bundesbahnen zu erlassenden Reglements bestimmt. 
Dieses Reglement stellt auch die Grundsätze für Auf- 
besserung der Löhne nach Maßgabe der Dauer des Dienst- 
verhältnisses fest. 

Die Bundesbahnverwaltung hat darauf Bedacht zu 
nehmen, nach und nach ständige Arbeiter der hierzu ge- 
eigneten Dienstkategorien zu Angestellten zu ernennen. 
Diejenigen ständigen Arbeiter, die Alters halber nicht mehr 
zu Angestellten ernannt werden können, sind bei ent- 
sprechenden Leistungen mit Bezug auf die Löhnung den 
Angestellten der nämlichen Kategorie gleichzustellen. 

Die im Gesetz enthaltene Klasseneinteilung erhielt, 
wie oben bemerkt, ihre vollständige Ausgestaltung mit der 
vom Bundesrate auf Antrag der Generaldirektion erlassenen 
Gehaltsordnung vom 7. Jänner 1902. 

Mit der angenommenen Klasseneinteilung haben aller- 
dings nicht alle Direktoren und Oberbeamte den von Ihnen 
bei den Privatbahnen bezogenen Gehalt erhalten ; mit Rück- 
sicht auf die für andere Staatsbeamten bestehenden Normen 
konnte trotz der für den Eisenbahndienst in Betracht 
kommenden Verschiedenheiten nicht höher gegangen 
werden. Dagegen wurde das gesamte mittlere und niedere 
Personal mindestens gleich gut gestellt. Für die große 
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Mehrzahl ergab sich bei Durchführung der Gehaltsordnung 
am 1. Mai 1903 eine mäßige Besserstellung. 

Eine sehr maßgebende Persönlichkeit, nämlich National- 
rat Frey, welcher zu den Bevollmächtigten der Schweiz 
für die Vorbereitung der Handelsverträge der Schweiz mit 
den anderen Staaten gehört und der leitende Mann des 
»schweizerischen Handels- und Industrievereines« ist, seiner 
politischen Gesinnung nach ein Liberaler, äußerte sich mir 
gegenüber (am 11. August 1905) dahin, daß man in Be- 
ziehung auf die Besoldungen bis an die äußerste Grenze 
des Möglichen gegangen sei. Das Einkommen eines 
Lokomotivführers steige bis zu Frcs. 5000 pro Jahr und 
die Vertreter der Stände, in denen die Hochschulbildung 
vorherrsche, aber auch die Bauern und Gewerbetreibenden 
fangen schon an, gegen die stets steigenden Forderungen 
der Angestellten der Bahnen zu opponieren. Nebenbei sei 
bemerkt, daß derselbe Gewährsmann die Konzessionen in 
Beziehung auf das Tarifwesen für Personen und Güter als 
zu weitgehend bezeichnete und meinte, es sei der Zweifel 
nicht ganz unberechtigt, ob man nebst der Verzinsung der 
alten und neuen Eisenbahnobligationen auch noch die 
60jährige Amortisation werde anstandslos durchführen 
können, wenn man in Beziehung auf die Liberalität in 
Tariffragen, Fahrordnungen und Gehalte der Bediensteten 
noch weiter gehen würde als bisher. 

Rentabilität der Die Frage, ob die schweizerische Eidgenossenschaft 
Schweizerischen mit dem Ankaufe der Privatbahnen ein rentables Geschäft 
Staatsbahnen, gemacht hat, wird verschiedenartig beurteilt. Bei der 
Debatte über die Verstaatlichung der West- und der Süd- 
bahn in der französischen Kammer hat der damalige 
Finanzminister Rouvier, etwas voreilig allerdings, die Ver- 
staatlichung der Bahnen in der Schweiz in ihren Resultaten 
als ein Argument gegen die Verstaatlichung der Bahnen 
angezogen. Freilich wurde bald darauf die Argumentation 
Rouviers, sowie jene seiner Quellen und seiner Partei- 
gänger in dieser Frage in glänzendster Weise widerlegt 
durch eine Autorität ersten Ranges, den Professor der 
politischen Ökonomie an der Universität in Genf Edgar 
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Milhaud in seinem Buche »Le Rachat des Chemins 
de Fer«.*) 

Man kann hier diese Frage des geschäftlichen Er- 
folges vielleicht ohne Bedenken außer Diskussion lassen, 
schon deshalb, weil sie heute noch gar nicht beantwortet 
werden kann. Die schweizerischen Bundesbahnen befinden 
sich viel zu kurze Zeit im Besitze des Bundes und der 
kurze Zeitraum, während welchem sie staatlich verwaltet 
werden, fallt in die Periode unmittelbar nach den Jahren 
1901 und 1902, weiche in ganz Europa schlechte Eisen- 
bahnjahre waren; — sohin ist es unmöglich, heute mehr 
als Vermutungen über die zukünftige Gestaltung der Ver- 
hältnisse auszusprechen. In der Schweiz ist man jedoch 
ziemlich allgemein, ganz gewiß aber in den offiziellen 
Kreisen, der Überzeugung, daß sich das Staatsbahnunter- 
nehmen genügend rentieren werde, um die eingegangene 
Verzinsungsverpflichtung und die Amortisation in der 
präliminierten Zeit decken zu können und das ist reichlich 
genug neben der Vermittlung jener Vorteile für das ver- 
kehrende und verfrachtende Publikum, welche als Hauptziel 
die Verstaatlichung der Bahnen ins Auge gefaßt wurde. 

Präsident Weißenbach äußert sich über die 
finanziellen Ergebnisse der Neuordnung der Verhältnisse in 
zuversichtlicher Weise, indem er zunächst das finanzielle 
Ergebnis des Betriebes bis 1903 als ein ganz befriedigendes 
darstellt, trotz der bedeutenden Steigerung der Ausgaben. 
Immerhin ist eine vorsichtige Geschäftsführung und ein 
Verzicht auf gewagte Versuche geboten. Weißenbach 
resümiert sein Urteil in dem Satze: »Wenn der Weg 
ruhigen Fortschreitens auch künftig eingehalten wird, darf 
der Zukunft der Bundesbahnen getrost entgegengesehen 
werden«. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung des eidgenössischen 
Bundeseisenbahnnetzes für 1904 rechtfertigt die Auffassung 
Weißenbachs. 



*) Erschienen in Paris bei Edouard Cornely et Cie. 1904, in 
welchem das auf die Schweiz bezügliche Kapitel, Seite 35 bis 70, nach- 
zulesen ist. 



ITALIEN. 

Die kurz vor Ostern dieses Jahres (1905) auf den italie- 
nischen Eisenbahnen durch die sogenannte Obstruktion 
der Bediensteten eingetretene Sachlage hat die Aufmerk- 
samkeit Europas in einem höheren Maße vielleicht als 
je zuvor auf das italienische Eisenbahnwesen gelenkt 
Dieses Ereignis verdient tatsächlich Beachtung, da die Eisen- 
bahnbediensteten, Beamte und untere Angestellte, unter 
dem Vorwande der strikten Einhaltung ihrer Instruktionen 
und der allgemeinen Reglements, also unter Vermeidung 
der Möglichkeit ihr Verhalten zu ahnden, den Verkehr fast 
ganz zum Stillstande brachten. Auch bei uns wurden 
schon Versuche unternommen, durch ähnliches Vorgehen 
den Verkehr zu unterbinden. Solche Ereignisse geben 
wohl zu bedenken, ob denn die Vorschriften, an die sich 
die Bediensteten buchstäblich zu halten vorgeben, die sie 
dabei freilich wissentlich sinnwidrig handhaben, nicht etwa 
mangelhaft abgefaßt sind. 

Anderseits aber mußte doch die Erregung und Ver- 
bitterung des Personales einen hohen Grad erlangt haben 
und derselben eine gewisse Berechtigung zugrunde liegen, 
denn sonst würde gewiß ein derartiges einheitliches Vor- 
gehen nicht möglich gewesen sein, an dem sich so viele, 
auch ältere, sonst pflichttreue Beamte beteiligten. Die Er- 
klärung dieser Zustände liegt in der Geschichte des italieni- 
schen Eisenbahnwesens, deren vorletztes Kapitel die 
Obstruktion, deren letztes Kapitel die Verstaatlichung 
bildet 

. Ein hervorragender italienischer Eisenbahnfachmann 
sagt, die Definition der italienischen Eisenbahnpolitik sei ' 
eine sehr einfache: »Es existiert keine!« Damit will wohl 
gesagt sein, daß sie fortwährendem Schwanken, Wider- 
sprüchen und Mißerfolgen ausgesetzt war. Von einer 
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italienischen Eisenbahnpolitik kann man aber erst sprechen 
von dem Jahre 1860 angefangen, in welchem das König- 
reich Italien als Einheitsstaat errichtet wurde. Bis dahin 
waren ja auf der Halbinsel mehrere Staaten neben ein- 
ander gelagert, von denen jeder seine eigene Eisenbahn- 
politik betrieb. Im Königreiche beider Sizilien wurde die 
erste Konzession im Jahre 1838 dem französischen In- 
genieur Bayard de la Vingtrie für eine Eisenbahn von Neapel 
nach Nocera verliehen und schon im Jahre 1839 wurde 
der Betrieb auf der Strecke Neapel— Portici 8 km lang 
eröffnet. 

Die neapolitanische Regierung favorisierte das Eisen- 
bahnwesen nicht sehr, denn als das Königreich Sizilien zu 
existieren aufhörte, hatte dasselbe bei einer Ausdehnung 
von 85.310 km* nur 120 km Eisenbahnen im Betrieb und 
140 km im Bau. Der vorgeschrittenste, den freiheitlichen 
Ideen zugänglichste Staat, das Königreich Sardinien, initiierte 
das Staatsbahnsystem durch eine Linie von Genua nach 
Turin und von Genua nach dem Lago Maggiore. Die 
Regierung trug sich bald mit großen Plänen, so sollte die 
Eisenbahn von Turin bis an die Grenze Savoyens verlängert 
werden; technische Probleme, wie die Durchbohrung 
des Gesteines beim Tunnelbau auf mechanischem Wege 
wurden studiert u. s. w. In Lombardo-Venezien konzessio- 
nierte der Staat — Österreich — zwischen 1837 und 1840 
die Eisenbahn Monza — Mailand— Venedig und baute auf 
Staatskosten die Linien Mestre— Cormons und Verona— 
Mantua, um Wien mit den beiden Provinzen zu verbinden. 
In den anderen Staaten geschah vor 1860 sehr wenig für 
das Eisenbahnwesen, so daß am Ende dieses Jahres in ganz 
Italien nur 2180 km Eisenbahnen im Betriebe standen, 
welche über Italien sehr ungleichmäßig verteilt waren.*) 
Das Königreich Sardinien besaß 850, Lombardo-Venezien 
607, das Großherzogtum Toskana 323, der Kirchenstaat 132, 
das Königreich beider Sizilien 128, das Herzogtum Parma 
99 und das Herzogtum Modena 50 km. 



*) Zu dieser Zeit hatte Frankreich schon 9000, Deutschland über 
11.000 und England gegen 17.000 km Eisenbahnen. 
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Um in die desparaten Verhältnisse Ordnung zu 
bringen und das gesamte Eisenbahnwesen rasch auszu- 
bilden, wurden die Gesetze vom 14. Mai und 25. August 
1865 erlassen, durch welche die Hauptlinien in die Hände 
von fünf konzessionierten Gesellschaften gelegt wurden, 
denen auch der Ausbau der Netze übertragen war. Es darf 
nicht übersehen werden, daß dem Eisenbahnwesen in seiner 
Entwicklung durch die staatlichen Zusände in Italien große 
Schwierigkeiten bereitet waren. Die finanzielle Situation 
des Königreiches war eine prekäre, die Konstruktion der 
Eisenbahnen, welche die Apenninen zu übersetzen und 
die Alpen zu durchbohren hatten, war eine schwierige, 
der gänzliche Mangel an Kohle im Königreiche verteuert 
den Betrieb, der Verkehr war ein sehr geringer, da In- 
dustrie und Handel in großen dünn bevölkerten Land- 
strichen noch wenig entwickelt waren und außerdem 
wurden die der Längsachse der italienischen Halbinsel 
parallellaufenden Schienenstränge durch die Schiffahrt ent- 
lang den benachbarten Küsten, des Mittelländischen und 
Adriatischen Meeres empfindlich konkurrenziert. 

Nach der Annexion von Lombardo-Venezien fielen 
die dortigen Eisenbahnen dem italienischen Eisenbahn- 
netze zu. 

Das Privateisenbahn System unter der Herrschaft der 
fünf Gesellschaften scheiterte und die Staatsverwaltung 
sah sich gezwungen, den Betrieb teilweise selbst zu über- 
nehmen. Dies geschah dadurch, daß man einen Admini- 
strationsrat einsetzte, bestehend aus sechs Mitgliedern und 
einem Präsidenten, welche von dem Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten ernannt den beiden Häusern des Parla- 
ments nicht angehören durften. Diesem Rate unterstanden 
der von ihm ernannte Direktor und die Zentralkassa. 
Dieses System dauerte vom Jahre 1878 bis zum 
Jahre 1885. 

Aber auch dieses System des staatlichen Eisenbahn- 
betriebes konnte nicht aufrecht erhalten werden und man 
ging neuerdings zu dem Privateisenbahnsysteme im Jahre 
1885 über. 
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Es waren genau 20 Jahre verflossen seit dem Ex- 
perimente vom Jahre 1865, das nun wiederholt werden 
sollte, nur mit dem Unterschiede, daß man diesmal Kon- 
zessionen erteilte, die sich dem Charakter von Pacht- 
verträgen näherten. 

Die italienischen Eisenbahnen wurden ihrem Haupt- 
teile nach in drei große Netze aufgeteilt, und zwar in das 
Mittelländische (Mediterraneo), das Adriatische (Meridionale) 
und in das Sizilische. Die Dauer der Konzessionen wurde 
auf 60 Jahre bestimmt; jede Konzession in drei Perioden 
zu 20 Jahren eingeteilt, an deren Ende jeweilig die Auf- 
lösung des Vertrages seitens der beiden Kompaziszenten 
gefordert werden konnte. 

Der erste Kündigungstermin ergab sich unter diesen 
Umständen am 30. Juni 1905. Der Staat konnte zu diesem 
Termin von jeder der drei Gesellschaften die Eisenbahnen 
zurücknehmen. Die öffentliche Meinung war gegen das 
Privatsystem und für die Bismarcksche Eisenbahnpolitik 
eingenommen und man machte Studien, veranstaltete 
Enqueten, führte Verhandlungen, welche eventuell auf die 
Rückkehr zum Staatsbahnsystem im Jahre 1905 vorbe- 
reiten sollten. Da trat das eingangs geschilderte Ereignis 
der Obstruktion der Eisenbahnbediensteten, und zwar noch 
vor Ablauf der ersten zwanzigjährigen Periode ein. Die 
Pachtverträge enthielten eine Reihe von Bestimmungen 
zugunsten der Bediensteten und unterstellten das Dienst- 
verhältnis sogar unter die Aufsicht des Staates. Die Gesell- 
schaften behaupteten die eingegangenen Verpflichtungen 
gegenüber ihren Beamten strikte eingehalten zu haben. 
Diese anderseits behaupteten das Gegenteil. Die Gesell- 
schaften waren außerdem der mehr oder minder begrün- 
deten Feindseligkeit des Publikums ausgesetzt. 

Unter diesen Verhältnissen war die Regierung zu 
einem raschen Entschlüsse gezwungen, die endlosen Dis- 
kussionen, die einer definitiven Gesetzgebung vorangegangen 
wären, wurden überflüssig, indem die Regierung eine provi- 
sorische Verfügung traf, ohne sich um die im Zuge be- 
findliche umfangreiche Begutachtung der Frage, die die 
Regierung eingeleitet hatte, weiter zu kümmern. Die am 
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17. April ausgebrochene Greve dauerte nur fünf Tage und 
das Parlament approbierte fast ohne Diskussion das in 
seinen Grundzügen ungemein einfache provisorische Gesetz, 
welches die Übernahme der drei großen Netze in die 
Staatsregie verfügte. 

Damit kommen die drei großen bisher durch Gesell- 
Elsenbahnnetees schatten verwalteten Netze mit einer Ausdehnung von 

VerwaUung 12465 km in die Staatsregie. Außerdem gehörten dem 
Staate noch 133 km und ferner bestanden 1857 km sub- 
ventionierte und 1 169 km nicht subventionierte Eisenbahnen, 
so daß das gesamte Netz 15.624 km Länge besitzt, deren 
Gesamtwert einschließlich des rollenden Materiales 5661 Mil- 
lionen Francs betragt. 

Italien ist also zum Staatsbahnsystem zurückgekehrt, 
das Eisenbahnwesen ressortiert vom Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten, hat einen Generaldirektor, der 
durch einen Verwaltungsrat unterstützt wird, dem er 
präsidiert. Das Eisenbahnbudget wird dem Budget des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten hinzugefügt und 
bildet daher einen Teil des Staatsbudgets, aus dem der 
Generaldirektor Vorschüsse zu entnehmen berechtigt ist. 
Der Staat übernimmt die sämtlichen Bediensteten der 
Eisenbahngesellschaften und ein besonderer Kredit ist zu- 
gunsten des Personales bestimmt. Um die Wiederkehr 
von Greves zu vermeiden, erklärt das Gesetz, sämtliche 
Angestellte der Eisenbahnen bis zu den untersten Stufen 
als »Öffentliche Funktionäre«, welche den sehr strengen 
Strafen des Code Penal im Falle des Verlassens des 
Dienstes ausgesetzt sind. 

Der neuen Sachlage prognistiziert ein hervorragender 
Fachmann Philipp Tajani*) eine günstige Entwicklung 
und Erfolg, namentlich dann, wenn die Fortschritte auf 
wirtschaftlichem Gebiete, welche Italien in den letzten 
Jahren machte, die erhoffte Fortsetzung erfahren würden. 

Die neue Situation scheint sich übrigens nicht so 
erfreulich zu gestalten wie Tajani annahm, denn vor 



*) Vergleiche das soeben erschienene Buch Ing. Filippo Tajani 
»Le Strade Ferrate in Itaha, Regime legate, economoco ed administrative, 
Ulrico Hoepli«, Mailand 1905. 
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wenigen Tagen brachten die Blätter die Nachricht, daß der 
Ministerrat dem Generaldirektor der Staatsbahnen Bianchi 
(früher Direktor der sizilischen Staatsbahnen, ein sehr be- 
fähigter und energischer Mann, der aber natürlich auch 
keine Wunder vollbringen kann) das Mißtrauen votiert hat, 
was möglicherweise den Rücktritt Bianchis zur Folge haben 
würde. Der Grund des Zwiespaltes zwischen dem Mini- 
sterium und dem Eisenbahndirektor ist eine Beamten- 
ernennung, die Bianchi vor drei Monaten vorgenommen 
hatte. Er hatte den Rechtsanwalt Marchesini zum Direktor 
des juristischen Eisenbahnamtes berufen, was die Regie- 
rung für unstatthaft erklärt. Nicht ein freier Rechtsanwalt, 
sondern ein Staatsbeamter hätte der Regierung zufolge 
diesen Posten einnehmen müssen. Die Stellungnahme der 
Regierung in dieser Angelegenheit hat im Lande große 
Unzufriedenheit wachgerufen. Man findet, daß die Regie- 
rung den Zeitpunkt zu einem Konflikte mit dem General- 
direktor der Staatsbahnen nicht unglücklicher hätte wählen 
können, da er zusammenfällt mit schweren Verkehrs- 
stockungen im Bahnbetriebe, zufolge derer große Mengen 
von Gütern, insbesondere Getreide und Kohle, allerwärts 
der Weiterbeförderung harren. 

Generaldirektor Bianchi hat seine Amtstätigkeit 
als Leiter der italienischen Staatsbahnen mit einem all- 
gemeinen Erlaß angetreten, aus dem folgende Sätze zu 
entnehmen sind:*) 

»Unser Vaterland erwartet von einem weniger kost- 
spieligen Eisenbahnbetriebe diejenigen Verbesserungen der 
Tarife und Verkehrsvorschriften, deren es zur Sicherung 
der Entwicklung seiner Industrien und zur Verwertung 
seiner unentwickelten oder von Verbrauchsmärkten ent- 
fernten Hilfsquellen so sehr bedarf. Unser Ziel ist daher, 
die Betriebskosten tunlichst herabzumindern, indem wir 
versichern, daß nicht etwa den Steuerzahlern neue Opfer 
aufgelastet werden sollen. Wir wollen die jetzigen Eisen- 
bahn-Betriebsergebnisse festigen und verbessern und zu- 
gleich den fleißigen und tüchtigen Bediensteten eine dem 



*) Ordinäre generale Nr. 1, 1905. 
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schwierigen Dienst entsprechende Bezahlung verschaffen.« 
Herr Bianchi erklärt weiter, »daß er hohe Anforderungen 
an das Personal werde stellen müssen, aber er werde mit 
aller Kraft dahin wirken, daß jede tüchtige Arbeit ihren 
entsprechenden Lohn finde. Beförderungen sollen jenen 
zuteil werden, die Fleiß und Befähigung zeigen. Er 
werde aber unerbittlich die Disziplin handhaben, gegen 
jene einschreiten, die es versäumen, zur Wirtschaftlichkeit, 
Sicherheit, Stetigkeit und Pünktlichkeit des öffentlichen 
Dienstes beizutragen«. 
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Die erste mit Lokomotiven betriebene Eisenbahn am 
Kontinent wurde in Belgien auf Grund eines Dekretes vom 
1. Mai 1834 erbaut und am 5. Mai 1835 dem Betriebe 
übergeben. Es war dies die Eisenbahn von Brüssel nach 
Mecheln. 

Die Entwicklung des belgischen Eisenbahnnetzes war 
eine äußerst rapide. Schon im Jahre 1865 hatte Belgien 
2285 km Eisenbahnen, von denen 755 dem Staate ge- 
hörten. Im Jahre 1895 hatte sich das Netz bereits auf 
4553 km entwickelt, davon waren 2964 km Staatsbahnen. 
In den Jahren 1896 und 1897 wurden mehrere wichtige 
Linien verstaatlicht, so daß gegenwärtig fast das ganze 
Eisenbahnnetz sich unter staatlicher Verwaltung befindet. 
Dasselbe hat eine Totallänge von 4586 km, was eine Dichte 
des Netzes von 156 km Eisenbahnlänge auf 1000 km* Boden- 
fläche ergibt, ja das belgische Eisenbahnnetz ist das dichteste 
im Vergleiche zu allen anderen Ländern der Erde.*) 

Nach der Statistik des Jahres 1903 hat das staatliche 
Eisenbahnnetz eine Ausdehnung von 4054 km, während 
die Privatbahnen 531 km ausmachen. Der Betriebskoeffizient 
der ersteren beträgt 59 62, jener der letzteren 45- 1. In dem 
genannten Jahre betrugen die Zugskilometer 64,756.752, 
die Zahl der beförderten Reisenden 132Vj Millionen, die 
Zahl der Personenkilometer 2.951,488.568, die Zahl der 
Tonnen der beförderten Waren war 44 1 /, Millionen und 
die Zahl der im Eisenbahndienste Angestellten 62.508, 
während die Privatbahnen nur 5690 Angestellte haben. 



*) Nach der Dichtigkeit des Netzes nahmen die Staaten im Jahre 
1901 folgende Reihenfolge ein; 1. Belgien, 2. Luxemburg, 3. Groß- 
britannien, 4. Deutschland, 5. die Schweiz, 6. die Niederlande, 7. Frankreich. 
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In der voranstehenden Aufzählung von Daten fällt 
wohl die Höhe des Betriebskoeffizienten auf, über die 
sich auch der Berichterstatter für das Eisenbahnbudget 
in der belgischen Kammer im Jahre 1899 länger ver- 
breitete. Der Berichterstatter sagte, die Ursache des 
ungünstigen Standes der staatlichen Eisenbahnverwaltung 
in ökonomischer Beziehung sei das Parlament. Jeden 
Augenblick verlange ein Mitglied desselben Verbesserungen 
im Dienste, Schaffung neuer Bahnhöfe, Eröffnung neuer 
Stationen, Tarifbegünstigungen für verschiedene Industrien, 
Forderungen und Klagen hören nie auf. Dies sei ein 
Übelstand der staatlichen Eisenbahnverwaltung, bei welcher 
das Geld Aller erscheint als das Geld, das Niemandem 
gehört. 

Zwei Jahre nachher äußert sich Herr Renkin, der 
Budgetberichterstatter für das Eisenbahnwesen für 1903, 
folgendermaßen : »Ein fundamentaler Fehler des belgischen 
Systems, welcher auch in Frankreich begangen wurde, 
entspringt dem Umstände, daß die Finanzen des Eisen- 
bahnwesens von jenen der Staatsverwaltung nicht voll- 
ständig getrennt sind«. 

Das finanzielle Regime des Staates ist unanwendbar 
auf eine Industrie und wäre sie noch so bedeutend, wie 
z. B. die Staatseisenbahnverwaltung. Heute ist die Eisen- 
bahnschuld vermengt mit der Staatsschuld und diese Ver- 
mischung der Schulden des industriellen Dienstes mit den 
Staatsschulden führt zu einer Menge von Übelständen, vor 
allem dazu, daß der Finanzminister häufig geneigt ist, einen 
Teil der Verpflichtungen in Beziehung auf die Amortisation 
der Eisenbahnschuid zu vernachlässigen, wenn die Staats- 
finanzen ihm Schwierigkeiten bereiten. Diese Äußerungen 
wurden, es kann nicht überraschen, von dem Gegner der 
Eisenbahnverwaltung in Frankreich, dem Minister Rouvier, 
von welchem schon einmal die Rede war, mit Behagen 
zitiert. Dagegen könnte man die Äußerungen anderer 
Berichterstatter in derselben Kammer, z. B. eines Vor- 
gängers von Herrn Renkin ins Feld führen, welcher 
sagte: »Die Eisenbahnen in den Händen des Staates be- 
deuten die Einheit der Verwaltung, die Erforschung aller 



5d by Goo 



71 



technischen Verbesserungen und die Ermittlung aller mög- 
lichen Ökonomien.*) 

Aber es ist besser, Tatsachen anzuführen, als mit 
Zitaten zu arbeiten. 

In Beziehung auf die Verwaltung der Eisenbahnen Verwaltung 
ist in erster Linie zu berichten, daß auch in Belgien das E l 8e °bahn- 
gesamte Verkehrswesen in einer Zentralstelle ressortmäßig w w*°*» 
vereinigt ist, und zwar in dem »Ministere des Chemins de 
fer, Postes et Telegraphes«, dem auch der > Service mari- 
time« untersteht. In Belgien wäre die Trennung der 
Agenden betreffend die Eisenbahnen und die Schiffahrt, 
wie sie unbegreiflicherweise in Österreich besteht, ganz 
undurchführbar, denn nebst den staatlichen Eisenbahnen 
besitzt Belgien auch eine erhebliche staatliche Schiffahrt, 
die nichts anderes als zwei Kapitel einer einheitlichen 
Verkehrspolitik darstellen. 

Die Organisation der Staatseisenbahnverwaltung ist 
durch ein königliches Dekret vom 15. November 1877 
geregelt, das allerdings mehrfache Modifikationen erlitten 
hat, jedoch seit dem Jahre 1898, in welchem die Ver- 
ordnung neuerdings publiziert wurde, im wesentlichen un- 
verändert geblieben ist. 

- 

A. Zentralverwaltung des Eisenbahnwesens. 

Die Verwaltung der Staatseisenbahnen führt unter un- 
mittelbarer Leitung des Ministers ein Komitee, welches aus 
fünf höheren Funktionären mit dem Range eines »admi- 
nistrateur« zusammengesetzt ist. 

Diesem Comite obliegt die Oberleitung der ver- 
schiedenen Dienstzweige. Die Mitglieder des Komitees 
referieren direkt dem Minister, dem gegenüber sie für die 
regelmäßige Abwicklung des Dienstes verantwortlich sind. 

Dem Comite d'Administration ist eine Dienstesstelle 
beigegeben, welche als »Service General« bezeichnet wird. 
Der »Service General«, welchen man als Direktion für all- 
gemeine Angelegenheiten bezeichnen könnte, hat die Auf- 

*) Gauwes, Cours d'ßconomie Poliüque, 3« cdition, t IV, p. 183. 
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gäbe, das Administrationskomitee bei Bearbeitung der 
Vorlagen der Direktion und der Fragen der allgemeinen 
Verwaltung zu unterstützen. An der Spitze des »Service 
General« steht ein Funktionär im Range der Direktoren. 

Weiters wird die Verwaltung von fünf Abteilungen 
besorgt, und zwar: Baudirektion, Maschinendirektion, Ver- 
kehrsdirektion, Kaufmännische Direktion und Kontrolle der 
Einnahmen und Materialien. 

Zur Überwachung des gesamten Exekutivdienstes 
sind besondere Generalinspektoren bestellt. Den einzelnen 
Generalinspektoren sind bestimmte Dienstzweige vom 
Minister zur dauernden Überwachung überwiesen. Auch 
besondere Missionen oder Erhebungen überträgt der Minister 
den Generalinspektoren, über deren Ergebnisse sie dem 
Minister zu berichten haben. 

Zur Beratung wichtiger Angelegenheiten, die fallweise 
vom Minister bezeichnet werden, ist ein »Conseil« vor- 
gesehen, zu welchem sich vereinigen die Administratoren, 
die Generalinspektoren und die Verwaltungsdirektoren. 
Den Vorsitz in diesem »Conseil« führt das rangälteste der 
anwesenden Mitglieder. Die Vorstände der Dienstzweige, 
in deren Ressort die Gegenstände der Beratung fallen, 
können beigezogen werden. Die Vorschläge für Vor- 
rückung und Avancement der Beamten sind regelmäßig 
dem »Conseil« zu unterbreiten. 

B. Der exekutive Dienst. 

Der Minister bestimmt die Einteilung der exekutiven 
Dienstesstellen, ihre Unterabteilungen in Gruppen, Sek- 
tionen u. s. w. Die exekutiven Dienste sind je einem 
»Chef de Service« unterstellt, der die Durchführung der 
erhaltenen Aufträge überwacht und die Pflicht hat, dem 
Minister, dem Zentralkomitee oder dem Direktor je nach 
ihrer Wichtigkeit jene Angelegenheiten zu unterbreiten und 
Anträge zu stellen, welche die Regelmäßigkeit und Sicher- 
heit des Dienstes, das Interesse des Publikums oder den 
finanziellen Erfolg berühren. In dringenden Fällen können 
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sie für den Fall, daß die Vorschriften unzureichend sind, 
selbständig vorgehen. Die Chefs der exekutiven Dienste 
werden durch einen oder mehrere Ingenieure — die In- 
genieurs adjoints — unterstützt, die jedoch nur namens 
und auf Verantwortung des Dienstchefs Aufträge heraus- 
geben können. 

Die Dienstesvorstände berichten direkt an den Minister, 
wo es die Wichtigkeit des Gegenstandes rechtfertigt, sonst 
an die vorgesetzte Direktion. 

Das Hauptgewicht der Verwaltung liegt aber bei den 
Direktionen. Das »Comite d'administration« repräsentiert 
eigentlich dasjenige, was bei uns die Departements im 
Ministerium sind, die in Belgien ganz fehlen, beziehungs- 
weise dort vom Ministerium ganz losgelöst sind.*) 

In eigenartiger den industriellen Verhältnissen an- 
gepaßter Weise ist die Material - Übernahme durch die 
»Commission de Recepüon« organisiert, wobei eine inten- 
sive Überwachung in den Werken selbst einen breiten 
Raum einnimmt. 

Die belgischen Staatsbahnen sind anerkannte Pioniere Technische 
des technischen Fortschrittes im Eisenbahnwesen. Sie ^. S ^^ C J™ 
haben zuerst den schweren Oberbau (die »Goliath- Schiene *) 
angewendet; Belgien ist das erste Land am Kontinente, 
das mit der allgemeinen Einführung der Streckenblockierung 
und Zentralweichensicherung vorging, die erst jetzt bei uns 
Eingang fand. 

Rühmend müssen hervorgehoben werden die Leistungen 
der belgischen Staatseisenbahnverwaltung auf dem Gebiete 
des Lokomotivbauwesens, insbesondere unter der Führung 
des Administrators des Maschinendienstes Belpaire. 

In letzter Zeit stellte man sich die Aufgabe, Loko- 
motiven zu bauen, welche Personenzüge und Lastzüge von 
geringerer oder beschleunigter Geschwindigkeit zu befördern 
geeignet wären. Solche Lokomotiven »locomotives mixtes« 
wurden tatsächlich zustande gebracht auf Grund intensiver 
Studien und Versuche und schon im Jahre 1903 wurde 



*) Vgl. Congres International des Chemins de fer. Londres 1895. 
Compte rendu general. Troisieme Volume. Rapporteur Du ca. S. 64 u. ff. 
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eine besonders vollkommene Lokomotive dieser Art in den 
Dienst gestellt. Diese Maschine leistet bis zu 90 km 
Geschwindigkeit pro Stunde und hat einen Raddurchmesser 
von 17 m. 

Im Jahre 1904 ließ die Verwaltung eine große Zahl 
einer neuen Type von »locomotives mixtes€ bauen, Com- 
pound mit vier Zylindern, 6 gekuppelten Rädern zu 1*8 m 
im Durchmesser und einem vorliegenden Bogie. Diese 
Maschinen können ebensogut für Gütereilzüge, für Vororte- 
personenzüge als auch für Fernkurierzüge benützt werden, 
was zu einer bedeutenden Ökonomie und besseren Aus- 
nützung gegenüber jenem System führt, bei welchem man 
für jede Art Züge eine andere Lokomotive in Anwendung 
bringt. Gleiche Bestrebungen sind auch in Frankreich im 
Zuge, wo dieselben zu sehr interessanten Lösungen ge- 
führt haben. 

Die Entwicklung des Lokomotivbaues ist noch stets 
im Gange, wie die Type »Atlantic« und die weiteren 
starken Lokomotiven vom Jahre 1904 beweisen. 

Die Studien über die Ökonomie der Heizstoffe der 
Maschinen führte zur allgemeineren Anwendung des über- 
hitzten Dampfes, von dem man eine weitere Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Lokomotiven erwartet. Auf der 
Internationalen Ausstellung in Lüttich 1905 sind ver- 
schiedene Anordnungen der Überhitzung vorgeführt worden. 

Es ist vielleicht in weiteren Kreisen wenig bekannt, 
daß die Frage des rechts oder links Fahrens, die auch bei 
uns im Hinblicke auf die Sichtbarkeit der Signale erörtert 
wird, in Belgien eine einfache Lösung gefunden hat. In 
Belgien wird auch links gefahren. Da der Übergang auf 
rechts fahren als undurchführbar erkannt wurde, werden 
weiterhin die Lokomotiven so eingerichtet, daß der Führer 
links zu stehen kommt und auf diese Weise freien Aus- 
blick erhält. 

Das Septemberheft des heurigen Jahres »Bulletin du 
Congres international des chemins de fer« berichtet über 
die Konstruktion des auf den belgischen Staatsbahnen 
verkehrenden »Waggon Dynamometre«, konstruiert von den 
Ingenieuren A. Huberti und J. Doyen dieser Eisenbahn- 
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Verwaltung. Dieser »Waggon Dynamometre« ist in der 
Hauptsache die Nachbildung eines gleichen Wagens, welcher 
von der Paris-Orleans-Eisenbahngesellschaft im Jahre 1903 
in Benützung genommen wurde, aber mit gewissen Ver- 
besserungen im Aufbau des Apparates. Mit diesen Ver- 
suchswagen soll eine Reihe von für die Ökonomie und 
den Betrieb wichtigen Momenten festgestellt werden. 

Als ein außerordentliches Verdienst muß ich die früh- 
zeitige Gründung der technischen Versuchsanstalten in 
Mecheln bei Brüssel bezeichnen. Diese technischen Ver- 
suchsanstalten bestehen aus einem mechanisch-technischen 
Laboratorium zur Erprobung der Eigenschaften der Bau- 
und Maschinenmaterialien, einer Kohlenversuchsstation und 
aus einem chemischen Laboratorium. Diese Versuchs- 
anstalten, welche seit einer langen Reihe von Jahren 
unter der Leitung eines bekannten Fachmannes, des 
Ingenieurs E. Roussel stehen, lösen nicht nur die 
laufenden Aufgaben in Beziehung auf die Erprobung der 
im Eisenbahnwesen vorkommenden Materialien, sondern 
haben auch durch die Schaffung guter »Cahiers des charges« 
und durch manche wissenschaftliche Studie zur Entwicklung 
unserer Erkenntnis beigetragen. Die Versuchsanstalten in 
Mecheln stehen auch dem Publikum zur Verfügung und 
leisteten der belgischen Industrie große Dienste. 

Das belgische Beispiel beweist gewiß, daß eine staat- 
liche Eisenbahnverwaltung völlig geeignet ist, den höchsten 
Anforderungen in Beziehung auf technischen Fortschritt 
zu entsprechen. 

Was nun die wirtschaftliche Seite insbesondere den Betriebs 
früher hervorgehobenen Betriebskoeffizienten betrifft, der ko * fflrit8n 
jetzt mit 59-62 angegeben wurde, so kann festgestellt werden, 
daß dieser Koeffizient in den Jahren 1899, 1900 und 1901 
folgende Schwankungen durchgemacht hat: 58*97, 67*13, 
67*18, 62*88. Dieser Betriebskoeffizient darf als Maßstab für 
die Verwaltung nicht überschätzt werden, denn er hängt 
ebensosehr von dem Preise der Kohle, als von der Höhe 
der Tarife, als von der wirtschaftlichen Lage und Dichtheit 
des Verkehres in einer bestimmten Periode ab. Man darf 
nicht übersehen, daß schon Alfred Picard im Jahre 1887 
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in seinem berühmten Werke »Traite des chemins fer« die 
Behauptung aufstellen konnte: »La Belgique est de tous 
pays celui qui a, sans contredit, les taxes les plus faibles«, 
eine Behauptung, welche bis heute nicht aufgehört hat, 
zutreffend zu sein. 

Die wirtschaftliche Prosperität Belgiens ist so be- 
deutend, daß, wenn man sie mit der Bevölkerungsziffer in 
Beziehung bringt, Belgien als allen anderen Staaten überlegen 
erscheint. Faßt man aLer die absolute Ziffer des Umfanges 
des Handels ins Auge, so tritt Belgien an die sechste Stelle 
in der Reihe der Staaten. Aber was noch bedeutungs- 
voller ist als die wirtschaftliche Lage des Landes in einem 
gegebenen Augenblicke, das ist die Frage, ob die wirt- 
schaftliche Entwicklung eine fortschrittliche oder eine rück- 
schrittliche Tendenz hat und hierfür gibt es keinen besseren 
Anhaltspunkt als die Einnahmeziffern, welche aus der 
Warenbewegung hervorgehen. Diese Einnahmeziffer betrug 
im Jahre 1840 Frcs. 9800, im Jahre 1870 22 Millionen, 
1880 62 Millionen, 1890 81 Millionen, 1898 103 Millionen, 
1902 123 Millionen, wobei nicht übersehen werden darf, 
daß die Tarife ununterbrochen und progressiv ermäßigt 
wurden. Es mag hier ein Vergleich eingeschaltet werden 
zwischen Belgien und den anderen Ländern. Der Handels- 
verkehr, wie er sich in der Summe von Import und Export 
ausdrückt, ist in den 15 Jahren 1884 bis 1899 gewachsen: 
In Belgien um 52 3 Prozent, in Deutschland um 53-8 Pro- 
zent, in England um 20*3 Prozent und in Frankreich um 
14*5 Prozent. 

Rollmaterial. Wenn man das Rollmaterial in Betracht zieht, so ge- 

langt man zu einem für Belgien sehr günstigen Bilde. 
Nach dem Buche von Constant Smeesters*) besaßen 
die Staatseisenbahnen schon 1870 12.022 Güterwagen, 
25 Jahre später, d. i. 1895, 47.832 Güterwagen, 1898 60.673, 
welcher Ziffer man noch 6937, die den Privatbahnen 
gehören, hinzufügen muß. Im Jahre 1902 verfügte Belgien 
über 2140 Lokomotiven gegenüber 1400 im Jahre 1875. 
Gegenwärtig ist nach der jüngsten offiziellen Quelle im 

•) Constant Smeesters, L'Essor industriel et commercial du peuple 
beige, Bruxelles, 1902. 
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Jahre 1903 die Zahl der Lokomotiven der Staatsbahnen 
3128, der Privatbahnen 307, die Zahl der Waggons 76.398 
bei den Staatsbahnen, 7658 bei den Privatbahnen, Ziffern, 
welche im Vergleiche zur Ausdehnung des Landes als 
höher bezeichnet werden müssen, wie die analogen Ziffern 
der meisten Staaten des Kontinentes. Dabei hat auch die 
Konstruktion aller Art von Vehikeln große Fortschritte 
gemacht und der Anteil der belgischen Staatsbahnverwaltung 
an der Ausbildung der Person es rwagen ist erheblich. 
Belgien besitzt heute 1071 Wagen mit elektrischer Be- 
leuchtung nach dem System Stone. Bemerkenswert sind 
noch die großen Fourgons für das Reisegepäck. 

Die Bewegung zugunsten der großen Güterwagen mit 
10, 12, 15 und 20 t ist auch in Belgien zu konstatieren. 

Die finanziellen Ergebnisse der Verwaltung sind außer- 
ordentlich günstige, denn die Nettoeinnahmen haben sich 
in 32 Jahren verfünffacht, woran freilich der wirtschaftliche 
Aufschwung des Landes in hohem Maße partizipiert.*) 

Neben dem Hauptbahnnetze besitzt Belgien ein aus- Belglache 
gedehntes Netz von meist schmalspurigen Vizinalbahnen, Kleinbahnen, 
welches wesentlich zur Entwicklung der eben geschilderten 
Verhältnisse beigetragen hat. Ende 1904 waren 2500 km 
im Betriebe, 500 km im Bau. Von den fertigen Eisen- 
bahnen werden 2400 km mit Dampf, 100 km elektrisch 
betrieben. Die gesetzliche Grundlage wurde im Mai 1884 
gegeben. In diesem Sekundärbahnnetz waren im Jahre 
1904 200 Millionen Francs investiert, an denen der Staat 
mit 40 Prozent, die Provinzen mit 28 Prozent, die Ge- 
meinden mit 30 Prozent und die Privatinteressenten mit 
2 Prozent beteiligt sind. Die Verzinsung dieses Kapitals 
betrug in den letzten 10 Jahren 3 Prozent bis 3*4 Prozent, 
im Mittel 3*2 Prozent, ist also im Vergleiche zum dortigen 
Zinsfüße eine sehr gute. Nach dem Gesetze ist der Haupt- 
faktor der Exekutive die »Societe nationale des Chemins 
de fer Vicinauxc, eine Aktiengesellschaft mit dem Sitze in 
Brüssel, welche das ausschließliche Recht hat, Konzessionen 
auf Nebenbahnen zu erwerben, diese zu erbauen, das 
Betriebsmaterial beizustellen und die Linien zu ver- 

*) Vgl. dos oben zitierte Werk von Smeesters. 
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pachten u. s. w. Ihr Präsident ist vom König ernannt.*) 
Der Generaldirektor der Gesellschaft ist der Ingenieur 
D e B u r 1 e t , ein ganz hervorragender und weitausblickender 
Organisator. 

Sozialpolitisches. Ein charakteristischer Zug der belgischen Staatseisen- 
bahnverwaltung, welcher besonders beleuchtet zu werden 
verdient, besteht in den Einrichtungen für die Erleichterung 
des Verkehres der Arbeiter. Emil Vandervelde be- 
schäftigte sich lange Zeit mit dieser Angelegenheit in dem 
schönen Werke »L'Exode Rural et le Retour aux champs«. 
Diesem Buche ist zu entnehmen, daß die Fahrpläne der 
belgischen Eisenbahnen eine erstaunliche Zahl von Zügen 
vor dem Beginn der industriellen Arbeit und nach dem 
Schließen der Werkstätten aufweisen, wobei gleichzeitig die 
für die Fahrten der Arbeiter in diesen Zügen geltenden 
Tarife, insbesondere für die Wochenabonnements außer- 
ordentlich niedrig gestellt sind. Ein Wochencoupon, welcher 
dem Arbeiter gestattet, sechs Reisen zu machen, kostet bis 
zu einer Fahrtlänge von 50 km Frcs. 2*25, während eine 
einzige Rückfahrkarte III. Klasse für einen gewöhnlichen 
Reisenden Frcs. 3*05, also eine Fahrt mehr als die Reisen 
eines Arbeiters die ganze Woche hindurch, ausmacht. Diese 
Einrichtung datiert vom Jahre 1870, wo ein großer Arbeiter- 
mangel herrschte, dem durch die Erleichterung des Ver- 
kehres gesteuert werden sollte. Dieses den Charakter 
eines Auskunftsmittels tragende Expediens hat eine voll- 
ständige Revolution in den Wohn orte Verhältnissen der 
Arbeiterschaft Belgiens in den letzten 25 Jahren hervor- 
gerufen und auch seither nimmt die Ziffer der Arbeiter- 
fahrten mit Ausnahme einer kleinen Unterbrechung in dem 
Krisenjahre 1901 fortwährend zu. 

Es wurden Arbeiter-Abonnementsbillette ausgegeben : 

Im Jahre 1870 14.223 

„ 1875 193.675 " 

„ 1880 355.556 



*) Vgl.: >Die Organisation des belgischen Nebenbahnwesens« im 
Archiv für Eisenbahnwesen, herausgegeben im kgl. Preußischen Ministerium 
für öffentliche Arbeiten, Jahrgang 1886. 
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Im Jahre 1885 . 

. 1890 . 
■ . 1895 . 
. ■ 1900. 



667.522 
1,183.445 
1,759.025 
4,412.723 



Es gibt in Belgien kaum mehr ein Dorf, in dem 
nicht eine Anzahl industrieller Arbeiter leben würde, 
welche außerhalb ihres Wohnsitzes, und zwar oft auf große 
Distanzen von diesem entfernt, in Arbeit stehen. Vor dieser 
Einrichtung kehrten die Arbeiter, welche ihren ländlichen 
Wohnsitz nicht aufgaben, nur am Sonntag, also nur einmal 
in der Woche zu ihren Familien zurück. Hier reichen 
sich die sozialpolitischen Vorteile und die finanziellen Er- 
folge der Eisenbahnpolitik die Hand. In Deutschland und 
Österreich ließ man sich von ähnlichen Absichten leiten 
wie in Belgien, während Frankreich und England in dieser 
Beziehung weit zurückgeblieben sind. 
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FRANKREICH. 

Literatur. Die Untersuchung des Eisenbahnwesens in Frank- 

reich wird wesentlich erleichtert durch eine hervorragende 
einschlägige Literatur. Es ist dies ein Umstand von umso 
größerem Werte, als einerseits die Kompliziertheit der 
Verhältnisse ohne literarischen Führer das Studium sehr 
schwierig gestalten würde, anderseits die Werke und 
Bücher, welche zur Verfügung stehen, durch die glänzende 
Form der Darstellung und durch den Reichtum an Re- 
flexionen, das was sonst trockene Arbeit ist, genußreich 
gestaltet. 

Es muß vor allem auf das in jedem Sinne des 
Wortes große Werk »Traite des Chemins de Fer« von 
Alfred Picard hingewiesen werden. Es ist im Umfange 
von sechs Bänden mit zusammen 4900 Seiten im Jahre 
1883 erschienen, gerade in einer Periode, in der wichtige, 
das Eisenbahnwesen betreffende Beschlüsse gefaßt wurden. 
Alfred Picard ist durch seine spätere Mission alsGenerai- 
kommissär der Weltausstellung 1900 in Paris und durch 
seine Weltausstellungsberichte ein berühmter Mann ge- 
worden. Aber alles, was er geleistet und geschrieben hat, 
kann den Wert des Werkes nicht in den Schatten stellen, 
auf das hier hingewiesen wird.*) 

*) Zur Charakteristik des Werkes möchte hier ein Zitat Platz 
finden, welches der Einleitung entnommen ist. >Les lecons du passe sont 
en effet en matiere d'administration comme en toutes choses le guide le 
plus sür et Ton ne saurait en receuillir avec trop de soin les precieux 
enseignements. 

Appele a rAdministration centrale des Travaux publics, au moment 
oü s'engageit vigoureusement l'execution du grand programme de 1879 
et ou se posait imperieusement la question du regime des chemins de fer, 
j'ai cru devoir reprendre ab ovo et dans tous leurs details l'histoire du 
reseau francais.« 
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Die Periode seit dem Jahre 1883, welche also mehr 
als zwei Dezennien umspannt, ist glücklicherweise nicht 
ohne eine literarische Darstellung von Wert geblieben. Ein 
geistiger Verwandter Picards, der ihm lange Zeit hindurch 
als Sekretär zur Seite stand, Henri Chardon, hat im 
Jahre 1904 ein Buch erscheinen lassen unter dem Titel 
»Les Travaux Publics, Essai sur le Fonctionnement de 
nos Administrations«. Dieses Buch kann einem Manne, der 
auf Eisenbahnstudienreisen nach Frankreich geht, geradeso 
dienen wie Bädeckers Reisehandbuch dem Vergnügungs- 
reisenden. Bei aller Anmut der Form fehlt ihm nicht die 
Exaktheit der Daten und die Tiefe der Erkenntnis. Ich 
folge zunächst diesem Führer in der Erzählung der Ge- 
schichte des französischen Eisenbahnwesens, welche so 
überaus lehrreich ist. 

Zur Zeit der Entstehung der Eisenbahnen, also im Geschichte des 
vierten Jahrzehnt des XIX. Jahrhunderts, war der Privat- französischen 
initiative freier Spielraum gelassen, aber trotz der günstigen n^zes 
Voraussagungen für diese Privatinitiative bewährte sich 
dieselbe absolut nicht. Die finanziellen Gesellschaften, 
welche die Gründung von Eisenbahnen ins Auge gefaßt 
hatten, scheiterten in kläglicher Weise, während sich gleich- 
zeitig in Deutschland, England und Österreich das Eisen- 
bahnwesen zu entwickeln begann. Die französische Re- 
gierung glaubte nun eingreifen zu müssen und schlug 
wohlvorbereitete, reife Projekte vor; höchstmerkwürdige 
Diskussionen waren die Folge. Lamartine, der große 
Dichter, verteidigte die Sache des Fortschrittes und hatte 
eine klare Vorstellung der Zukunft, während die großen 
Gelehrten Thiers und Arago den Eisenbahnen wenig 
Nützlichkeit zuschrieben und befremdende Einwendungen 
erhoben. 

Diese großen Gelehrten erwiesen sich daher als 
Staatsmänner von geringer Voraussicht. Sie brachten die 
Regierungsvorschläge zu Fall und überließen das Eisen- 
bahnwesen nach wie vor der Privatspekulation im 
schlechtesten Sinne des Wortes. Da durch den privaten 
Unternehmungsgeist nichts zustande kam und man endlich 
Eisenbahnen haben wollte, wie die anderen Staaten, mußte 

6* 
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man doch zur Intervention des Staates zurückkehren und 
selbst Thiers mußte seinen früheren Irrtum einsehen. 

Durch das Gesetz von 1842 wurde die Mitwirkung 
des Staates als Hilfe für die private Unternehmung in der 
Weise geregelt, daß der Staat bei dem Baue der Eisen- 
bahnen nach durchgeführter Grundeinlösung den Erdkörper 
herstellt und der Eisenbahngesellschaft nur die Legung 
des Oberbaues und dann die Ausbeutung des Unternehmens 
zufallt. Der Staat übernahm damit sehr große Opfer und 
verzichtete darauf, aus dem Unternehmen Nutzen zu ziehen 
vor dem vorgesehenen Heimfall der Bahnen an den Staat. 
Dabei war jedoch das Eine gewonnen, daß der Generalplan 
des Eisenbahnnetzes in Frankreich von der Staatsverwaltung 
aufgestellt wurde und diese systematisch alle großen Arterien 
des Verkehres konzipierte, welche die Grenzen mit Paris 
zu verbinden hatten. Die Grundzüge dieses Projektes 
haben einen glücklichen Einfluß auf die sonst nicht sehr 
vorteilhafte Entwicklung des Eisenbahnwesens in Frank- 
reich genommen und wesentlich dazu beigetragen, daß das 
französische Eisenbahnnetz sich logisch ausgestalten konnte 
zugunsten der zentralistischen Verwaltung, der Größe von 
Paris und einer guten Verkehrspolitik. Man hat das 
französische Eisenbahnnetz mit einer Riesenmolluske ver- 
glichen. 

So wohltätig das Gesetz vom Jahre 1842 wirkte, 
insoweit es die Rolle des Staates einleitete, so wenig 
bewährte sich die den konzessionierten Gesellschaften zu- 
geteilte Rolle. Die finanzielle Krise von 1846 auf 1847 und 
die Revolution vom Jahre 1848 richteten die Gesellschaften 
zugrunde, da ihre finanzielle Kraft viel zu schwach war. 
Der Rückkauf der Konzessionen, welcher allerdings eine 
Ausgabe von Frcs. 600,000.000 verursacht hätte, mußte pro- 
poniert werden und wurde ins Auge gefaßt. Die vom 
General Cavaignac verteidigte Vorlage des Rückkaufes 
der Bahnen durch den Staat wurde durch den berühmten 
Redner und Staatsmann Montalembert bekämpft mit dem 
ganzen Einsätze seines großen Einflusses. Ihm ist es zu- 
zuschreiben, daß die Regierung die Vorlage zurückzog und 
sich auf den provisorischen Rückkauf der Eisenbahn Paris- 
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Lyon beschränkte, während andere Bahnen sequestriert 
oder subventioniert wurden. Im Jahre 1851 besaß Frank- 
reich erst 3300 km Eisenbahnen, von denen nur der zehnte 
Teil durch den Staat betrieben wurde. Heute hat das Netz der 
Hauptbahnen eine Ausdehnung von ungefähr 40.000 km 

Das zweite Kaisertum suchte energisch nach Mitteln, 
die Eisenbahngesellschaften zu kräftigen, um ihnen die 
Ausgestaltung des Netzes überlassen zu können. Mit einem 
Federzuge verdoppelte man, ja verdreifachte man die Dauer 
der Konzessionen, die bis dahin nur 30 oder 35 Jahre 
betragen hatte, auf 99 Jahre. Da die Gesellschaften bis- 
lang damit zu rechnen hatten, ihr Kapital in 30 Jahren zu 
amortisieren, konnten sie nun ihre Amortisationsaufgabe 
auf 99 Jahre ausdehnen, d. h. ihre finanzielle Aufgabe 
wurde um mehr als ein Drittel erleichtert. Das Verhängnis- 
volle dieser Maßregel ist in die Augen springend. Die 
Gegenleistung der Gesellschaften, gewisse Linien zu bauen, 
wurde in geringer Vollständigkeit erfüllt. Die Finanzkrisis 
vom Jahre 1857 setzte auch dieser Tätigkeit der Gesell- 
schaften ein Ziel und die Gesellschaften wendeten sich 
neuerdings an den Staat um Hilfe. 

Statt die Verstaatlichung ins Auge zu fassen, wurde 
im Jahre 1859 das System der Zinsengarantie inauguriert. 
Das wirkte nun freilich im Sinne der Erhöhung des 
Kredites der Privatgesellschaften und des Ausbaues der 
ihnen vorgeschriebenen Linien. Da aber diese weitaus 
nicht mehr genügten und der Ausbau des Netzes der 
Linien von geringerer Bedeutung notwendig wurde, ent- 
stand das Gesetz vom Jahre 1865, welches Subventionen 
für die Errichtung neuer Linien in Aussicht stellte. Der 
Erfolg war aber ein geringer. 

Im Jahre 1878 entschloß sich die Staatsverwaltung 
2000 km von Bahnen sekundärer Bedeutung anzukaufen 
und zu einem embryonalen Staatseisenbahnnetz aus- 
zugestalten. Wieder eine halbe Maßregel, wie solche, die 
die französische Eisenbahnpolitik so häufig aufweist. 

Im Jahre 1879 wurde ein neues Eisenbahnprogramm 
aufgestellt, das jedem Departement eine kleine Bahn ver- 
sprach, was eine Gesamtausgabe von rund vier Milliarden 
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Francs bedeutet hätte. Der Staat sagte heiter, ich nehme 
diese vier Milliarden auf meine Schultern und verwende 
zehn Jahre hindurch je 400 Millionen. In der Tat ging 
man mit Energie daran, dieses Projekt auszuführen, 
aber man wußte noch nicht, wer die neuen Linien be- 
treiben würde. Die Lage wurde umso kritischer, als eben 
jetzt die budgetäre Situation Frankreichs sich verschlechterte. 
Sollte man die neuen Netze wieder den alten Gesellschaften 
überlassen, welche sich schon so sehr kompromittiert 
hatten? In der Tat schritt man zu diesem verzweifelten 
Auskunftsmittel, die Eisenbahngesellschaften übernahmen 
die Einlösung des Versprechens der Regierung auf Grund 
der Zinsengarantie und so entstanden die »Konventionen 
vom Jahre 1883«; sie stellen eine für den Staat ver- 
hängnisvolle Belastung dar. Seit dem Jahre 1883 hat man 
auf Grundlage der Konventionen für 1876 Millionen Francs 
neue Linien gebaut ; der Anteil des Staates daran ist aber 
1484 Millionen. Das ist aber nicht alles; es wäre grausam, 
die Erklärungen des Ministers der öffentlichen Arbeiten, die 
er zugunsten des Gesetzes vom Jahre 1883 abgab, mit den 
tatsächlichen Folgen zu vergleichen, welche die ersteren 
in brutaler Weise dementierten. 

Von 1884 bis 1900 haben die französischen Steuer- 
zahler 900 Millionen geleistet, um das Gleichgewicht bei 
den sechs großen Eisenbahngesellschaften aufrecht zu 
erhalten. 

Gegen 1894 stieg die Zinsengarantie des Staates 
nahezu an 100 Millionen pro Jahr, verminderte sich dann 
allerdings dank einer Periode großer Prosperität unter An- 
strengung der Leistungen des Mannes, der das Eisenbahn- 
wesen leitete, bis gegen 20 Millionen, aber seither ist sie 
wieder gestiegen und erreichte im Jahre 1903 140 Mil- 
lionen, nachdem bereits 900 Millionen während 20 Jahren 
hierfür ausgegeben wurden. Die Nordbahn hat allerdings 
nie die Zinsengarantie in Anspruch genommen. Die Orleans- 
bahn und die Ostbahn scheinen sich dank ihrer ausge- 
zeichneten Leitung aus dem Regime der Zinsengarantie zu 
erheben. Die übrigen Bahnen dagegen machen noch starke 
Ansprüche an den Staat. 
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Bei dieser Sachlage kann es nicht überraschen, daß 
kürzlich die Frage der Verstaatlichung, d. h. des Rück- 
kaufes der Privatbahnen durch den Staat, neuerdings zur 
öffentlichen Diskussion gestellt wurde. 

Die Frage der Verstaatlichung wird in glänzender 
Weise durch ein Werk behandelt, das anläßlich der franzö- 
sischen Kammerdebatten vom Jahre 1902 u. ff. erschienen 
ist. Es ist dies das Buch »Edgard Milhaud, Professeur 
d'economie politique a l'universite de Geneve, Le Rachat 
des Chemins de Fer, Paris 1904«. Da dieses Buch wieder- 
holt zitiert werden wird, sei hier ausdrücklich hervorge- 
hoben, daß Professor Milhaud einer der kenntnisreichsten 
und scharfsinnigsten Fachleute auf diesem Gebiete ist und 
daher eine unanfechtbare Autorität besitzt. Er plaidiert mit 
Entschiedenheit für die Verstaatlichung der Eisenbahnen 
im allgemeinen, der französischen insbesondere und er em- 
pfiehlt unmittelbar den Rückkauf der französischen West- 
bahn. Chardon hingegen macht gegenüber der Verstaat- 
lichung, die ihm sympathisch erscheint, eine Reihe von 
schwerwiegenden Vorbehalten geltend, welche größte Be- 
achtung verdienen und die sich in ihrer Wesenheit in weiteren 
Ausführungen des Verfassers wiederfinden, so daß sie 
hier nicht näher erörtert zu werden brauchen. 

Die Staatsaufsicht, die Ausübung der staatlichen Staatsaufsicht 
Hoheitsrechte oder die Einmischung der Staatsverwaltung ocimtl8enoan 
in Eisenbahnangelegenheiten wird selbstverständlich eine 
verschiedene sein, je nachdem man es mit Staats- oder 
Privatbahnen zu tun hat. In dem einen Falle hat die 
Staatsverwaltung die gesamte Verantwortung zu tragen, 
in dem anderen Falle übernimmt sie betreffs des eigent- 
lichen Betriebes nur jenen Teil der Verantwortung, der ihr 
zufolge der Pflicht der Wahrnehmung der staatlichen 
Gesamtinteressen obliegt, muß aber dort wo der Staat auch 
finanziell beteiligt ist, auch die Gesamtverwaltung kon- 
trollieren. In Frankreich und auch anderswo ist ein ge- 
mischtes System entstanden. Man ist davor zurückgeschreckt, 
das Verkehrswesen als einen öffentlichen Dienst, als reine 
Staatsangelegenheit aufzufassen, in Angriff zu nehmen und 
durchzuführen, hat die Bildung von Privatgesellschaften zu- 
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gegeben und begünstigt, hat aber dann besonders in Frank- 
reich die strengste und komplizierteste Kontrolle eingeführt, 
welche sich auf alle finanziellen, technischen und kommer- 
ziellen Angelegenheiten der Gesellschaften erstreckt. Die 
Privatbahnen sind eingefangen in ein Netz von Formalitäten 
und Vorschriften von verzweifelter Kleinlichkeit und das 
Endergebnis ist, daß die Staatsverwaltung den größten Teil 
der Verantwortung aller Unzukömmlichkeiten des Systems 
auf sich geladen hat, ohne die möglichen Vorteile zu 
genießen. 

Die Staatskontrolle ist, wie gesagt, eine finanzielle, 
eine technische und eine kommerzielle. Hierzu tritt noch 
eine Überprüfung des ganzen Rechnungswesens. Die Aus- 
gabe der Aktien, die Emission der Obligationen unterliegt 
ebenfalls der Genehmigung der Staatsverwaltung. 

Die Einflußnahme des Staates auf die Wahl der 
Trasse und auf die Herstellung des Baues, mit der das 
Expropriationsrecht zusammenhängt, ist wohl begründet, 
wo, wie in Frankreich infolge der Konventionen vom Jahre 
1883, der Staat fast vier Fünftel der Kosten trägt. 

Der Hauptgrund, welcher immer für die Verwaltung 
und den Betrieb der Eisenbahnen als Privatunternehmen 
geltend gemacht wurde und wird, ist die Vorstellung, daß 
die Privatunternehmungen größeres kommerzielles Geschick, 
lebhafte und glückliche Initiative in allen wirtschaftlichen 
Fragen haben. Ist diese Voraussetzung richtig, dieser 
Grund stichhältig, wie kommt dann der Staat dazu, diese 
größere Geschicklichkeit der Privatunternehmer, die höhere 
kommerzielle Befähigung durch seine Einmischung zu ver- 
eiteln? Was kann unter diesen Umständen die Staats- 
verwaltung eigentlich tun? Die Maximalgrenze der Tarife 
festlegen und Spezialbegünstigungen verbieten, um die 
Gesellschaften zu hindern, durch eine übermäßige Aus- 
beutung ihres Monopols die Verkehrsinteressen zu schädigen 
und Protektionswirtschaft zu treiben. Dieses Tarifhoheits- 
recht des Staates kann, wenn es nicht sehr vorsichtig und 
expeditiv gehandhabt wird, außerordentlichen Schaden an- 
richten. 
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Chardon weist in sehr scharfsinniger Weise und unter 
Hinweis auf die Quellen nach, wie wenig nützlich, wie 
wenig wirksam die vom Staate ausgeübte Kontrolle ist 
und daraus folgt von selbst, daß nur ein einheitliches 
Staatseisenbahnnetz für das ganze Land eine vollständig 
konsequente, logische und befriedigende Tarifpolitik 
möglich macht. 

Nach vielen Versuchen und Erwägungen sind die 
kompetentesten Männer zur Überzeugung gekommen, daß 
das belgische Tarifsystem am besten den Forderungen des 
Waren Verkehres entspreche. Das Bareme beruht darauf, 
daß die Taxe pro Kilometer sukzessive nach Maßgabe der 
zurückgelegten Distanz abnimmt. 

Dieses belgische System wurde für die Waren auch 
auf den französischen Bahnen angewendet Der ab- 
nehmende Staffeltarif findet aber nur innerhalb desselben 
Eisenbahnnetzes, das einer Gesellschaft gehört, Anwendung 
und wenn eine Ware von einer Privatbahn auf eine andere 
übergeht, beginnt der Tarif in den ersten 100 km wieder 
mit dem höchsten Tarifsatz, d. h. der Staffeltarif beginnt 
von neuem, während es richtiger wäre, daß die bereits 
durchlaufenen Kilometer auch auf der neu betretenen 
Linie angerechnet würden. Man nennt das die Durch- 
rechnung. Für den Kaufmann oder Industriellen, der seine 
Waren versendet, kann aber der Umstand, ob die eine 
oder andere Bahn diesen oder jenen Besitzer hat, nicht 
ausschlaggebend sein. Trotz aller Tarifhoheit der Staats- 
verwaltung ist doch in Frankreich die Durchrechnung keines- 
wegs allgemein durchgeführt, da die Gesellschaften nicht 
gezwungen sind, sich untereinander zu verständigen. Der- 
artige Verhandlungen verlängern sich oft ins Unendliche, 
wie wenn es sich um einen Handelsvertrag zwischen zwei 
sich feindselig stellenden Mächten drehen würde. 

Es ist noch ausdrücklich hervorzuheben, daß die 
Überwachung des Verkehrswesens in allen seinen Ange- 
legenheiten, also auch was das Tarif- und Rechnungswesen 
anbelangt, in Frankreich dem Ministerium für öffentliche 
Arbeiten obliegt. 
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Ministerium der Besonders lehrreich ist die Geschichte des Ministeriums 

öffentlichen der öffentlichen Arbeiten in Frankreich. 
Arbe,ten ' Am Anfang des XIX. Jahrhunderts war die Verwaltung 

der öffentlichen Arbeiten nur eine »Direktion des Mini- 
steriums des Innern«, also einem politischen Ministerium an- 
vertraut. Aber die Öffentlichen Arbeiten eines großen 
Landes sollen nichts gemein haben mit den 
wechselnden Interessen der politischen Parteien. 
Man soll nicht aus politischen Rücksichten, so z. B. um 
Wahlen zu erleichtern, Schienenwege trassieren oder Kanäle 
bauen, deren einziger Zweck es sein sollte, Tausende von 
Reisenden und Tausende von Tonnen Waren zu befördern. 
Die Administration der öffentlichen Arbeiten muß gegenüber 
der politischen Verwaltung eines Landes autonom sein. 

Schon im Jahre 1836 entstand das Ministerium der 
öffentlichen Arbeiten, dessen Chef oft gleichzeitig Handel 
und Ackerbau zu leiten hatte. Seit dem Juli 1869 bildete 
das Ministerium für öffentliche Arbeiten eine selbständige 
Zentralstelle ohne Hinzufügung von Handel und Ackerbau. 
In 34 Jahren standen an der Spitze dieses Ressortes nicht 
weniger als 38 Minister, das macht durchschnittlich eine 
Amtsdauer von etwas mehr als neun Monaten — das ist 
sehr wenig für einen großen Dienst, welcher so viel 
Kenntnis der Vergangenheit und Gegenwart, so viel Voraus- 
sicht in die Zukunft und so viel-Überblick und Gründlichkeit 
erheischt. Alle diese Minister wurden seit dem Jahre 1870 dem 
Parlamente entnommen, mehrere von ihnen waren ausge- 
zeichnete Ingenieure; aber sie wurden nicht deshalb 
Minister, sondern nur weil sie ein Abgeordnetenmandat 
in einer wichtigen Partei inne hatten. So unsinnig es wäre, zu 
verlangen, daß man die Minister außerhalb des Parlamentes 
suchen soll, ebenso wenig gebieten es die Verfassung oder 
die öffentlichen Gebräuche, daß sie immer dem Parlamente 
entnommen werden müssen. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß in den 
33 Jahren des gegenwärtigen republikanischen Regimes 
die oberste Leitung eines großen technischen Dienstes, 
welcher mit der Politik der Parteien nichts zu tun haben 
soll, immer Politikern überwiesen wurde, niemals aber 
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Männern, welche es befriedigt hätte, ihre Fähigkeit zu 
technischen Aufgaben zu erweisen. 

Gewiß muß man sich hüten, vor dem gefährlichen 
Fetischkultus der Technik und der Spezialisierung. Man 
kann ein ausgezeichneter Minister sein, ohne alle Fragen 
des Ressorts zu kennen. Wohl genügt es, klare Ideen 
über die Gesamtheit und einige Einsicht in die Details 
zu haben, so daß man nicht genötigt ist, wie es die ge- 
wissenhaften Minister machen, wenn sie gänzlich unwissend 
sind, sich die Grundzüge des Stoffes durch gutwillige 
Funktionäre lehren zu lassen. Neun Monate sind nicht 
viel, um zu erfassen, worin die öffentlichen Arbeiten eines 
großen Staates bestehen; diese Periode ist aber gewiß zu kurz, 
um zu lernen, sie zu dirigieren, wie weit auch die 
Leichtigkeit der Auffassung und der Fleiß des Lehrlings 
gehen mag. Wenn ähnliche Fälle sich ereignen, so ist 
dies ein Grund mehr, zu fordern, daß die Administration 
selbst ganz besonders solid und mit dem höchsten Grade 
der Voraussicht und Zuverlässigkeit begabt sei, welche so 
notwendig sind für die Entwicklung eines Landes. 

Das »Ministerium für öffentliche Arbeiten« in Frank- Die Organisation 
reich besteht aus dem Kabinette des Ministers und drei der enfraI 



Direktoren, von denen dem einen das Personal- und das Ministeriums der 
Rechnungswesen (Budget), dem zweiten Straßen, Schiffahrt öffentlichen 
und Bergwesen, dem dritten die Eisenbahnen zugewiesen sind. Arbelten. 

Chardon ist gegen die Einrichtung eines Sonder- 
dienstes für das Personal und das Budget, verlangt viel- 
mehr, daß die Agenden den Chefs der einzelnen 
Dienste im Ministerium vorbehalten bleiben sollen. Ein 
Teil der einschlägigen Arbeiten, insbesondere das Zu- 
sammenfassen der Anträge, kann dem Kabinette des 
Ministers reserviert bleiben. Der wesentlichste Inhalt der 
Zentralleitung wird repräsentiert durch die Aufgaben der 
Direktoren. Chardon verlangt, die Ressortfrage des Berg- 
wesens vorläufig beiseite lassend, daß die drei Hauptarten 
der Transportanstalten, Straßen, Schiffahrt und Eisenbahnen, 
unter einen Generaldirektor gestellt werden. 

Vom Jahre 1855 bis 1876 war diese Einrichtung 
getroffen; als aber im Jahre 1876 der damalige Inhaber 
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dieser Stelle, Franqueville, starb, gab man unter dem 
Vorwande, daß die erleuchtete öffentliche Meinung die 
Verbesserung der Schiffahrtsstraßen fordere, denselben eine 
besondere Direktion, so daß nun bleibend zwei spezielle 
Direktionen, die eine für die Schiffahrt, die andere für die 
Eisenbahnen, bestehen. Chardon nennt dieses »System 
einer Konkurrenz zwischen Eisenbahnen und Schiffahrt« 
absurd und ruinös. Man könnte mit böser Absicht nicht 
etwas ersinnen, was unlogischer wäre. Nebst anderen 
Betrachtungen, die Chardon mit unwiderleglicher Schärfe 
anstellt, erzählt er eine Geschichte, welche die Einfügung der 
Wasserstraßen in das Ressort des österreichischen Handels- 
ministeriums, also ganz und gar getrennt von der Eisen- 
bahnverwaltung, überaus anschaulich illustriert: 

Jemand fragt den Direktor der Schiffahrtssektion: 
»Warum verzichten Sie nicht auf diese fruchtlosen Aus- 
gaben, welche Sie für den Rhone machen wollen? Sie 
würden ja ökonomischer vorgehen, wenn Sie alle Waren, 
die diese Wasserstraßen benützen sollen, unentgeltlich auf 
der Eisenbahn befördern würden.« Darauf antwortete der 
Direktor: »Das ist möglich, aber ich bin nicht Direktor 
der Eisenbahnen, sondern jener der Schiffahrt und habe 
nur eine raison d'etre und diese ist, die Schiffahrt 
überall und mit allen möglichen Mitteln zu entwickeln« 
— und die Ausführung des Rhone-Projektes wurde be- 
schlossen. Diese Balance der Notwendigkeiten und 
Nützlichkeiten kann nicht Sache des Ministers sein, der 
hierfür nur zufälligerweise die Qualifikation besitzen würde, 
niemals aber die hierfür unerläßliche Zeit. 

Für das Bergwesen besteht eine besondere Direktion 
innerhalb des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten. 
Manche Politiker äußerten die Ansicht, daß diese Direktion 
nicht dem Ministerium für öffentliche Arbeiten angehören 
solle, sondern auch von einer anderen Zentralstelle ressor- 
tieren könne. Diese Auffassung wäre nur dann berechtigt, 
wenn man die durch den Bergbau gewonnenen Rohstoffe 
bloß als Handelsobjekt auffaßt, welches, wie jedes andere, 
in den Verkehr einzutreten bestimmt ist. Die moderne 
Auffassung geht aber dahin, die mineralischen Reichtümer 
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als eine kostbare, dem ganzen Lande gehörige Reserve 
aufzufassen. Von diesem Standpunkte aus fällt die Auf- 
gabe der Verwaltung zweifellos dem Ministerium für 
öffentliche Arbeiten zu, umsomehr, als Schiffahrt und 
Eisenbahnen in einem außerordentlichen Abhängigkeits- 
verhältnis von der Kohlenproduktion sind, der Preis der 
Kohle auf das Erträgnis der Verkehrsanstalten bestimmen- 
den Einfluß nimmt und die Gewinnung der Wasserkräfte 
für industrielle und Verkehrsaufgaben, welche zweifellos 
in das Ressort des Arbeitenministeriums fällt, mit der 
durch die Kohle repräsentierten Energie konkurriert. Wenn 
der Staat selbst einen erheblichen Besitz an Bergwerken 
hat, dann wird wohl auch die Leitung der Bergwerke 
durch eine besondere Direktion angezeigt sein. In diesem 
Falle würde also nach C h a r d o n das Arbeitenministerium 
zwei Direktoren benötigen, einen für das Verkehrswesen 
im engeren Sinne des Wortes, Straßen, Schiffahrt und 
Eisenbahnen, und einen für das Bergwesen. 

Was nun die Kompetenz der Direktoren anbelangt, 
so ist sie heute in der französischen Organisation eine 
sehr geringe. Man könnte fast sagen, wenn man mit dem 
Worte spielen wollte, daß niemand weniger dirigiert und 
niemand mehr dirigiert wird als die Direktoren. Diese 
Einrichtung ist jedenfalls falsch. Es wäre vielmehr zu 
empfehlen, daß nur die prinzipiellen Entscheidungen dem 
Minister vorbehalten zu sein hätten, durch seine Ver- 
antwortlichkeit getragen und durch seine Unterschrift fest- 
gestellt werden sollten, während heute tatsächlich alle 
Maßregeln der Durchführung und deren Details der Ver- 
antwortlichkeit des Ministers unterliegen. 

Während Chardon für die Erhöhung der Autorität 
der Direktoren plaidiert, spricht er sich gegen die Komitees 
und Kommissionen aus, und gegen die zahlreichen und 
vielköpfigen Beiräte, denen er einen sehr geringen 
Wert zuschreibt. Auch gegen den Mißbrauch, den die 
Zentralstellen häufig mit Publikationen aller Art, kost- 
spieligen statistischen Tabellen, graphischen Darstellungen 
in Karten, Annalen und Berichten treiben, spricht sich 
Chardon aus. Diese Berichte und Annalen, welche 
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wenig gelesenen Schriftstellern Asyle ihrer Produktion dar- 
bieten, führen zu Verlusten an kostbarer Zeit und zu 
enormen Ausgaben. (Vgl. die neue preußische Organisation.) 
Die Beamten des Ministeriums für öffentliche Arbeiten 
sind dazu da, um Arbeiten durchzuführen und nicht um 
Memoiren zu schreiben. »II ne faut pas fournir cet exutoire 
a leur activite cerebrale et les induire ä penser qu'ils ont 
rempii leur mission lorsqu'ils ont confie leurs reflexions ä 
du papier.« 

Qualifikation Die Administration der öffentlichen Arbeiten in 

der Ingenieure. Frankreich beruht auf der Institution der Staatsingenieure, 
heißen sie nun Ingenieurs des ponts et chaussees oder 
Ingenieurs des mines, unter der Mitwirkung eines unter- 
geordneten Personales von Inspektoren, Kontrolloren etc. 

Das nun seit 100 Jahren begründete System der Er- 
ziehung von Ingenieuren bewährt sich heute noch. 

Die Ecole Polytechnique in Paris trifft jedes Jahr 
eine Auswahl von 200 jungen Leuten unter den Auf- 
nahmewerbern, welche für wissenschaftliche Studien be- 
sonders geeignet sind. Beim Austritte aus der Schule werden 
von diesen 200 Bewerbern 15 bis 20 der besten ausgewählt, 
welche eigens für die Verwaltung der öffentlichen Arbeiten 
erzogen werden. Da die Hälfte der Zöglinge der Ecole 
Polytechnique Stipendisten sind, so gelangen auf diesem 
Wege auch unbemittelte Talente in den Staatsbeamten- 
körper, was man als eine wirklich demokratische Ein- 
richtung bezeichnen muß. 

Ein Personal, welchem die Aufgabe der Durchführung 
von öffentlichen Arbeiten zufallt, darf in Beziehung auf 
seine Ergänzung nicht dem Zufalle derQualität 
der sich gerade anbietenden Kräfte und noch 
weniger dem Belieben der Minister überlassen 
bleiben. Die Regierung hat vielmehr für die hohen ihr 
anvertrauten Aufgaben die berufensten Verteidiger des 
Staatsinteresses auf dem zuverlässigsten Wege zu ge- 
winnen und es kann nicht bestritten werden, daß diese 
Methode trotz aller prinzipiellen Einwendungen, die man 
ihr entgegenstellen mag, ausgezeichnete Resultate ge- 
liefert hat. 
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Beim Austritte aus der Ecole Polytechnique teilen 
sich die Zöglinge für immer in zwei Kategorien : in solche, 
die in die Ecole des mines eintreten, und solche, welche 
in der Ecole des ponts et chaussees ausgebildet werden. 
Die Wahl steht den Kanditaten frei. 

Der Zuschuß des Ministeriums für öffentliche Arbeiten 
als spezielles Honorar der Professoren für die Erziehung 
der Staatsingenieure beträgt für jede Schule rund Frcs. 250.000, 
also zusammen rund Frcs. 500.000 pro Jahr, für etwa 
20 Eleven. Ihre Ausbildung liegt gewiß im höchsten Maße 
im Staatsinteresse. Man kann indessen nicht bestreiten, 
daß die Summe eine bedeutende ist. Die Absolventen der 
beiden Schulen treten in den Staatsdienst mit der Aus- 
sicht, einmal maßgebende und wohldotierte Stellungen, 
deren ihnen viele vorbehalten sind, einzunehmen. 

Dem Ministerium für öffentliche Arbeiten steht ein Beiräte. 
Comite Consultativ und ein Comite" des technischen Be- 
triebes (Exploitation Technique) zur Seite, deren Präsident 
der Minister ist. Als Vizepräsident des erstgenannten 
Komitees fungiert Alfred Picard. Beide Körperschaften, 
welche aus ordentlichen Mitgliedern (Membres de droit) und 
vom Minister ernannten Mitgliedern bestehen, setzen per- 
manente Kommissionen ein, denen eine bestimmte Kompetenz 
zugeschrieben ist. Überdies bilden die Direktoren der Kontrolle 
ein Komitee zur Beratung gemeinsamer Angelegenheiten. 

Endlich wäre noch zu nennen eine Kommission der 
staatlichen Rechnungsrevisoren bei den Privatbahngesell- 
schaften. 

- 

Das Kriegsministerium enthält eine höhere Militär- 
kommission für das Eisenbahnwesen und eine General- 
direktion des militärischen Eisenbahndienstes. 

Im Ministerium des Innern besteht eine Direktion 
für die öffentliche Sicherheit, welche die Aufgaben der 
Staatspolizei den Eisenbahnen gegenüber wahrnimmt. 

Die Eisenbahnnetze stehen also, wie gezeigt wurde, 
unter der Aufsicht, Oberleitung und Kontrolle des 
Ministeriums der öffentlichen Arbeiten, und überdies hat 
jedes Eisenbahnunternehmen seine ihm eigentümliche 
Organisation. 
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Organisation Mit dem Gesetze vom 18. Mai 1878 wurden eine 

es Staatselsen- Anzahl von Eisenbahnlinien, die von Eisenbahngesell- 
bahnnetzes, schaften erbaut worden waren, vom Staate gekauft und 
zu einem selbständigen Netze vereinigt, welchem durch 
spätere Gesetze vom Jahre 1881 und 1903 neue Linien 
hinzugefügt wurden. Das Gesamtnetz hat einen Umfang 
von 2916 km, ist also keineswegs unbedeutend. Die 
Organisation ist durch Dekrete vom Jahre 1878 und 1895 
geregelt worden. Die Verwaltungsorganisation besteht 
hauptsächlich aus folgendem: 

Ein dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten direkt 
untergeordneter und von diesem ernannter Direktor ist 
ausgestattet mit weitgehenden Vollmachten. Ihm untersteht 
das gesamte Personal aller Dienstzweige und er wird 
außerdem unterstützt durch einen Beirat »Conseil du re- 
seau de l'Etatc, welcher mit vierjähriger Funktionsdauer 
aus 10 Mitgliedern zusammengesetzt ist; der Direktor ist 
der Präsident dieses Beirates. Dieser Beirat wird gehört 
über Tarife, über die Fahrordnung, über Betriebs- und 
Verkehrsangelegenheiten, über finanzielle Fragen und über 
Rechtssachen. 

Die gegenwärtige Zusammensetzung des Beirates ist 
eine vorwiegend bureaukratische, indem die Mitglieder der 
großen Mehrzahl nach Staatsbeamte sind, denen sich 
Vertreter der Landwirtschaft, des Ingenieurwesens und 
zwei Handelskammerpräsidenten anreihen. 

Dem Direktor obliegt unmittelbar die Zentralverwaltung, 
deren hauptsächliche Zweige die Personalangelegenheiten, 
das Lieferungswesen und die Kontrolle der Werkstätten, 
das Rechnungswesen und die Rechtsfragen sind. 

Die Betriebsdirektion hat ihren eigenen Chef, dem 
eine Anzahl Inspektorate, gegenwärtig drei, unterstehen; 
ebenso sind der Zugförderungsdienst und die Bahn- 
erhaltung einem eigenen Chef unterstellt. Bei dem Zentral- 
dienst der Zugförderung ist ein Studienbureau errichtet, 
dem ein chemisches Laboratorium zur Verfügung steht. 

Die Verwaltungsergebnisse des französischen Staats- 
eisenbahnetzes sind trotz der außerordentlich ungünstigen 
Umstände, unter denen dieses Netz kreiert wurde, — hohe 
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Ankaufssummen für wenig ertragreiche Linien und anderes 
mehr — keineswegs unbefriedigend und übertreffen 
die an das Staatseisenbahnsystem in Frankreich in diesem 
Falle geknüpften pessimistischen Erwartungen. Eine Reihe 
von angesehenen Autoren, wie Milhaud, Guene und 
Gouget, benützen sogar die Ergebnisse der Verwaltung 
des französischen Staatseisenbahnetzes als Argument für 
den Rückkauf der anderen Privatbahnen. In dem Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten scheint auch periodenweise die 
Verstaatlichung der französischen Privatbahnen angestrebt 
zu werden, und zwar vorwiegend aus finanziellen und 
verkehrspolitischen Rücksichten, denn die technischen 
Gestionen sind bei einigen der französischen Privatbahnen 
so vorzüglich geleitet und in einzelnen Zweigen so 
eminent verwaltet, daß das Staatsbahnsystem hierin kaum 
einen weiteren Fortschritt, kaum eine Erhöhung des 
Niveaus herbeiführen könnte. 

An dieser Stelle soll auf eine besonders liberale 
Bestimmung in der Organisation des staatlichen Ingenieur- 
korps hingewiesen werden. 

Es wurde schon ausgeführt, welche besonderen Maß- 
regeln ergriffen wurden, um eine Elite unter den techni- 
schen Studierenden auszuwählen und speziell für den 
Staatsingenieurdienst auszubilden. Ein Funktionär der 
Staatsverwaltung zu sein, ist das Ziel der Wünsche einer 
ungemein großen Zahl von Staatsbürgern. 

In Frankreich gehört es nun zu den gewöhnlichen Er- 
scheinungen, daß Staatsingenieure beurlaubt werden mit Ein- 
stellung ihrer Bezüge und des Rechtes auf Avancement, um in 
der Industrie, beim Verkehrswesen der Privatunternehmungen 
und selbst bei Handelsgeschäften Dienste zu nehmen, 
Dienste, die oft mit einem großen Einkommen verbunden 
sind. Gegenwärtig sind nicht weniger als 150 Staats- 
ingenieure in dieser Art beurlaubt. Dieses Verhältnis 
erklärt, daß den Privateisenbahngesellschaften möglich war, 
durch die Berufung hervorragender Staatsingenieure zu 
leitenden Stellungen ihres Dienstes, ausgezeichnete techni- 
sche Kräfte zu gewinnen und das liegt gewiß auch im 
Interesse der Staatsverwaltung. 

7 
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In der Tat stehen heute allen großen Privatbahnen 
in Frankreich Staatsingenieure als Direktoren vor, was 
um so bedeutungsvoller ist, als einzelne Privatbahnen 
kolossale Netze haben. 

Die P.L.M. hat ein Netz von 9800 km, 3000 Loko- 
motiven und 84.000 Angestellte. Der Direktor dieses 
kolossalen Verkehrsinstitutes — zweimal so groß als alle vier 
österreichischen Bahnnetze zusammengenommen, die jetzt 
verstaatlicht werden sollen — ist eine in aller Welt anerkannte 
Autorität, Herr Noblemaire, Ingenieur et chef des mines. 
Organisation Die Gliederung der Organisation der Privatbahnen 

JjjT ist im wesentlichen bei allen gleich, wenig verschieden 
va a nen. ^ ^ uns üblichen. Nur sind die Organe für den 
exekutiven Betriebsdienst — die Inspektorate für relativ 
sehr große Strecken bestimmt, 800 bis 1000 km. 

Bei allen französischen Privatbahnen wird sehr großer 
Wert auf die Übernahme der Materialien und die Über- 
wachung der Fabrikation von Schienen, Fahrbetriebs- 
mitteln etc. gelegt und ganz besonders große Sorgfalt auf 
die Beschaffung und Abnahme des Brennmateriales auf- 
gewendet. Überall überwiegt der Einfluß der Techniker. 

Bei mehreren der großen Privatbahnen Frankreichs 
sind die technischen Dienstzweige von wissenschaftlichem 
Geiste getragen und so kommt es, daß man im französi- 
schen Eisenbahnwesen so häufig Einrichtungen begegnet, 
welche der wissenschaftlichen Erforschung technischer 
Fragen oder doch mindestens der experimentellen Unter- 
suchung von Angelegenheiten der technischen Verwaltungs- 
zweige dienen. So finden wir bei der Ostbahn im Zug- 
förderungsdienste unter der Oberleitung des Chefingenieurs 
Salomon ein im großen Stile eingerichtetes Studienbureau 
für den Materialübernahmedienst und die diesem Dienste 
unterstehende mechanisch-technische Versuchsanstalt, ferner 
ein chemisches Laboratorium, in welchem sechs Chemiker 
beschäftigt sind. 

Die Midi-Eisenbahn hat in ihrer Sektion für Material 
und Zugförderung ein chemisches Laboratorium, die Nord- 
bahn hat Spezialbureaus eingerichtet für Elektrotechnik, 
dann für Heizung und Beleuchtung, von denen das erstere 
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unter der Leitung des Ingenieurs Eugene Sartiaux eine 
sehr bemerkenswerte Stellung einnimmt. Dieselbe Bahn 
hat zwei chemische Laboratorien eingerichtet, ein im großen 
Stile eingerichtetes Laboratorium für die Brennmaterialien 
und eines für die chemische Untersuchung der Wässer. 
Diese mit wissenschaftlichen Behelfen so reich ausgestattete 
Bahn ist bekanntlich diejenige, welche niemals von den 
Vorteilen des staatlichen Garantiegesetzes Gebrauch ge- 
macht hat. Die Orleansbahn, die Westbahn und die 
P. L. M. haben chemische Laboratorien für ihren Dienst 
eingerichtet und die letztgenannte hat außerdem in ihrem 
Studienbureau für den Materialdienst und für das rollende 
Material Spezialisten mit Studien über elektrotechnische 
Probleme und die elektrische Traktion betraut. Die Orleans- 
bahn hat einen mit den vollkommensten Instrumenten aus- 
gerüsteten Dynamometerwagen bauen lassen, um den Einfluß 
der verschiedenen Konstruktionen auf Zugwiderstand, ruhiges 
Fahren etc. zu studieren. (Vgl. S. 74.) Es ist vielleicht be- 
rechtigt, anzunehmen, daß der hohe Standpunkt, welchen das 
französische Ministerium der öffentlichen Arbeiten in techni- 
scher Beziehung seit Dezennien einnimmt, auch die tech- 
nische Seite der Verwaltung der Privatbahnen in günstigster 
Weise beeinflußt hat. Dieser Einfluß hat aber dort seine 
Grenze, wo es sich um kostspielige Aufwendungen im 
großen Stile handelt. 

Das Budget des Ministeriums für öffentliche Arbeiten Budget 
hat vom Jahre 1871 bis 1901 9 l / 8 Milliarden ausgemacht. 
Gegenüber dieser Ziffer müßte man fragen, wieviel davon 
für öffentliche Arbeiten tatsächlich verausgabt wurde, 
und wieviel sie dem Staatshaushalte direkt oder indirekt 
eingetragen haben, weichen Anteil an dieser Ausgabe 
von 9 1 /* Milliarden stellt der Zuwachs am National- 
vermögen dar? 

Die Beantwortung dieser Fragen würde eine lange, 
schwierige, aber sehr interessante Studie, ein ganzes Werk 
erfordern. Die durchschnittliche Jahresausgabe betrug in 
den letzten 30 Jahren 300 Millionen mit großen Schwan- 
kungen, z. B. 1881 betrug sie mehr als das Doppelte, für 
1903 ist sie bis auf 245 Millionen gesunken, immer noch 

7* 
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eine sehr erhebliche Ziffer, welche sich wesentlich erhöht, 
wenn man die Beitrage der lokalen Verwaltungen, Gesell- 
schaften und Privaten für öffentliche Arbeiten hinzufügen 
würde. 

Für das Personal entfallen vom jetzigen Budget 
30 Millionen, eine Ziffer, die an sich nicht so sehr hoch 
zu sein scheint, von der man aber mindestens ein Drittel 
ersparen könnte, wenn man die unnützen Geschäfte ver- 
meiden würde. Der sehr komplizierte Mechanismus der 
französischen Zentralverwaltungen ist einer Maschine zu 
vergleichen, in der eine große Quantität von lebendiger 
Kraft aufgezehrt wird, wie in der Maschinenhalle einer 
Ausstellung, in welcher so viele Maschinen leer laufen, 
und zwar in Bewegung sind, ohne etwas zu produzieren. 
Man beklagt sich auch über die Langsamkeit, mit der sich 
die Funktionen des Ministeriums vollziehen und über die 
Verschleppung, welche die parlamentarischen Einrichtungen 
in den Entscheidungen des Ministeriums verursachen. 

Der oft zitierte Henri Chardon, welcher als »Maitre 
de Requetes au Conseil d'Etat« 18 Jahre hindurch die Ver- 
hältnisse im Ministerium für öffentliche Arbeiten beobachtet 
hat, gelangt zu folgendem Endurteile, das hier angeführt 
wird, weil die in diesem Resümee gerügten Übelstände 
bei einer Neuorganisation, ob sie jetzt in Österreich oder 
anderswo Platz greifen würde, vermieden werden sollen 
und müssen. Chardon sagt: 

»Wir haben ein ausgezeichnetes Personal, aber wir 
setzen ihm Grenzen oder legen ihm Fesseln an, als ob 
wir es mit Kindern oder Banditen zu tun hätten; niemals 
steht die Entscheidung demjenigen zu, der die Sache kennt 
und dem die effektive Last der Arbeit obliegt. Den In- 
genieuren obliegt ausschließlich die Vorbereitung der 
Anträge oder die Durchführung der Aufträge; die Ent- 
scheidung steht ihnen nicht zu.« 

»Tout fonctionnaire inutile est nuisible; 
car il peut toujours vouloir se mettre en tete 
de faire quelque chose et si diluees que soient 
ses attributions, son inaptitude peut alors de- 
venir tres malfaisante.« 
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»Für eine Angelegenheit, welche der ordentliche 
Ingenieur oder gar der Kondukteur der öffentlichen 
Arbeiten erledigen könnte, interveniert der ganze Staat, 
der hundertfach zu einer Versorgungsanstalt degradiert 
wird für mittelmäßige Kräfte. Jedes Aktenbündel führt 
zu demselben Eindruck. Diejenigen, welche eine An- 
gelegenheit an Ort und Stelle studiert haben, welche die 
Interessenten selbst gesprochen, die örtlichen Verhältnisse 
erhoben und die Konstruktion des Werkes projektiert 
haben, kennen die Sache, aber diese sind nur berufen, 
einen Bericht zu erstatten. Je mehr sich dieser Bericht 
von ihnen entfernt, desto mehr steigert sich die fachliche 
Inkompetenz und zugleich der Einfluß auf die endgültige 
Entscheidung. Dabei ist das Endergebnis dieser Organisa- 
tion, daß niemand mehr unter seiner persönlichen Ver- 
antwortung handelt.« 

»Die Prozeduren der Verwaltung pulverisieren die 
Verantwortlichkeit und verwandeln sie in unfaßbare Atome 
wie der Staub der Akten — Akten, welche nicht viel mehr 
wert sind, als verbrauchtes Papier. Dieser beklagenswerte 
Zustand erklärt sich teilweise durch das allgemeine Miß- 
trauen, welches für die einfachsten Sachen Kontrolle aut 
Kontrolle häuft und nicht damit rechnet, daß die große 
Mehrzahl der Funktionäre anständige Leute sind.« 

Eine scharfe Kritik übt Chardon an der Behinderung 
des technischen Dienstes durch die politischen Behörden. 
»Das Regime, die Sitten, die materiellen Existenzbedin- 
gungen, die sozialen Pflichten, die nationalen Ideale, alles 
hat sich geändert, wir verharren aber obstinat bei den 
Formeln des Jahres 1811 mit ihrer Einmischung der 
politischen Gewalten. Die Distanzen und Cäsaren sind 
beseitigt, das System der Prokonsuln haben wir aber 
beibehalten, um auf Rechnung des Meisters in den ent- 
legensten Provinzen zu verwalten. Das Heilmittel wäre 
sehr einfach. 

Sagen wir unseren Bevollmächtigten: »Statt daß 
ihr schreibt, handelt innerhalb eures Wirkungskreises auf 
eigene Verantwortung.« 
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Erwägungen und Vorschläge zur beabsichtigten 

Neugestaltung des Eisenbahnwesens 

in 

ÖSTERREICH. 

Rückblick. Die ersten Bahnen in Österreich verdanken der 

Privatinitiative ihre Entstehung. Die erste unter ihnen war 
die jetzt zur Übernahme in den Staatsbesitz bestimmte 
Kaiser Ferdinands-Nordbahn, dann folgte eine kurze 
Periode des Staatsbahnbaues von 1841 bis 1853 mit nur 
teilweisem Erfolge, hieran schloß sich eine rasche Ent- 
wicklung des Eisenbahnnetzes durch Privatgesellschaften 
auf Grund der Gesetze vom Jahre 1864, nachdem der 
Staat seine eigenen Bahnlinien an Gesellschaften abgetreten 
hatte. Der letztere Vorgang, der sich auch durch die finan- 
zielle Notlage des Staates kaum entschuldigen, aber schon 
gar nicht rechtfertigen läßt, stellt einen nicht mehr gutzu- 
machenden Fehler dar. 

Neuen Aufschwung brachte die Zeit nach dem Un- 
glücksjahre 1866. Obwohl die wirtschaftliche Krise des 
Jahres 1873 mehrfache Schwierigkeiten auch im Eisen- 
bahnwesen veranlaßt hatte, war doch das Eisenbahnnetz 
vom Jahre 1866 bis zum Ende des Jahres 1876 von zirka 
4000 auf rund 10.000 km angewachsen. Den notleidenden 
Bahnen wurde mehrfach Staatshilfe geboten. Unter anderem 
gestattete das Gesetz vom 14. Dezember 1877 vorschuß- 
weise Deckung der Betriebsausfälle durch den Staat bei 
Bahnen, denen Zinsgarantien verliehen waren, allerdings 
gegen die Befugnis für den Staat, Bahnen, denen solche 
Vorschüsse gewährt werden, oder welche während der 
letzten fünf Jahre mehr als die Hälfte des garantierten 
Reinertrages beanspruchten, selbst zu betreiben (Seque- 
strationsgesetz). 

Die zutage tretenden Mißstände zeigten aber auch, 
daß das bestehende System der Zinsengarantie, als für 
den Staat zu belastend, nicht mehr haltbar sei und man 
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entschloß sich 1879 neuerdings zum Staatsbahnbetrieb 
überzugehen. Die Verstaatlichungaktion war jedoch nur 
eine stückweise, indem wichtigen Verkehrsanstalten, wie 
z. B. der Nordbahn, die Konzession verlängert wurde. 

Immerhin hatte der Staat ein geschlossenes Haupt- 
bahnnetz westlich von Wien und wichtige zusammen- 
hängende Linien im Osten und Nordwesten in seinem 
Besitze und damit war ihm ein maßgebender Einfluß im 
Verkehrswesen gesichert. 

Das gemischte Eisenbahnsystem, wie es sich aus dem 
Nebeneinanderbestehen von Staats- und Privatbahn- 
komplexen entwickelt, zeigt die Eigenart, daß durch die 
Wechselwirkung dieser Komplexe ein großer Teil der Vor- 
züge einer jeden der beiden Betriebsweisen der anderen 
induziert wird. Daß dieses gemischte System auch seine 
Nachteile hat, kann ja nicht bestritten werden, aber wenn 
man die Versältnisse in Österreich betrachtet, dürften diese 
Nachteile von den Vorteilen überwogen werden. 

Kein Staat ist weniger geeignet, ein ausschließliches 
Privateisenbahnsystem oder ein ausschließliches Staatsbahn- 
system ins Werk zu setzen als gerade Österreich und 
man hätte die denkbar günstigste Lage schaffen können, 
wenn man das gemischte System beibehalten hätte, aller- 
dings unter gewissen Voraussetzungen, von denen nur 
hervorgehoben werden soll: 

1. eine gute Organisation des staatlichen Apparates 
zur Leitung der gesamten Verkehrspolitik und 

2. die Schaffung des sogenannten »eisernen Kreuzes« 
für die Staatseisenbahnen, für dessen Gestaltung sich 
die Erwerbung der Südbahn und der Nordwestbahn als 
prädestiniert zeigte. 

Die Sachlage zu Ende der Siebziger-Jahre wurde in 
erschöpfender und prägnanter Weise in einer Denk- 
schrift von MM. Freiherrn v. Weber geschildert,*) und 
seine unwiderlegliche Befürwortung des gemischten Systems 
für Österreich hat heute noch im Prinzipe volle Berechti- 
gung. Freiherr v. Weber war wohl einer der bedeutend- 

*) >Welches Eisenbahnsystem entspricht am meisten den Verhält- 
nissen Österreichs ?« Wien und Leipzig, Hartleben, 1877. 
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sten Eisenbahnpolitiker, über die Österreich verfügte und 
das was er über die von der österreichischen Eisenbahn- 
politik einzuschlagenden Wege schrieb, ist sicher das zu- 
treffendste unter allem, was auf diesem Gebiete öffentlich 
ausgesprochen wurde.*) 

In der Sitzung des österreichischen Abgeordneten- 
hauses vom 7. Juli 1905 hat der Ministerpräsident Freiherr 
v. Gautsch eine Erklärung abgegeben, wonach die 
Regierung entschlossen ist, einerseits vier große Privat- 
bahnen zu verstaatlichen, anderseits die Staatseisenbahn- 
verwaltung zu reformieren. Nach dem seitherigen Gange 
der Ereignisse kann darüber kein Zweifel bestehen, daß 
die Vorbereitungen zur Verstaatlichung der Privatbahnen 
wenigstens bei einer derselben weit vorgeschritten sind, 
während über die Reform der Staatseisenbahn- 
verwaltung bisher noch nichts verlautbart 
wurde. Zweifellos hätte die Neugestaltung der Verfassung 
der Staatseisenbahnen einer weiteren Verstaatlichungs- 
aktion vorangehen sollen. Die Organisation hätte sich 
einleben müssen, bevor man derselben neue Organismen 
einfügt. Die verstaatlichten Privatbahnen hätten dann schon 
bei ihrer Übernahme in den Staatsbetrieb ihren vorge- 
sehenen Platz im Rahmen der auch sie umfassenden 
Organisation von vornherein einnehmen können. 

Die Angelegenheit ist aber anders angefaßt worden 
und das vorzügliche Beispiel, das in dieser Richtung die 
Schweiz gegeben hat, ist leider unbeachtet geblieben. 
Korrigieren läßt sich in dieser Richtung nur das eine, daß 
man vor Abschluß der Verhandlungen über die Verstaat- 
lichung und vor der faktischen Übernahme der Privat- 
bahnen in den Besitz und in die Verwaltung des Staates die 
Neuorganisation der Staatsbahnverwaltung feststelle. Welche 
Vorteile diese Disposition bieten würde, braucht wohl nicht 
erörtert zu werden. 

Die entgegengesetzte Art des Vorgehens, die darin 
bestehen würde, daß man die Privatbahnen, deren Er- 
werbung jetzt in Aussicht genommen ist, sukzessive oder 

# ) Weber war gleichzeitig mit v. Nördling Ministerialrat in der 
Eisenbahnsektion des Handelsministeriums. 
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gleichzeitig verstaatlicht, sie in staatliche Verwaltung über- 
nimmt und dann kurz darauf das alte und das neue 
Staatseisenbahnnetz reorganisiert, müßte ich als einen Fehler 
bezeichnen, es wäre denn, daß man sich entschlösse, die 
neu erworbenen Staatsbahnlinien bis zur Reorganisation der 
Staatsbahnverwaltung durch die bisherige Administration 
auf Rechnung des Staates weiterführen zu lassen. 

Die Geschichte der österreichischen Eisenbahnpolitik 
weist von Anfang an so viele Änderungen im System, so viele 
Schwankungen in der Methode und so viele von schwer- 
wiegenden Folgen begleitete Mißgriffe auf, daß man bei dem 
jetzigen bedeutsamen Akt, der zu den wichtigsten Ereignissen 
in der Geschichte des österreichischen Wirtschaftsiebens 
zählen wird, mit größter Vorsicht zu Werke gehen und 
nichts unternehmen sollte, was nicht bis in die äußersten 
Konsequenzen reiflich erwogen ist. 

Dabei muß mit der gegebenen Sachlage ge- 
rechnet werden, wie sie durch den Ablauf der Ein- 
lösungstermine und durch die Entschließungen der 
Regierung entstanden ist und es muß mit Hintansetzung 
aller kleinlichen Rücksichten ins Auge gefaßt werden, 
was nach dem dermaligen Stande der Dinge im Interesse 
der österreichischen Volkswirtschaft vorgekehrt werden soll. 

Hier will ich mich darauf beschränken die Frage 
der Organisation der Eisenbahn Verwaltung 
näher zu beleuchten. 

Durch eine Kundmachung des Handelsministers und Jetzige 
des Eisenbahnministers vom 19. Jänner 1896 wurde auf Organisation. 
Grund einer Allerhöchsten Entschließung vom 15. Jänner 
desselben Jahres die Errichtung eines Eisenbahnministeriums 
und die Erlassung eines neuen Organisationsstatutes für 
die staatliche Eisenbahnverwaltung in den im Reichsrate 
vertretenen Königreichen und Ländern inauguriert. Die 
Eisenbahnsektion des k. k. Handelsministeriums hörte auf 
zu bestehen und das Eisenbahnministerium, das deren 
Erbschaft antrat, hat seine Wirksamkeit am Tage der 
Kundmachung aufgenommen. 

Das neue Organisationsstatut für die »staatliche 
Eisenbahn Verwaltung« und für die »Generalinspektion« 
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der österreichischen Eisenbahnen trat mit dem 1. August 
1896 ins Leben. 

Der Hauptgrundzug der neuen Gestaltung der Ver- 
hältnisse besteht darin, daß die Oberleitung der Staats- 
bahnen unter gleichzeitiger Aulhebung der Generaldirektion 
in das Eisenbahnministerium verlegt wurde, welchem elf 
Staatsbahndirektionen (Wien, Linz, Innsbruck, Villach, Triest, 
Pilsen, Prag, Olmütz, Krakau, Lemberg und Stanislau) mit dem 
ihnen durch das neue Organisationsstatut zugesprochenen 
Wirkungskreise unmittelbar untergeordnet wurden. 
Reorganisation. Gegenüber diesem heute bestehenden Organismus hat 
in der oben zitierten Erklärung der Ministerpräsident Freiherr 
v. Gautsch hervorgehoben, daß »die Notwendigkeit einer 
Reorganisation eine allgemein anerkannte und daß die 
Durchführung der Reorganisation mit dem gegenwärtigen 
Programm der Eisenbahn Verstaatlichungen untrennbar ver- 
knüpft sei«. Aus der Erklärung des Herrn Ministerpräsidenten 
ging jedoch nicht hervor, daß in dieser Beziehung irgend 
welche Grundlinien bereits feststehen und die Diskussion 
über diesen Gegenstand hat daher einen vollständig freien 
Spielraum, von welchem Umstände ich den weitestgehenden 
Gebrauch machen werde. 

Nach meiner Überzeugung wäre auch in dem Falle, 
daß eine Verstaatlichung von Privatbahnen nicht in Aus- 
sicht genommen worden wäre, die Reorganisation der 
gesamten staatlichen Eisenbahnverwaltung an Haupt und 
Gliedern doch ein Gebot der Notwendigkeit gewesen. 

Bei dieser Reorganisation muß man sich allerdings 
eine Einschränkung auferlegen. Man darf jene Organisationen 
höherer Art, welche in den Königreichen und Ländern 
seit der Errichtung des Eisenbahnministeriums bestehen, 
in ihrer Existenz nicht bedrohen; ich meine die Staats- 
bahndirektionen. 

Es ist ja einleuchtend, daß die Übernahme irgend 
eines der Privateisenbahnnetze in den Staatsbesitz zu einer 
logischen und wohl vielfach von den jetzigen Konturen 
der Staatsbahn-Direktionsbezirke abweichenden Umgrenzung 
drängen würde. Ich verlange auch nicht, daß die Kon- 
figuration der Gebiete ganz aufrecht erhalten bleibe, wohl 
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aber müßte ich raten, an das Bestehende soweit anzu- 
knüpfen, als es nur irgend tunlich ist, ganz besonders 
dort, wo durch eine Änderung die lokalen Interessen- 
sphären empfindlich berührt würden. Was würde man 
zum Beispiel für einen Sturm entfachen, wollte man die 
Staatsbahndirektion in Olmütz aufheben oder irgend eine 
andere ? Wir haben es ja hundertfältig erlebt, wie schwierig 
es ist, eine Anstalt, eine noch so kleine Behörde, 
selbst einen Bahnhof, von dem bisherigen Standorte an 
einen anderen zu verlegen oder gar aufzuheben. 

Ich kenne kleine Fachschulen, um die sich weder 
die Bevölkerung, noch deren Vertretung: der Gemeinderat 
und der Bürgermeister, noch irgend sonst jemand, so lange 
sie bestanden, gekümmert hatte. Ja diese Schulen erschienen 
vielleicht der betreffenden Gemeinde wegen der ihr obliegen- 
den Beistellung der sachlichen Mittel als eine Last, die Lehrer 
wurden beneidet und angefeindet, die Schulen leisteten viel- 
leicht auch sehr wenig und hatten eine geringe Frequenz. 
In dem Momente aber, als die Staatsverwaltung er- 
kannte, daß die für eine solche Schule aufgewendeten Mittel 
eine Vergeudung in staatsfinanzieller Beziehung darstellen und 
die Verlegung der Schule an einen anderen Ort oder deren 
Aufhebung ins Auge faßte, entstand ein solcher Spektakel, 
es wurden solche Mächte und Faktoren gegen den 
beabsichtigten Schritt in Bewegung gesetzt, eine Agitation, 
die bis an die Stufen des Thrones reichte, entfesselt, daß 
auch der stärkste Minister auf die Durchführung seiner 
Absichten hätte verzichten müssen. 

Um wieviel mehr müßte man gewärtig sein, einen 
Sturm heraufzubeschwören, wenn man aus höheren organi- 
satorischen, dem großen Publikum wenig verständlichen Rück- 
sichten mit der Aufhebung einer Staatsbahndirektion oder 
mit deren Verlegung an einen anderen Ort vorgehen wollte. 
Ich betrachte daher die bisherige Verteilung der Staatsbahn- 
direktionen und ihre Amtssitze als ein »noli me tangere«. 
Nur im Sinne der Vermehrung könnte eine Änderung 
erwogen werden. Unpopuläre Maßregeln müssen über- 
haupt bei einer Reform insoweit vermieden werden, als 
dies die sachlichen Grundlagen derselben zulassen. 
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Mit diesem Vorbehalte bin ich für eine Radikalkur, 
wie gesagt, an Haupt und Gliedern und möchte dieselbe 
unter Hinweis auf die voranstehenden Kapitel kurz dahin 
charakterisieren : 

1. Das Eisenbahnministerium sei zu einem »Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten« oder mindestens zu einem »Ver- 
kehrsministerium« zu erweitern. Eine auf das Eisenbahn- 
wesen ausschließlich beschränkte Zentralstelle gibt es jetzt 
fast nur in Österreich. 

2. Die technisch-administrative Leitung der Staats- 
bahnen hat nicht einen Teil des Ministeriums zu bilden, 
da dem Ministerium nur die gesamte staatliche Verkehrs- 
politik, die Oberleitung und die Überwachung aller Ver- 
kehrsanstalten — der staatlichen und nichtstaatlichen — 
obliegt. Die oberste Instanz für die Verwaltung selbst fallt 
einer »Generaldirektion« zu. Vorbild: Generaldirektion der 
Staatsbahnen in der Schweiz. 

3. Die »Staatsbahndirektionen« mit allen ihnen unter- 
stehenden Exekutivorganen wären mit tunlichster An- 
lehnung an die jetzige preußische Organisation umzu- 
gestalten. 

4. Einzelne besondere Einrichtungen, welche sich in 
den Weststaaten bewährt haben und welche der heutigen 
staatlichen Eisenbahnorganisation in Österreich noch ab- 
gehen, wären sofort zu kreieren und in die neue Organisation 
in zweckmäßiger Weise einzufügen. 

Das Es ist mir immer ein Geheimnis gewesen und auch ein 

Isterium. Geheimnis geblieben, warum man in Österreich etwas 
anderes machte, als in allen übrigen wirtschaftlich vor- 
geschrittenen Staaten. Freilich hat man in Österreich, wie in 
keinem anderen Staate, ein Chaos von ober-, unter- und 
nebeneinander liegenden Kompetenzen geschaffen, wie das 
wohl sonst nirgends der Fall ist und erst in allerjüngster 
Zeit fängt man an, diese Zustände stückweise zu verbessern. 

Der Abgeordnete Baron Widmann und ich haben in 
der XI. Session des Reichsrates anläßlich der Budgetdebatte 
über den Widersinn gesprochen, welcher in der Anordnung 
der bureaukratischen Arbeitssphären an allen Ecken und 
Enden zutage tritt. Ich beantragte damals die Errichtung eines 
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Ministeriums für öffentliche Arbeiten, von welchem der Hoch- 
bau mit Architektur und Bauhygiene, der Straßen-, Eisenbahn- 
und Wasserbau, Entsumpfung und Bewässerung, Wasser- 
leitungen, die Wasserkräfte, Heilquellensicherung, Küsten- 
und Hafenbau, Seeleuchten, Brücken- und Trajektbau, der 
hydrographische Dienst und die technischen Versuchs- 
anstalten ressortieren sollten. Ich begründete diesen Antrag 
umständlich und sagte zum Schlüsse meiner Rede am 
4. März 1893: »Ich habe versucht, einen sehr großen Ge- 
danken, dessen Durchführung gewiß meine Kräfte über- 
steigt, in die parlamentarische Diskussion einzuführen, ich 
habe es in der Überzeugung getan, daß nur eine richtige 
Organisation der Verwaltung denjenigen Aufgaben gerecht 
werden kann, welche ein charakteristisches Merkmal unserer 
Zeit sind. Unsere Zeit muß zum Ausdrucke kommen in 
dem Regierungsorganismus; es muß geschehen und wird 
geschehen, darüber habe ich keine Sorge. Ich werde sehr 
glücklich sein, wenn man sich irgend einmal daran erinnern 
wird, daß es ein bescheidener Techniker, ein einseitiger 
Fachmann war, der diesen Gedanken zum erstenmal hier 
im Hause ausführlich behandelt hat«. 

Diese Rede hatte einen derartigen Beifall, daß jeder, 
der nicht die absolute Wirkungslosigkeit solcher rednerischen 
Erfolge in unserem Parlamente kennt, hätte glauben müssen, 
daß die Errichtung eines »Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten« sofort ins Auge gefaßt werden würde und bis 
zu deren Realisierung nicht mehr von der Tagesordnung 
verschwinden werde. Ich hätte es verstanden, wenn man 
aus Rücksichten der Schonung des Ressorts des Ministeriums 
des Innern statt eines Ministeriums der Öffentlichen Arbeiten 
nur ein »Verkehrsministerium« errichtet hätte, in welchem 
alle Angelegenheiten, die das öffentliche Verkehrswesen 
betreffen, den Transport der Güter und die Ortsveränderung 
der Menschen zusammengefaßt hätte. Aber auch das ist 
nicht geschehen. Wohl aber entstand im Jahre 1896 das 
Eisenbahnministerium. Diese Gründung fand auch sofort 
im Parlamente die verdiente Kritik.*) 

*) Ich äußerte mich als Generalredner für das Budget des Handels- 
ministeriums in der Sitzung vom 16. März 1896 folgendermaßen: 
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Es ist wohl kein Zufall, daß mich der Budget- 
ausschuß zum Berichterstatter über den ersten vom neu- 
kreierten »Eisenbahnministerium« eingebrachten Staats- 
voranschlag designierte. In dem Berichte, welchen ich die 
Ehre hatte, namens des Budgetausschusses an das 
Abgeordnetenhaus im November 1896 zu erstatten und in 
der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 14. Jänner 1897 
zu vertreten, führte ich aus: 

»Durch die Errichtung des Eisenbahnministeriums 
wurden die bisher dem Handelsministerium zugeteilten 
Agenden, welche sich auf die Staatseisenbahnen und die 
Privatbahnen beziehen, in einer neuen Zentralstelle, an 
deren Spitze ein Minister steht, vereinigt. Diese Aller- 
höchste Verfügung war schon bei einer früheren Gelegen- 
heit Gegenstand der Erörterung im Budgetausschusse. 
Obgleich von mehreren Seiten die Zuweisung eines größeren 

>Die Debatte über das Handelsetat wurde, wie das nicht über- 
raschen kann, von seiten des Herrn Berichterstatters eingeleitet mit der 
Erörterung der Neugestaltung und neuen Abgrenzung des Ressorts zwischen 
dem früheren Handelsministerium mit seiner damaligen Kompetenz und 
dem neuen Eisenbahnministerium mit seiner neuen Kompetenz. Es wird 
sich daher auch für den Generalredner schicken, von diesem wichtigsten 
Ereignisse in der österreichischen Verwaltung auszugehen und erst dann 
vielleicht auf minderwichtige Belange des Handelsressorts zu sprechen zu 
kommen. 

Im Budgetausschusse des hohen Hauses wurde diese Frage nicht 
nur vom Standpunkte der Legalität aus erörtert. Allerdings hat diese 
letztere das Interesse des Budgetausschusses in besonderem Maße in 
Anspruch genommen. Ich von meinem Standpunkte kann erklären, daß 
ich die Legalität des Vorganges der Regierung niemals in Frage gezogen 
habe, weil er auf einem unwidersprochen gebliebenen Usus beruht. 

Meine ganze Richtung rechtfertigt wohl auch, daß mich diese 
Frage von vorneherein weniger interessiert, und daß mich viel mehr 
interessiert, wie die Frage in Beziehung auf die Verwaltungsaufgaben 
gelöst wurd*e und da habe ich mir im Budgetausschusse erlaubt zu be- 
merken, daß wir die Errichtung des Eisenbahnministeriums als einen 
Fortschritt betrachten, den wir aufs lebhafteste begrüßen, daß wir von 
jeher lange für die Abtrennung dieser Verwaltungsaufgaben von dem 
ungeheuer großen Ressort des Handelsministeriums waren, daß wir aber 
bedauern müssen, daß nicht ein ganzer Schritt geschehen ist, und daß 
nicht sofort zur Errichtung eines Verkehrsministeriums geschritten wurde. 
Ich habe das im Budgetausschusse des längeren begründet und eine 
Resolution beantragt. Es hat aber damals einen kritischen Moment ge- 
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Wirkungskreises an das neue Ministerium, etwa die 
Kompetenz desselben über das gesamte Verkehrswesen 
(Eisenbahnen, Land- und Wasserstraßen etcS) gewünscht 
worden wäre, ist ein formeller Antrag in dieser Richtung 
doch nicht gestellt worden. Es wird vielmehr abgewartet 
werden, wie das neue Ministerium auf die Entwicklung 
des wichtigsten Zweiges des Verkehrswesens Einfluß zu 
nehmen in der Lage ist. Der Budgetausschuß hat auch 
diese Frage nicht neuerdings aufgerollt und sich einfach 
auf den Standpunkt der Existenz des Eisenbahnministeriums 
gestellt.« 

>Für die Beurteilung der Organisation des Eisenbahn- 
ministeriums ist selbstverständlich in erster Linie das 
Funktionieren der Zentralleitung entscheidend. Die Titel 1, 

geben, wo alle Resolutionen niedergestimmt werden sollten und da ist 
auch meine Resolution ohne besondere Erwägung zu Falle gekommen, 
allerdings mit einer durch die Stimmenanzahl weniger fühlbaren Niederlage. 

Ich glaube aber, daß wir Recht behalten werden, die wir der An- 
sicht sind, daß die großen Verkehrsaufgaben in einer Hand sein müssen. 
Strittig ist, ob das Post- und Telegraphenwesen dem Verkehrsministerium 
zukommen muß, und mit Recht hat seine Exzellenz der Herr Handels- 
minister im Budgetausschusse darauf hingewiesen, daß in Frankreich diese 
Frage wiederholt in verschiedenartiger Weise entschieden worden ist Ich 
will also auch gnädig sein und vorläufig das Post- und Telegraphen- 
wesen noch dem hohen Handelsministerium belassen. 

Nicht so weich kann ich sein in Beziehung auf die Frage des 
Ressorts der Wasserstraßen. Ich muß zunächst darauf hinweisen, daß wir 
in Österreich, in dem an Merkwürdigkeiten bezüglich der Ressorteinteilung 
wirklich allerreichsten Staate die groteske Erscheinung haben, daß die 
künstlichen Wasserstraßen dem Ressort des Handelsministeriums an- 
gehören, daß aber die natürlichen Wasserläufe auch dann, wenn sie 
Schiffahrtsunternehmungen die Möglichkeit ihrer Betätigung geben, dem 
Ministerium des Innern unterstehen, allerdings die Schiffahrtsunter- 
nehmungen selbst dem Handelsministerium. 

Es zeigt sich, daß das Ministerium des Innern die Wasserstraßen 
nur zu regulieren und zu verwalten hat, während diejenigen, die die 
Wasserstraßen benützen, unter der Obsorge des Handelsministeriums 
stehen. Ich kann mir sehr gut den Fall denken, daß das zu den merk- 
würdigsten Konsequenzen führen würde, will aber in diese Details nicht 
eingehen und behaupte, daß die Macht der Tatsachen dazu fuhren wird, 
daß alle Wasserstraßen, natürliche und künstliche Wasserstraßen, in Zu- 
kunft dem Verkehrsministerium zufallen werden durch Ausgestaltung des 
Eisenbahnministeriums. « 
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2 und 3 im Kapitel 28: »Zentralleitung«, »Generalinspektion 
der österreichischen Eisenbahnen«, »Zentral - Wagen- 
dirigierungsamt der österreichischen Staatsbahnen« ent- 
halten im Erfordernisse des Eisenbahnministeriums den 
budgetären Ausdruck der Zentralorganisation. Dieselbe ist 
erst seit kurzer Zeit in Tätigkeit und der Budgetausschuß 
schloß sich der Ansicht des Berichterstatters an, daß in 
diesem Momente eine kritische Untersuchung der 
Organisation, welche nur durch ein größeres Maß an ge- 
sammelten Erfahrungen eine berechtigte Grundlage er- 
halten kann, verfrüht wäre.« 

»Der Budgetausschuß konnte umsomehr in dieser 
Richtung eine zuwartende Haltung einnehmen, als die von 
der Regierung im Erfordernisse des Eisenbahnministeriums 
angesprochenen Ziffern bei einem Vergleiche mit den 
analogen Ziffern für die Organe der Staatseisenbahn- 
verwaltung und der Aufsicht über die Privatbahnen in der 
früher bestandenen Form der Zentralverwaltung zu wesent- 
lichen Bedenken keinen Anlaß boten.« 

Wenn auch der Budgetausschuß, der schon bei 
Gelegenheit der Beratung der zweiten Regierungsvorlage 
über die »Ausführung öffentlicher Verkehrsanlagen in 
Wien«, und zwar im März 1896 auf die Erweiterung der 
Kompetenz des Eisenbahnministeriums zu einem »Verkehrs- 
ministerium« ohne Widerspruch zu finden hinwies, diesmal 
darauf verzichtete, einen dahinzielenden Antrag zu stellen,*) 
so ist doch der Umstand, daß der Budgetausschuß und 
das Plenum des Hauses zum Titel »Zentralleitung des 
Eisenbahnministeriums« nicht weniger als sieben Resolu- 
tionen**) prinzipieller Natur annahm, ein deutlicher Hinweis 

*) Vgl. die Rede des Berichterstatters Dr. Exner in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauses vom 24. März 1896. 

**) Diese Resolutionen, welche im Berichte (1580 der Beilagen zu 
den stenographischen Protokollen des Abgeordnetenhauses, XI. Session 
1S96) begründet sind, lauteten: 

I. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, einer unverhältnis- 
mäßigen, durch die Anforderungen der Verkehrssicherheit nicht gebotenen 
Steigerung der Betriebskosten entgegen zu wirken und durch eine nach- 
haltige Kontrolle der Betriebsdirektionen eine rationelle Sparsamkeit dieser 
Ämter sicherzustellen.« 
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darauf, daß die Organisation des Eisenbahnministeriums 
in ihrer damaligen und leider auch heute noch bestehenden 
Verfassung viele berechtigte Wünsche unerfüllt ließ und 
zum Teile unerfüllt lassen mußte, weil es eben nur einen 
Zweig des Verkehrswesens, die Eisenbahnen, losgelöst 
von allen anderen öffentlichen Verkehrsanstalten, zu ver- 
walten berufen ist 

Das Hauptargument für die Errichtung eines Verkehrs- 
ministeriums : Land-, Wasserstraßen und Eisenbahnen, 
wenn schon nicht eines Ministeriums der öffentlichen 
Arbeiten, liegt in der Forderung, die so bekannt und an- 
erkannt ist, daß man sich fast scheut, sie nochmals aus- 
zusprechen, aus Besorgnis, sich eines »Gemeinplatzes« 
schuldig zu machen. Diese Forderung ist: Zusammen- 
fassung der Verkehrspolitik des Staates an einer Stelle; 
Vorbedingung, unerläßliche Vorbedingung für die Einheit- 
lichkeit und Großzügigkeit der Verkehrspolitik dieses 
wichtigen, der Handelspolitik mindestens ebenbürtigen 
Zweiges der Wirtschaftspolitik des Staates. 

Die kürzlich getroffene Verfügung der jetzigen 
Regierung, daß die Gewerbedepartements des Ministeriums 
des Innern mit jenen des Handelsministeriums in letzterem 
vereinigt werden sollen, beweist, daß man endlich mit der 
Zersplitterung der Agenden verwandter Art ein Ende zu 
machen entschlossen ist. Bisher hat man ja in Österreich 



II. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, die unterste 
Gehaltsstufe der Staatseisenbahnbeamten (500 fl Gehalt jährlich) ehestens 
gänzlich aufzulassen, anderseits Werkmeistern, welche eine fachliche 
Bildungsanstalt (Staatsgewerbeschule, Werkmeisterschule, Fachschule) ab- 
solviert haben und sich in ihrer dienstlichen Verwendung vollkommen 
bewähren, den Rang von Beamten zu verleihen.« 

m. »Das k. k. Eisenbahnministerium wird aufgefordert: 

a) bei dem Ministerium für Kultus und Unterricht die Erweiterung 
des Stufenprogrammes der Ingenieurfachschulen an den techni- 
schen Hochschulen in der Richtung anzuregen, daß diese Lehr- 
anstalten die ihnen obliegende hochschulmäßige Heranbüdung von 
Eisenbahnbeamten auch nach der administrativen Seite des Eisen- 
bahndienstes hin zu besorgen geeignet werden; 

b) in den Staatseisenbahnwerkstätten, welche eine größere Zahl von 
Lehrlingen aufnehmen, »Lehrwerkstätten« nach dem Vorbilde der 
an den bayerischen Staatsbahnen bestehenden einzurichten.« 

8 
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den Modus verfolgt, neuentstandene Zweige der Verwaltung 
an irgend ein bestehendes Ministerium »anzugliedern«, aus 
irgend einem persönlichen oder sachlichen Grunde, an 
dieses oder jenes, man hat es aber vermieden, um nicht 
bureaukratische Schwierigkeiten überwinden zu müssen, 
eine logische Neuordnung aller Ministerialressorts durch- 
zuführen. 

Nur weil die jetzige Regierung schon einen derartigen 
ersten wichtigen Schritt getan hat, glaube ich folgenden 
Vorschlag machen zu sollen : An Stelle des Eisenbahnmini- 
steriums sei ein »Ministerium der öffentlichen Arbeiten« zu 
errichten, welchem die Verwaltung des Hochbaues, des 
Straßen- und Wasserbaues, des gesamten Eisenbahnwesens 
und der Schiffahrt zustehen würde. 

In Frankreich ist diesem Ressort auch der Bergbau 
zugeteilt und diese Umschreibung der Kompetenz hat sich 
völlig bewährt. Ob man bei uns so weit gehen könnte, 
das vermag ich allerdings nicht zu beurteilen. So viel ist 
aber gewiß, daß der heutige Zustand, nämlich der, daß 
das Bergbauwesen dem Ackerbauministerium, ein Teil 
desselben aber z. B. die Salinen, dem Finanzministerium 
überwiesen ist, nur durch unhaltbare Gründe erklärt 
werden kann, Gründe, die für die Güte der Verwaltung 
und den meritorischen Inhalt derselben absolut nicht maß- 

IV. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, die dem Material- 
prüfungswesen zugewendete Aufmerksamkeit noch zu erhöhen und ins- 
besondere ausnahmslos bei jenen Materialien, welche entweder Verkehrs- 
sicherheit bedingen oder eine große ökonomische Bedeutung haben, für 
die Verwertung der modernsten Fortschritte im Prüfungswesen Sorge zu 
tragen.« 

V. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, im Einvernehmen 
mit dem Handelsministerium und dem Minister für Kultus und Unterricht 
die Schaffung eines österreichischen Verkehrsmuseums vorzubereiten.« 

VI. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, neuerdings einen 
Staatseisenbahnrat zu aktivieren. Bei der Organisation dieser Körperschaft 
wird den durch die Kreierung des Eisenbahnministeriums geschaffenen 
Verhältnissen Rechnung zu tragen sein.« 

VII. »Das Eisenbahnministerium wird aufgefordert, bei der Auf- 
stellung des Staatsvoranschlages für das Eisenbahnministerium, bezw. des 
Präliminares der Investitionskredite in Hinkunft eine eingehende Be- 
gründung zu geben.« 
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gebend sind. Ich müßte empfehlen, so wie in Frankreich, 
dem »Ministerium der öffentlichen Arbeiten« auch die 
Bergwerke zuzuweisen. 

Als Eventualantrag wäre zu stellen, die Errichtung 
eines »Verkehrs-« oder »Kommunikationsministeriums«, bei 
dem die Kompetenz für Hochbau- und Bergbauangelegen- 
heiten im Vergleiche zu dem Ministerium für öffentliche 
Arbelten wegfiele. Dagegen käme freilich in Frage, 
ob dem Verkehrsministerium nicht auch das Post- und 
Telegraphenwesen zufallen sollte, dessen Betrieb selbst- 
verständlich eine Verkehrsangelegenheit ist Ich würde 
die Belassung der Post-, Telegraphen- und Telephon- 
agenden beim Handelsministerium befürworten, weil man 
das neue Ministerium nicht mit einem zu großen 
Umfange ausstatten sollte unter gleichzeitiger Reduktion 
des Handelsamtes. Es liegt auch kein zwingender Grund 
vor, die Post-, Telegraphen- und Telephonanstalt 
mit der Postsparkassa vom Handelsministerium abzu- 
trennen. 

Sohin würde ich das »Verkehrsministerium« in Öster- 
reich nur in drei Sektionen teilen, und zwar: 
Landstraßen und Brücken; 
Eisenbahnen; 

Wasserstraßen*), Meeresküste und Schiffahrt. 

*) Die Zusammenlegung der Kompetenzen, betreffend die Eisen- 
bahnen und den Wasserbau samt Schiffahrt ist nicht nur damit be- 
gründet, daß dadurch die im Einzelfalle mögliche Vergeudung von 
Staatsgeldern verhindert wird (vgl. Frankreich S. 90), sondern auch 
deshalb notwendig, weil die Konkurrenzverhältnisse an ein und derselben 
Stelle studiert, beurteilt und darnach gehandelt werden muß. 

In dem Werke über das Eisenbahnwesen von A. Picard wird auch 
der Vergleich zwischen Binnenschiffahrt und Eisenbahnen gezogen, und 
abgesehen von Ausnahmsfällen dem Eisenbahnwesen der Vorzug gegeben. 
Dieses Werk wurde geschrieben im Augenblicke, wo die Parteigänger der 
Binnenschiffahrt lärmend deren Förderung verlangten und wo der Autor, 
der alle Zweige der Verwaltung der öffentlichen Arbeiten unter seiner 
Direktton vereinigte, den verhältnismäßigen Wert der Transportmittel be- 
urteilen konnte, nicht bloß auf Grund von Erwägungen des unvergleich- 
lichen Theoretikers, sondern auch auf Grund der gesammelten Erfahrungen 
des Geschäftsmannes. Die Schlußfolgerung soll hier angeführt werden: 
»Si au lieu d'envisager le prix paye par les usagers, on considere le 

8* 
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Wenn aber diese beiden Vorschläge nicht zur Durch- 
führung gelangen würden und das Eisenbahnministerium 
selbständig weiter zu bestehen hätte, so müßte trotzdem bei 
diesem eine prinzipielle Änderung eintreten, und diese besteht 
darin, daß das Ministerium nur die oberste 
Leitung zu behalten, dagegen den Betrieb des 
Eisenbahnwesens aus seiner Kompetenz aus- 
zuscheiden hätte. 

Alles was in Preußen möglich ist und sich dort be- 
währt, muß deswegen nicht auch in Österreich zweckmäßig 
und richtig sein. Der österreichische Eisenbahnminister und 
sein Amt ist viel zu sehr den verschiedensten Einflüssen 
ausgesetzt und befindet sich einer zu oft wechselnden 
parlamentarischen Situation gegenüber, als daß von ihm 
die konsequente, stramme und nur von sachlichen Er- 
wägungen bedingte Verwaltung der Eisenbahnen erhofft 
werden könnte. Auch eignet sich die in unseren Ministerien 
herrschende Einrichtung des Dienstes absolut nicht für die 
Verwaltung eines Industrieunternehmens. Die Ministerial- 
bureaukratie kann wohl die Agenden der obersten Instanz 
versehen, sie ist aber bei uns völlig ungeeignet, die Auf- 
gaben des von täglich wechselnden Konjunkturen be- 
einflußten Eisenbahnbetriebes zu lösen. 

prix reel de revient des transports, c'est-ä-dire si Ton ajoute au taux du 
fret les charges des capitaux engeges et les depenses d'entretien, on voit 
que, dans leur ensemble, les prix des transports par eau depassent le 
double de ceux des transports rails. Ce n'est que pour certaines voies 
navigables exceptionellement favorisees qu'il peut y avoir a peu pres 
equivalence.« Wer den wissenschaftlichen und fachlichen Wert der Be- 
hauptungen dieses Autors kennt, muß dieser Schlußfolgerung einer so 
vollständigen und belebten Studie entscheidendes Gewicht zuschreiben. 
Ein anderer Staatsingenieur von großer Qualifikation, welcher die höchsten 
Staatsinteressen leidenschaftlich verteidigte, C. Colson, hat in seinem 
Werke »Transports et tarifs« den Vergleich zwischen den Eisenbahnen 
und der französischen Kanaltype durch einige kapitale Sätze festgelegt: 

1. Die erste Herstellung der Schiffahrtsstraße ist pro 1 km kost- 
spieliger als jene der Eisenbahn. 

2. Die Schiffahrtsstraße ist fast immer länger als die Eisenbahn. 

3. Die Leistungsfähigkeit der Schiffahrtsstraße ist immer viel 
geringer als jene der Eisenbahn. 

4. Die Dauer und die Risken der Transporte sind auf der Schiff- 
fahrtsstraße viel größer als auf der Eisenbahn. 
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Gewiß muß an der Spitze der Eisenbahn Verwaltung 
ein Mann stehen, der mit großer Autorität ausgerüstet und 
ein Eisenbahnfachmann von Rang ist, dieser Mann muß 
aber nicht der Minister sein, da dieser viel zu sehr Einflüssen 
aller Art ausgesetzt und dem politischen System jener 
Regierung zu dienen hat, der er angehört. Als Mitglied des 
Kabinettes hat er mit demselben zu stehen und zu fallen, 
während der Chef der Eisenbahnverwaltung ein Beamter, 
ein hoher Beamter, aber doch nur ein solcher zu sein 
hat und nicht ein politischer Funktionär, als welcher der 
Eisenbahnminister selbst in einem sogenannten Beamten- 
ministerium aufzufassen ist Ich müßte auf das dringendste 
empfehlen, schon der Stetigkeit wegen, wieder zu dem 
System der Generaldirektion der Staatsbahnen zurück- 
zukehren, deren Aufhebung durch Errichtung eines 
Eisenbahnministeriums nicht bedingt war. 

Dem Ministerium bliebe vorbehalten : 

1. Die Gesetzgebung; 

2. das Budget der Staatsbahnen und die finanzielle 
Gestion der Privatbahnen; 

3. die Tarifpolitik; 

5. Läßt man die investierten Kapitale außer Betracht, welche dem 
Eisenbahnwesen einen großen Vorsprung vor der Schiffahrt geben würden 
und hält man sich bloß an die Traktionskosten eines Tonnen-Kilometers, 
so wird auch dann noch in der Mehrzahl der Fälle der Vorteil auf der 
Seite der Eisenbahn liegen. 

In jedem Falle, wo einer Gesellschaft gleichzeitig konkurrierende 
Eisenbahnen und Wasserstraßen gehören, in Frankreich wie in England, 
wie in den Vereinigten Staaten und in was immer für einem Lande, 
welches es auch sei, die Unternehmung wird immer alle seine Tarif- 
kombinationen auf dem Eisenbahntransporte basieren, weil dem Besitzer 
dieser Verkehrsanlagen der Transport auf der Eisenbahn billiger zu 
stehen kommt. Wenn der Staat den Donau-Oderkanal fertiggestellt haben 
wird, und die Nordbahn verstaatlicht sein wird, so wird der Besitzer 
dieser beiden Verkehrswege, der Staat, wenn er ökonomisch vorgehen 
will, gezwungen sein, den größten Prozentsatz der Waren auf der Nord- 
bahn zu transportieren, ja auch die Kohle, die Rübe und den Zucker. Im 
freien Wettstreite zwischen konkurrierenden Eisenbahnen und Wasser- 
straßen hat zumeist die Eisenbahn den Sieg davongetragen, trotz aller 
Gunst der Umstände und der durch die Staatsverwaltung den Wasser- 
straßen gewährten Vorteile. 
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4. die Überwachung der Staats- und Privatbahnen in 
bautechnischer Hinsicht und betreffs der Ordnung 
und Sicherheit des Betriebes. (Bisher General- 
inspektion.) 

Diese schlagwortweise Aufzählung der Hauptzweige 
der Kompetenz des Eisenbahnministeriums deckt sich so 
ziemlich mit den Punkten 1 bis 18 des § 5 im Organisations- 
statut vom 19. Jänner 1896. Dagegen würden die Abs. 19 
und 20 desselben Paragraphen und der ganze § 6 eine 
weitgehende Umänderung zugunsten der reaktivierten 
Generaldirektion der Eisenbahnen erfahren müssen. 

Noch deutlicher würden sich meine Absichten er- 
kennen lassen, wenn ich sage, daß das Verhältnis des 
Eisenbahnministeriums zu den Staatsbahnen im Wesen 
nicht sehr verschieden sein sollte von jenem zu den 
Privatbahnen, denen gegenüber das staatliche Aufsichts- 
recht und die staatliche Verkehrspolitik ebenso gehand- 
habt werden muß, wie gegenüber den Staatsbahnen. Die 
Staatsbahnen sind ja auch nichts anderes und sollen 
nichts anderes sein als eine Transportanstalt. Ihre höchste 
Leistungsfähigkeit zu erzielen, stellt wie bei jedem Industrie- 
unternehmen eine kommerziell-technische Aufgabe dar, 
deren Lösung in höchster Vollkommenheit nur dann 
erreicht werden kann, wenn man sich der Methode der 
Privatindustrie tunlichst nähert und von jener der Ministerial- 
bureaukratie möglichst weit entfernt. Die Geschäftsführung 
des Eisenbahnwesens muß von der unmittelbaren Beein- 
flussung des politischen Chefs des Ministeriums, dem das 
Eisenbahnwesen untersteht, völlig unabhängig bleiben. 

Während die konstitutionelle Verfassung einen nicht 
seltenen Wechsel der betreffenden Persönlichkeit bedingt 
und somit einem fortwährenden Schwanken der Maximen, 
einem Mangel an Konsequenz Tor und Tür öffnet, muß 
die Administration der Staatsbahnen durch Stabilität und 
Objektivität das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen und 
dauernd erhalten, technische und wirtschaftliche Autorität 
im höchsten Maße besitzen und den Nachteilen des Wechsels 
des obersten Chefs möglichst entgegenwirken. Der Ein- 
fluß von Partikularinteressen in den gesetzgebenden 
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Körpern oder in der öffentlichen Meinung auf die Leitung 
des Staatseisenbahnwesens muß auf das erreichbare 
Minimum reduziert werden. Die Heranbildung und Aus- 
wahl des Personales, sowie die Fürsorge für dasselbe, 
muß in erster Linie dem leitenden Eisenbahn fach mann, 
also dem »Generaldirektor« oder »Präsidenten der General- 
direktion« anvertraut, und der Protektionswirtschaft und 
der Avancementmacherei, deren sich ein Ministerium viel 
weniger entziehen kann, entrückt werden. Dasselbe gilt 
betreffs der Vergebung von Arbeiten und Lieferungen. 

Das Ministerium soll seine Aufgabe darin suchen, in 
prinzipiellen Angelegenheiten die oberste Entscheidung zu 
fallen und durch Einflußnahme in geeigneter Form die 
Geschäfte in großen Zügen zu lenken und zu leiten. Das 
Ministerium ist in der Lage, da dort die Fäden von Staats- 
bahnen und Privatbahnen zusammenlaufen, die Interessen 
der Allgemeinheit wahrzunehmen und über die Erhaltung 
der Einheitlichkeit im Eisenbahnnetze zu wachen, es soll 
aber nicht Überwachungsbehörde einerseits und 
betreffs der Staatsbahnen auch gleichzeitig unmittelbare 
Verwaltungsstelle sein. Durch Vereinigung so vieler 
Agenden im Eisenbahnministerium ist es überdies unver- 
meidlich, daß es zu einem viel zu großen schwer- 
fällig arbeitenden Körper anschwillt, in dem die Sorge 
um die Detailarbeit eine weitausblickende Tätigkeit gar 
nicht aufkommen läßt. 

Ich weiß sehr gut, daß die Errichtung einer General- 
direktion, welche eine Reihe von Agenden zu übernehmen 
hätte, die heute dem Ministerium zustehen, auf großen 
Widerspruch im Ministerium, aber nur in diesem, stoßen 
würde. Ja, in diesem Ministerium gibt es maßgebende 
Personen, welche die Wiedereinrichtung der General- 
direktion als eine Unmöglichkeit bezeichnen, während nach 
meiner Ansicht gerade diese Maßregel absolut notwendig 
und dringlich ist, um das stark gefährdete Prestige dieses 
Ministeriums zu retten und die Verwaltung der Staats- 
bahnen in neue, hoffnungverheißende Bahnen zu leiten. 

Die Aufgaben der Generaldirektion ergeben sich sinn- Die General- 
gemäß aus dem § 6 des gegenwärtigen Organisations- dlrektlon. 
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Statutes für die staatliche Eisenbahnverwaltung in Österreich, 
in welchem die bisher dem Ministerium vorbehaltenen 
Verfugungen und Entscheidungen aufgezählt sind. 

Alle diese Aufgaben, mit Ausnahme der dem 
Ministerium vorbehaltenen Agenden, welche auch weiter 
dem Ministerium vorbehalten bleiben sollen, gehen dem 
Wesen nach an die Generaldirektion über. 

Der Generaldirektor untersteht dem Minister, dem 
gegenüber er für die ordnungsmäßige Abwicklung und 
ökonomische Gebarung des Dienstes und insbesondere 
auch für die glatte und ungestörte Durchführung des 
Tran Sportgeschäftes verantwortlich ist. Er hat dem Minister, 
so oft es verlangt wird, Gutachten und Berichte zu er- 
statten und die Maßnahmen, die ihm vom Minister aufge- 
tragen werden, unbedingt durchzuführen, wobei es ihm 
jedoch zustehen soll, bei prinzipieller Meinungsverschieden- 
heit fallweise die Verantwortung für solche Maßnahmen 
ausdrücklich abzulehnen. 

Die Details der Abgrenzung der Kompetenz der 
Generaldirektion gegenüber dem Ministerium einerseits und 
den Staatsbahndirektionen anderseits bildet die Aufgabe 
einer besonderen reiflichen Erwägung. 

Nur den einen Grundsatz möchte ich aufstellen, daß 
das Staatseisenbahnbudget so wie in der Schweiz und im 
Gegensatze zu Preußen, wenn es einmal im Wege der 
gesetzgebenden Faktoren festgestellt ist, ohne Zusammen- 
hang mit dem übrigen Staatsbudget von der General- 
direktion der Staatsbahnen verwaltet werden soll. 

An der Spitze der Generaldirektion steht der 
»Generaldirektor« oder »Präsident der Generaldirektion«. 

Dem Generaldirektor steht es zu, jene besonderen 
Agenden zu bezeichnen, deren Erledigung er sich vorbe- 
hält. Dem Generaldirektor regelmäßig vorbehalten sind 
folgende Agenden: 

Die Vorbereitung des Budgets und der Jahresberichte. 
Die Zentralbuchhaltung und Rechnungslegung. 
Die Evidenzhaltung der Kredite. 
Die Hinausgabe von Erlässen. 
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Die Bearbeitung der Bedingnishefte. 

Die Personal- und Wohlfahrtsangelegenheiten. 

Für die Bearbeitung dieser Agenden sind dem General- 
direktor ein »Bureau für allgemeine Angelegenheiten« 
oder »Zentralbureau« und ein technisches Bureau, das 
»Zentralstudienbureau«, direkt unterstellt. Die Vorstände 
dieser beiden Bureaus haben den gleichen Rang wie die 
Abteilungschefs. 

Im Zentralstudienbureau sollen, losgelöst von den 
laufenden Geschäften, aber im engen Anschlüsse an die 
Bedürfnisse der einzelnen Dienstzweige, die in Aussicht 
genommenen Neuerungen auf technischem oder be- 
triebstechnischem Gebiete verfolgt, bearbeitet und für 
die Einführung vorbereitet werden. Das Zentral- 
studienbureau soll auch berufen sein, spezielle 
Missionen, die demselben vom Generaldirektor oder 
durch diesen vom Minister zugewiesen werden, zu er- 
füllen. 

An selbständigen Abteilungen wären vorzusehen: 
I. Betrieb, Zugförderung, Wagendirigierung. 
IL Beschaffung des Wagenparkes und der Lokomotiven, 
Werkstättendienst. 

III. Bau- und Bahnerhaltung. 

IV. Sicherungswesen, Elektrotechnik. 

V. Materialwesen, Kohle. 

VI. Kommerzieller Dienst. 

VII. Einnahmen-Kontrolle. 

An der Spitze einer jeden dieser Abteilungen steht ein 
Abteilungschef, der wohl unter Oberleitung des General- 
direktors, aber mit weitgehenden Befugnissen für das 
selbständige Verfügungsrecht die Agenden seiner Ab- 
teilung unter eigener Vefcmtwortung zu leiten hat. 

Die Gruppierung der Abteilungsagenden weist gegen- 
über der bei uns bestehenden Übung einige, wie ich 
glaube, berücksichtigenswerte Abweichungen auf. 

Behufs Wahrung der Einheitlichkeit der Verwaltung 
und der Verwaltungsformen wird bestimmt, daß die 
Abteilungschefs in regelmäßigen Zwischenräumen unter 
Vorsitz des Generaldirektors zu Beratungen und zur Ver- 
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mittlung des Meinungsaustausches zusammentreten sollen, 
um Angelegenheiten zu behandeln, die in die Kompetenz 
mehrerer Abteilungen fallen und deren weitere Durch- 
führung dann den einzelnen Abteilungschefs obliegt, 
bezw. demjenigen, der im besonderen Falle mit der 
Durchführung betraut wird (»Generaldirektionsrat«). Der 
Generaldirektor bezeichnet über Antrag der Abteilungs- 
chefs die Gegenstände, die in diesem Generaldirektions- 
rate zu erörtern sind. Organisatorische Fragen und die 
Vorschläge für Avancements und Beförderung des Perso- 
nales sind regelmäßig im Generaldirektionsrate zu be- 
handeln. Zu den Sitzungen des Generaldirektionsrates 
können fallweise auch andere Funktionäre als Referenten 
mit beratenden Stimmen zugezogen werden. 

Der Generaldirektion ist ein Beirat an die Seite 
gestellt, welcher berufen ist, bei der Generaldirektion 
vor Entscheidung über wichtige Maßnahmen gehört zu 
werden. 

Den Vorsitz im Beirate führt der Generaldirektor. 
Dem Beirate obliegt die Wahrnehmung der Interessen der 
Allgemeinheit und der einheimischen Produktion, er soll im 
besonderen befragt werden in Angelegenheiten, welche die 
allgemeinen Verkehrsverhältnisse berühren, bei Einführung 
wichtiger Neuerungen und bei der Entscheidung über 
große Arbeiten und Vergebungen, welche auf den gesamten 
finanziellen Erfolg der Staatsbahnverwaltung von Einfluß 
sein können. 

Der Beirat der Generaldirektion besteht: 

1. aus je einem Delegierten der Bezirksbeiräte oder 
deren Stellvertretern; 

2. aus einer gleich großen Anzahl nach Einver- 
nehmung des Generaldirektors zu ernennenden Persönlich- 
keiten. 

Auf Verfügung des Generaldirektors können den 
Verhandlungen des Beirates auch Beamte der Staatseisen- 
bahnverwaltung mit beratender Stimme zugezogen werden. 
Die Staatsbahn- Es wurde schon gesagt, daß die Staatsbahn-Direktionen 
Direktionen. nac h d em preußischen Vorbilde des Jahres 1895 und aui 
Grund der dort erlassenen Vorschriften für die Verwaltung 
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und Finanzordnung von den Jahren 1901 und 1902 ein- 
zurichten sein würden. Die insbesondere durch die Ein- 
schaltung der Generaldirektion nötigen Modifikationen 
würden Sache der Erwägung sein, so bald man über das 
Prinzip schlüssig geworden ist 

Nachdem die Generaldirektion bezüglich der eigent- 
lichen Staatseisenbahnverwaltung die Aufgaben übernimmt, 
welche heute noch dem Eisenbahnministerium zugehören, 
so würde keine zwingende Notwendigkeit vorliegen, wegen 
dieser Abtrennung eine Veränderung des Wirkungskreises 
der Staatseisenbahn-Direktionen eintreten zu lassen. Nach 
dem preußischen Vorbilde aber wäre ihnen eine Erweiterung 
des Wirkungskreises, und zwar auf Kosten der künftigen 
Generaldirektion zu geben, gewiß nicht eine Einschränkung 
ihrer Kompetenz. 

Den Dienst der Hauptwerkstätten möchte ich jedoch 
aus der Kompetenz der Staatsbahndirektionen ausschalten 
und selbständig organisiert sehen. 

Mit dieser Absicht der Erweiterung des meritorischen 
Wirkungskreises der Staatsbahn-Direktionen steht allerdings 
die geringe räumliche Ausdehnung des Geschäftsgebietes 
im Widerspruche und die Notwendigkeit, die gegenwärtigen 
Bezirke der Staatseisenbahn-Direktionen und ihre Standorte 
vorläufig aufrecht zu erhalten, eine Notwendigkeit, die ich 
an anderer Stelle zu begründen versucht habe. Eine Ände- 
rung des Umfanges im Sinne der Vergrößerung der 
Direktionsbezirke wird sich jedoch herbeiführen lassen, 
falls es zur Verstaatlichung der Privatbahnen kommt, da, 
um mein früheres Beispiel wieder aufzunehmen, der Staats- 
bahn-Direktion in Olmütz zweifellos ein großer Teil des 
Lokalbahnnetzes der Kaiser Ferdinands-Nordbahn zufallen 
müßte. 

Ich habe in eine Karte von Österreich die Direktions- 
bezirke, ich meine die Territorien, auf die sich ihre Amts- 
wirksamkeit erstreckt, eingezeichnet und die Ausdehnung 
dieser Gebiete, deren Konturen übrigens schon eine außer- 
ordentliche Vielgestaltigkeit aufweisen, planimetrisch er- 
mittelt. Ich weiß sehr gut, daß für die Beurteilung des 
Umfanges der Geschäfte einer Staatsbahn-Direktion weder 
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die Geleiselänge der ihr unterstehenden Strecken noch die 
territoriale Ausdehnung des Gebietes einen vollständig 
zutreffenden Maßstab abgeben. Ein entscheidender Faktor 
fehlt bei dieser Betrachtung, es ist dies die Verkehrsdichte, 
die Zahl und die Belastung der Züge, die Personen- und 
Güterfrequenz, aufgeteilt auf so und so viele Stationen 
u. s. w. Aber einen Anhaltspunkt bietet die folgende 
Tabelle immerhin und auch die Möglichkeit, Vergleiche 



anzustellen : Betriebslänge Gebietsgröße 

Wien 1215 km 11.406 km» 

Linz 1276 m 14.375 „ 

Innsbruck 751 w 8.750 » 

Villach 1214 „ 20.421 „ 

Triest 574 9 3.750 n 

Pilsen 1526 , 12.531 „ 

Prag 1828 „ 35.418 „ 

Olmütz 502 „ 6.875 „ 

Krakau 1240 „ 22.734 m 

Lemberg 1763 „ 30. 1 56 „ 

Stanislau 1160 m 25.859 , 

Czernowitz 524 - 



Nach der Betriebslänge nimmt Prag den ersten 
und Lemberg den zweiten Rang ein, dann folgt Pilsen, 
hierauf ziemlich gleichwertig Wien, Linz, Krakau, Stanislau, 
dann folgt mit einem großen Abstand Innsbruck, während 
Triest, Olmütz und Czernowitz kaum ein Drittel der 
Geleiselänge von Prag aufbringen. Was die Gebiets- 
größen anbelangt, so nehmen auch da wieder Prag und 
Lemberg den ersten Platz ein, dann folgt aber Stanislau, 
in größerem Abstände Krakau und Villach, weiters folgen 
die Gebiete, welche weniger als halb so groß als das 
Prager sind, nämlich Linz, Pilsen, Wien, während wieder 
Innsbruck, Triest, Olmütz verhältnismäßig sehr klein sind. 
Diese bedeutenden Unterschiede werden sich, wie gesagt, 
dort wo es wünschenswert erscheint, ausgleichen lassen 
und ohne nennenswerte Vermehrung der Direktionen wird 
sich die neue Organisation derselben durchführen lassen. 

Eine Vergrößerung des Umfanges der Staatsbahn- 
bezirke dürfte gerechtfertigt sein, wenn man erwägt, daß 
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die mit einer bedeutenden Betriebsdichte begabten preußi- 
schen Eisenbahnbezirke durchschnittlich 1620 km Bahn- 
betriebslänge haben, während auf die österreichischen 
Staatsbahn-Direktionen durchschnittlich nur 1070 km Bahn- 
betriebslänge entfallen. Bei diesem Vergleiche ist die Doppel- 
und Mehrgeleisigkeit der Strecken und die Länge der 
Geleise auf den Bahnhöfen unberücksichtigt geblieben und 
nur die Bahnbetriebslänge in Betracht gezogen worden. 

Auf gleicher Grundlage gerechnet, beträgt die Bahn- 
länge bei der Kaiser Ferdinands - Nordbahn 1476, bei 
der Staatseisenbahn-Gesellschaft 1400 und bei der öster- 
reichischen Nordwestbahn und Süd-Norddeutschen Ver- 
bindungsbahn 1386 km. Berücksichtigt man, daß sowohl 
die Nordbahn, als auch die beiden anderen großen 
Bahnen gewisse Strecken an die bestehenden Staats- 
eisenbahn-Direktionen abgeben werden, so kann man 
heute schon die Möglichkeit feststellen, daß für jede 
der drei zu verstaatlichenden Privatbahnen eine Staats- 
bahn-Direktion mit dem Sitze in Wien ausreichen und 
diese noch immer ein kleineres Gebiet haben wird, 
als die durchschnittliche Ausdehnung der preußischen 
Staatsbahngebiete. Es würden bei Neugestaltung der Ver- 
hältnisse in Österreich 14 Staatsbahn-Direktionen und eine 
Betriebsleitung bestehen, davon vier Staatsbahn-Direktionen 
in Wien.*) Im Widerspruche mit diesen rein sachlichen 
Erwägungen, die allein maßgebend sein sollten, wird 
vielleicht doch aus politischen Rücksichten dem Lande 
Schlesien eine Staatsbahn-Direktion gegeben werden müssen. 
Der Übergang der Verwaltung der Privatbahnen in die 
Formen der Staatsbahnverwaltung nach ihrer Neuordnung 
wird sich um so leichter vollziehen, je größer die Ausdehnung 
des Wirkungskreises ist, welche in Hinkunft die Staats- 
bahn-Direktionen erfahren werden. 

•) Von fachmännischer Seite wird vorgeschlagen, daß man die 
Hauptlinien der Bahnen, welche dem internationalen Verkehre dienen, 
nicht von mehreren Staatsbahn-Direktionen, deren Sitze entlang der Bahn 
liegen, ressortieren lassen soll, sondern daß man vielmehr längere in sich 
abgeschlossene Strecken einer Hauptlinie je einer Direktion unterordnet, 
wie dies bei den jetzigen Privatbahnen der Fall ist Die Anregung verdient 
Erwägung. In Bayern wird jetzt das gleiche Prinzip befolgt. 
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Mit der Erweiterung der Kompetenz der Staatsbahn- 
Direktionen wird es sich auch empfehlen, die Stellung der 
leitenden Beamten zu verbessern, materiell und dem Range 
nach. Die Chefs der Staatsbahn-Direktionen wären so wie 
in Preußen als »Präsidenten« der Staatsbahn-Direktionen zu 
bezeichnen und gleichzustellen sein den Präsidenten der 
Landesregi erungen. 

Jeder Staatsbahn -Direktion wäre ein Beirat, »der 
Bezirkseisenbahnrat«, an die Seite zu stellen, der vor 
wichtigen Entscheidungen, welche die allgemeinen Inter- 
essen des Direktionsbezirkes berühren, gehört werden solL 
In den Bezirkseisenbahnrat sollen, nebst Vertretern der 
Handelswelt und der produzierenden Kreise, auch Ver- 
treter der wichtigsten Körperschaften und Kommunal- 
Verwaltungen berufen werden. 

Den Vorsitz im Bezirkseisenbahnrat führt der 
Präsident der betreffenden Staatsbahn-Direktion. 

Beiräte. Es ist einleuchtend, daß der Beirat der Generaldirektion 

und die Bezirkseisenbahnräte den aufgehobenen »Staats- 
eisenbahnrat« zu ersetzen berufen sein würden. Dabei ist zu 
beachten, daß nach der jetzigen Kompetenz des Staatseisen- 
bahnrates in demselben auch Anregungen und Wünsche, die 
Privatbahnen betreffend, vorgebracht werden können. Selbst 
nach der eventuellen Verstaatlichung von Privatbahnen, die 
jetzt vorbereitet wird, bleiben noch immer mehrere Privat- 
bahnen in Österreich übrig, einige große, viele kleine. 
Diesen gegenüber könnten nach Aufhebung des Staats- 
eisenbahnrates Wünsche und Beschwerden im Wege der 
Handelskammern vorgebracht werden. Diese Voten wären 
dann vom Handelsministerium dem Eisenbahnministerium 
bekannt zu geben, allenfalls nachhaltig zu unterstützen. 
Das ist der Weg, der auch in Deutschland mit Erfolg ein- 
geschlagen wird, während die Voten des Staatseisenbahn- 
rates durch ihr zweimal im Jahre massenhaftes Auftreten 
oft wirkungslos bleiben. 

Daß der Staatseisenbahn rat aufzuheben wäre, dürfte 
keinerlei Bedenken erregen; er hat sich selbst zugrunde 
gerichtet, indem er sich in der übergroßen Mehrzahl der Fälle 
mit untergeordneten, zumeist ganz kleinlichen Angelegen- 
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heiten der Exekutive befaßte und die Qualität seiner Ratschläge 
in größeren ihm zugewiesenen Fragen selten zu einer 
großen Vertiefung der Erkenntnis der Angelegenheiten, mit 
denen die Zentralstelle befaßt ist, geführt hat. Der Staats- 
eisenbahnrat ist zu einem Scheinparlament herabgesunken, 
viel zu zahlreich an Mitgliedern, welche es als ihre Mission 
auffassen, die kleinlichsten Wünsche und Angelegenheiten 
lokaler Natur mit Eifer zu vertreten. An dieser Entwicklung 
ist nicht zum geringsten Teile das Eisenbahnministerium 
selbst schuld. Dieses zeigt sich aufmerksam und gefällig 
in untergeordneten Angelegenheiten, approvisioniert die 
Tagesordnungen des Staatseisenbahnrates mit hundert- 
fältigen Details, zeigt sich aber meistens hartnäckig und 
unbeugsam ablehnend bei Anläufen zur Behandlung 
prinzipiell wichtiger Angelegenheiten. 

Dagegen glaube ich, daß der dem Muster des 
schweizerischen Verwaltungsrates mit entsprechender Be- 
rücksichtigung der österreichischen Verhältnisse nach- 
gebildete Generaldirektionsbeirat volle Dienste leisten 
könnte. 

Wichtige Anregungen und beachtenswerte Voten 
werden den zu errichtenden Bezirkseisenbahnräten zu ver- 
danken sein, welche nach dem preußischen Vorbild am 
Standorte der Staatsbahndirektionen ihren Sitz haben 
sollen. 

Die Einsetzung der Bezirkseisenbahnräte bildet ein 
wertvolles Mittel für die Popularisierung der Staatseisen- 
bahnverwaltung in den Königreichen und Ländern, denn 
man wird durch die Berufung von Personen, die mit den 
Verhältnissen und Bedürfnissen des Bezirkes wohlvertraut 
sind, nicht nur eine schätzenswerte Mitarbeit von außerhalb 
des Staatseisenbahndienstes stehenden Fachleuten erlangen, 
sondern auch noch persönliche Ambitionen befriedigen 
können, was um so wichtiger ist, als durch die Aufhebung des 
gegenwärtig bestehenden Staatseisenbahnrates viele Personen 
ihre ihnen liebgewordenen Mandate verlieren müssen. 
Dabei wird die Summe der Mitglieder des »Verwaltungs- 
rates« bei der Generaldirektion und der Mitglieder sämt- 
licher »Bezirkseisenbahnräte« eine viel größere Zahl von 
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Eisenbahninteressenten mit der Eisenbahnverwaltung in 
unmittelbaren Kontakt bringen, als dies bisher der 
Fall ist 

Personale, Von der Qualifikation der Personen hängt der Erfolg 

einer jeden Organisation ab ; ja eine schlechte Organisation 
mit guten persönlichen Kräften ist einer guten Organisation 
mit nur mittelmäßigen oder gar schlechten Kräften weitaus vor- 
zuziehen. Die Gesamtqualifikation des Mannes in leitender 
Stellung ist entscheidend, seine allgemeine Bildung, seine 
Fachkenntnisse, seine Erfahrung und sein Charakter. Die 
Wirkung der Gesamtheit der Eigenschaften eines Mannes 
ist um so größer, je größer der Wirkungskreis ist, der ihm 
anvertraut wurde. Darum muß bei der Wahl des Präsi- 
denten und der Mitglieder der Generaldirektion und der 
Präsidenten der Staatseisenbahn-Direktionen mit größter Vor- 
sicht, Umsicht und Menschenkenntnis vorgegangen werden. 

Das Avancieren von tieferen Stellungen auf diese 
leitenden Posten muß durchaus nicht als ausnahmslose 
Regel gelten. Nicht jeder Offizier kann Feldherr werden 
und hier handelt es sich um Feldherren auf ökonomisch- 
technischem Gebiete. Damit ist wohl absolut nichts neues 
gesagt, aber es scheint doch nicht oft genug betont zu 
werden, da es noch immer in der Besetzung der leitenden 
Stellen im Eisenbahnwesen gerade bei der Staatsbahn- 
verwaltung an Freiheit der Bewegung zu fehlen scheint. 

Nebst der allgemeinen Qualifikation für leitende 
Stellungen kommt die Richtung der fachlichen Berufsbildung 
in Betracht. Bei den preußischen Staatsbahndirektionen 
war die überwiegende Mehrzahl der Präsidenten dem 
juridisch-administrativen Dienste entnommen worden, man 
hat aber bald gelernt einzusehen, daß dies nicht nur 
ungerecht, sondern auch unzweckmäßig ist und heute 
herrscht die Tendenz vor, die Stellen der Präsidenten 
der Staatsbahndirektionen mit Technikern zu besetzen. 

Das Verhältnis der Techniker zu den Juristen wird dort 
von Jahr zu Jahr ein für die ersteren günstigeres. Viel 
weiter als in Preußen geht man aber in Frankreich, Eng- 
land und Amerika in der Bevorzugung der Techniker bei 
der Wahl der Persönlichkeiten für leitende Stellungen. 
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In einer sehr bemerkenswerten Abhandlung über 
das Eisenbahnwesen in Großbritannien und den Vereinigten 
Staaten, einer Besprechung des Berichtes Neville Priestleys 
an die indische Regierung *) wird der Erfolg der Eisenbahn- 
verwaltung in erster Linie, ja ausschließlich der Zusammen- 
setzung des Personales und der Bevorzugung der leistungs- 
fähigsten Männer zugeschrieben. 

Der preußische Verkehrsminister äußerte sich un- 
längst in der Budgetkommission des Abgeordnetenhauses 
folgendermaßen : 

»Am 1. April 1904 wird der älteste Regierungs- 
baumeister des Eisenbahnbaufaches ein Dienstalter vom 
14. März 1898, des Eisenbahnmaschinenbaufaches vom 
30. März 1897, das sind also rund sechs, bezw. sieben 
Jahre erreichen. Nicht so günstig steht es mit den Be- 
förderungsaussichten der höheren Techniker. In dieser 
Beziehung stehen die Techniker den Juristen noch er- 
heblich nach. Während der Techniker mit etwa 50 Jahren 
in die Stellung eines Direktionsmitgliedes gelangt, erreicht 
sie der Verwaltungsbeamte bereits mit 37 bis 38 Jahren. 
Verbesserungen für die Techniker sind daher 
anstrebenswert.« 

Bei aller Rücksichtnahme auf die technische Vor- 
bildung, die wir empfehlen müssen, darf freilich nicht die 
ökonomisch -kommerzielle Aufgabe der Staatsbahn- 
direktionen außer acht gelassen werden. Es muß daher 
für die Ausbildung der höheren Eisenbahnbeamten dieser 
Organisationsstufe allerlei vorgekehrt werden. 



*) Engineering vom 2. September 1904, Seite 311: >A railway is 
so essentially an engineering undertaking; its proper construction and 
efficient working are so dependent on engineering factors, that it is 
difficult to form an estimate on almost any detail without engineering 
knowledge«. 

»It is true the general manager has at his command the advice of 
the engineering staff, but every one knows the difTerence between know, 
ledge ad first hand, available on the spot, and that which has to be 
taught«. 

»If the right man is selected, too much power can hardly be given 
to him«. 

9 
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»Dabei muß unterschieden werden«, so sagt wieder 
unser Gewährsmann, der preußische Verkehrsminister, »die 
Ausbildung, die vor der Übernahme in den Staatseisenbahn- 
dienst stattfindet von derjenigen, die den Beamten im 
Eisenbahndienste zuteil wird. Bei den höheren technischen 
Beamten ist seit einiger Zeit ein neues Prüfungsverfahren 
eingeführt, das eine akademische Vorprüfung und erste 
Hauptprüfung vorsieht. An den technischen Hochschulen 
bietet sich die Gelegenheit, die grundlegenden Kenntnisse 
der Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft zu er- 
langen. Bei den höheren Verwaltungsbeamten wird darauf 
gehalten, daß sie Ausweise über die Anhörung volkswirt- 
schaftlicher und finanzwissenschaftlicher Vorlesungen auf 
den Universitäten beibringen.*) 

Die Gerichtsassessoren, die zur Staatseisenbahn- 
verwaltung übernommen werden, müssen ein volles Jahr 
ihrer Ausbildung dem Eisenbahnwesen widmen, wobei ihnen 
auch Gelegenheit geboten wird, Vorlesungen über Bau- 
und Betriebstechnik zu hören. Nach ihrer besonderen 
Ausbildung im Eisenbahndienste werden sie als Hilfs- 
arbeiter in den verschiedensten Direktionsdezernaten be- 
schäftigt, um dann zwei bis drei Jahre selbständig eine 
Verkehrsinspektion zu verwalten. Die höheren Techniker 
treten nach abgelegtem Staatsexamen in den Dienst der 
Eisenbahnverwaltung und werden hierauf in den ver- 
schiedensten Dienstzweigen ausgebildet. Grundsätzlich 
sollen die höheren Eisenbahnbeamten (Verwaltungsbeamte 
und Techniker), die sich zur Leitung schwieriger Eisen- 
bahnbehörden eignen, durch Verwendung in verschiedenen 
Stellungen möglichst vielseitig durchgebildet werden. Eine 

*) »Berliner Courier« vom 24. Oktober 1905: Die Studierenden der 
Rechtswissenschaft werden von den Dekanen der Juristen fakul taten darauf 
aufmerksam gemacht, daß Juristen, die sich später dem Staatseisenbahn- 
dienste widmen wollen, nach einer Mitteilung des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten nur dann Aussicht haben, zur Staatseisenbahnverwaltung 
übernommen zu werden, wenn sie den Nachweis Hefern können, daß sie 
sich mit dem Studium der Volkswirtschaftslehre, der Finanzwissenschaft, 
der sozialpolitischen Gesetzgebung wie auch mit der Technologie ein- 
gehend beschäftigt und womöglich an seminaristischen Übungen auf 
diesen Gebieten mit Erfolg teilgenommen haben. 
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Änderung dieser Ausbildung, die sich gut bewährt hat, 
wird nicht beabsichtigt.« 

Derselbe hohe Funktionär äußert sich über die 
»mittleren Techniker, daß sie bei der Staatseisenbahn- 
verwaltung, bei der Bahnaufsicht und beim Neubau Ver- 
wendung finden. Das technische Bureaupersonal besteht 
aus Landmessern, Bau- und Maschinentechnikern und 
technischen Gehilfen. Die Etatstellen für dieses Personal 
sind in den letzten Jahren nicht unbeträchtlich vermehrt. 
Auch im neuen Etat kommen 50 Eisenbahnsekretärsstellen 
in Zugang, es wird aber in den nächsten Jahren noch 
mehr getan werden müssen, die Leute haben zu wenig 
Aussicht, die Eisenbahnverwaltung muß sich daher zu 
sehr mit minderwertigen Kräften begnügen ; das ist uner- 
wünscht.« 

Ich habe mich hier über die Qualifikation des 
Personales deshalb so sehr verbreitet, Autoritäten zitiert 
und auch schon in früheren Abschnitten immer wieder 
auf die Wichtigkeit der guten Vor- und Ausbildung 
von entsprechend veranlagten Männern für den exekutiven 
Dienst hingewiesen, weil der Erfolg der Staatseisenbahn- 
verwaltung in erster Linie von diesem Moment abhängt. 
Die gut geleiteten Privatbahnen benützen die größere 
Freiheit in der Bewegung in Personalangelegenheiten 
dazu, sich als leitende Personen Fachautoritäten zu ge- 
winnen und alle übrigen persönlichen Kräfte so zu- 
sammen zu stellen, daß sie zu einem Maximum an Nutz- 
barkeit gelangen. 

Der Eisenbahndienst fordert aber auch gebieterisch, 
daß jeder auf seinem Platze bis zur untersten Stufe des 
aktiven Personales, der Arbeiter, das erreichbar höchste 
Ausmaß an beruflicher Tüchtigkeit, Diensteifer und Zu- 
verlässigkeit besitzen. 

Dabei darf man aber auch diese persönlichen Kräfte Geschäfts- 
nicht durch Formelkram und Vielschreiberei abnützen. Der Vereinfachung, 
bureaukratische Formalismus stellt nicht nur einen ver- 
werflichen Arbeitsverlust, so wie die Reibung bei Werkzeug- 
maschinen dar, sondern er kompromittiert auch und ver- 
schlechtert selbst die Nutzleistung. 

9* 
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Die in der neuen preußischen Wirtschafts- und 
Rechnungsordnung verfügten Maßregeln kommen insbe- 
sondere dem exekutiven Dienste zugute und ähnliches 
müßte auch bei uns geschehen. 

An Anzeichen dafür, daß in den Beamtenkreisen 
selbst die Vereinfachung der Bureauarbeit, die Herab- 
drückung des Schreibgeschäftes aufs unerläßliche Minimum 
als eine dringende Forderung erkannt wird, fehlt es glück- 
licherweise nicht. 

Seit dem 1. Jänner 1905 sind durch den Statthalter 
Grafen v. Kielmansegg im gesamten Amtsbereiche der 
niederösterreichischen Statthalterei neue Kanzleiordnungen 
eingeführt. 

Der Leiter des Handelsministeriums Graf Leopold 
Auersperg hat ein vereinfachtes Verfahren im Verkehre 
der Departements untereinander angeordnet u. s. w. 

Die Anwendung der Graf Kielmanseggschen Kanzlei- 
reform für die Eisenbahnen empfiehlt in der »österreichi- 
schen Eisenbahnzeitung«*) in eindringlicher Weise der Nord- 
bahnbeamte Dr. Viktor Krakauer. 

In demselben Maße, in dem die Staatsbahndirektionen 
von bureaukratischem Wust befreit werden müssen, in 
demselben Maße müssen sie sich der Gebarung kauf- 
männischer Privatunternehmungen nähern. Die Staatsbahn- 
direktion unterscheidet sich, soweit es sich um den 
Verkehrsdienst handelt, durch nichts von einem Spediteur. 
Deshalb ist von den Staatsbahndirektionen die rasche Er- 
ledigung der Geschäftsstücke unbedingt zu fordern. 

Gegenwärtig führt oft ein Departement des Eisenbahn- 
ministeriums Agenden, die in die Kompetenz der Staats- 
bahndirektionen fallen sollten und anderseits wird häufig 
sehr viel Zeit dadurch verloren, daß die von einer Staats- 
bahndirektion begonnenen Erhebungen von einer Nachbar- 
direktion fortgesetzt werden müssen u. s. w. Dieser In- 
stanzenzug und diese Kompetenzteilung unter den Eisen- 
bahndirektionen selbst muß beseitigt werden, was allerdings 
durch die Erweiterung der Befugnisse der Staatsbahn- 
direktionen erreicht werden kann. Der schleppende Gang 

•) Nr. 2 vom 10. Jänner 1905. 
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der Arbeiten bei den Zusammentretungen von Staatseisen- 
bahndirektoren, die jetzt fallweise veranstaltet werden, 
deren Anträge erst in das Ministerium gelangen, dort 
abgelehnt oder abgeändert werden, stellt einen großen 
Übelstand dar, der leicht zu beseitigen sein wird, wenn 
solche Gruppenberatungen von Staatseisenbahndirektoren 
unter dem Vorsitze des Generaldirektors oder eines von 
ihm designierten Stellvertreters zur selbständigen Ent- 
scheidung ermächtigt sein werden. Die bestehende Ein- 
richtung von solchen Beratungen von Staatseisenbahn- 
direktorengruppen wäre weiter auszubilden, um Angelegen- 
heiten, die mehrere Staatsbahndirektionen gleichzeitig 
befassen, in kürzester Zeit zum Abschlüsse zu bringen. 

Anträge zur rascheren Erledigung der kommerziellen 
Geschäfte bei den Staatsbahndirektionen liegen jetzt schon 
dem Eisenbahnministerium vor, sie rühren von denkenden 
Beamten dieser Direktionen her und würden ihre be- 
friedigende Erledigung durch die Einführung der preußi- 
schen Organisation der Staatsbahndirektionen finden. 

Die weitere Gliederung der Exekutivorgane, die den 
Staatsbahndirektionen untergeordnet sind, die Inspektorate 
u. s. w., werden, nach dem preußischen Vorbild in Öster- 
reich eingerichtet, hier ebenso gut funktionieren wie dort. 
Diese Dienststellen werden allerdings mit sorgfältiger Er- 
wägung nicht nur der sachlichen Verwaltungsbedürfnisse 
der Staatseisenbahnen, sondern auch der politischen Ver- 
hältnisse, nationalen und anderen lokalen Umstände ein- 
zurichten sein. Es ist nicht einzusehen, warum hier die 
preußische Organisation, in rationeller Weise auf die öster- 
reichische Staatseisenbahnverwaltung angewendet, nicht 
dieselben überraschenden und weittragenden Konsequenzen 
haben sollte, wie die preußische Reorganisation des Eisen- 
bahndienstes vom Jahre 1895. 



Um die von mir gemachten und voranstehend be- Entwurf einer 
gründeten Vorschläge für die Reorganisation der Eisen- Orupplerung der 
bahnverwaltung in Österreich noch augenfälliger zu ver- Dienrtzwelge. 
deutlichen, deren Vorzüge sozusagen auf den ersten Blick 
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erkennbar zu machen, aber auch um dem etwaigen Ein- 
wände zu begegnen, daß in der proponierten Einrichtung 
nicht für alle Aufgaben und Bedürfnisse des Dienstes 
vorgesorgt sei, habe ich für die Eisenbahnsektionen im 
Ministerium, für die Generaldirektion und für die 
Staatsbahndirektionen je ein Schema entworfen. 
(Beilagen A. B. C.) 

Die Organisation, wie sie sich aus diesem vorge- 
schlagenen Gerippe der Gruppierung der Dienstzweige er- 
gibt, enthält manche Neuerungen in Beziehungen und 
Details, die im Texte dieses Promemorias nicht besonders 
begründet wurden. Ich wollte prinzipiellen Beschlüssen nicht 
ganz überflüssigerweise mit Einzelheiten voraneilen. Was 
hätte es für einen Sinn, untergeordnete Besonderheiten 
meiner Vorschläge zu begründen oder gar weitwendig zu 
erörtern, wenn die Billigung der Hauptgrundsätze und 
daher schon gar die Anwendung derselben eine offene 
Frage darstellt, für deren Beantwortung mir heute jeder 
Anhaltspunkt fehlt. Ich wollte nur ein Votum abgeben 
und dieses so weit ausführen, als es zu dessen Beurteilung 
und allenfalligen Bearbeitung unumgänglich nötig ist. 
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NACHWORT. 



Seit dem Abschlüsse der Untersuchungen, die den 
Gegenstand dieser Schrift bilden, ist noch nicht ein volles 
Jahr verflossen, und doch hat sich sehr vieles ereignet, 
das in den Rahmen dieser Arbeit fällt; manches davon 
war geeignet, meine Anschauungen zu bekräftigen und 
die Vorschläge, in denen meine Abhandlung gipfelt, zeit- 
gemäß erscheinen zu lassen. 

Ich will hier auf einige dieser Ereignisse hinweisen 
und noch die eine oder andere Bemerkung dazu machen, 
ohne mich dabei an die chronologische Reihenfolge zu 
binden. 



Die Erwerbung der pfälzischen Eisenbahnen durch die 
bayerische Staatsverwaltung und der dabei eingehaltene 
Vorgang bilden ein äußerst wichtiges und interessantes 
Moment in der Geschichte des Eisenbahnwesens. Und 
dies nicht etwa wegen der Größe der Operation, sondern 
einfach deshalb weil sie mustergültig durchgeführt wurde. 

Besonders bemerkenswert ist u. a. der Modus, wo- 
nach der tatsächliche Übergang des neu erworbenen Bahn- 
netzes in die Verwaltung des Staates auf einen weit 
hinausgerückten Termin verlegt ist. Nebst anderen Vor- 
teilen, die dadurch erreicht werden, wird es auch möglich 
sein, daß man bis zum Zeitpunkte der Übernahme die 
schon früher beabsichtigte Neuorganisation der Staats- 
eisenbahn-Verwaltung in Bayern wird durchführen können. 
Unter dem 20. März 1906 hat der bayerische Verkehrs- 
minister v. Frauendorfer der bayerischen Abgeord- 
netenkammer eine Denkschrift über die »Neuordnung der 
Verkehrsverwaltung« und die daraus hervorgehenden 
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Änderungen im Etat des Verkehreministeriums zuge- 
mittelt.*) 

Die beiden Kammern sind auch in die Beratung der 
Vorlage eingetreten und haben sie angenommen. Also 
auch in Bayern, so wie früher in der Schweiz und in 
Preußen : Neuordnung der Staatseisenbahn- Verwaltung 
vor der Erweiterung des Netzes durch die Erwerbung 
von Privatbahnen, nicht umgekehrt, wie es bei uns in 
Österreich gemacht wird, ohne irgend eine sachliche 
Nötigung. Ich habe dieselbe Auffassung in der Sitzung 
des Staatseisenbahnrates vom 9. Juni 1906 in einer An- 
sprache an den gegenwärtigen Herrn Eisenbahnminister 
zum Ausdrucke gebracht und Se. Exzellenz Herr Dr. v.Der- 
s c h a 1 1 a, der übrigens in äußerst entgegenkommender 
Weise auf meine Ausführungen reagierte, hat die Richtig- 
keit der von mir vertretenen Ansicht nicht bestritten, er 
hat nur den bei uns eingeschlagenen Weg als durch die 
»eigenartigen heimatlichen Verhältnisse« geboten bezeichnet. 
Ganz abgesehen von diesem Momente, welches allerdings 
für die weit ausblickende Methode der bayerischen Staats- 
verwaltung Zeugnis ablegt, muß noch die geplante Neu- 
ordnung der staatlichen Eisenbahnverwaltung selbst ins 
Auge gefaßt werden. 

Es ist ein unbestreitbares Verdienst des bayerischen 
Verkehreministeriums, daß es eine gründliche Reform der 
staatlichen Eisenbahnverwaltung in Bayern in Angriff ge- 
nommen hat und ich betrachte es als ein weiteres Ver- 
dienst, daß es sich dabei die preußische Organisation als 
Vorbild zunutze gemacht hat, denn diese hat sich in dem 
abgelaufenen Dezennium, wie ich in dem betreffenden 
Abschnitte nachzuweisen bemüht war, trotz mancherlei 
bedeutungsvollen Zwischenfällen, die störend einzuwirken 
geeignet waren, nach jeder Richtung hin bewährt. 
Der bayerische Organisationsplan ist aber keine blinde 
Nachahmung oder mechanische Kopie der preußischen 
Einrichtungen, sondern derselbe erscheint als das 

*) Vgl.: > Gedanken zur Neuordnung der bayerischen Verkehrs - 
Verwaltung«, »Deutsche Eisenbahnbeamten-Zeitung« Nr. 24 vom 14. Juni 
906. 
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Resultat einer mit gründlicher Erwägung der bayerischen 
Verhältnisse verständnisvoll durchgeführten Arbeit, die 
viele neue Gesichtspunkte erkennen läßt. Man hat seiner- 
zeit der preußischen Organisation den kindischen Vorwurf 
gemacht, daß sie eine Nachbildung der Reichseisenbahn- 
Organisation oder gar der der Verwaltung einer benach- 
barten französischen Privatbahn sei, und es ist ganz un- 
angebracht, wenn die »Münchner Allgemeine Zeitung« dem 
bayerischen Projekte daraus einen Vorwurf ableitet, daß 
es sich an die bewährten preußischen Einrichtungen 
hält Der Verfasser des weiter oben zitierten Artikels in 
der »Deutschen Eisenbahnbeamten-Zeitung« polemisiert 
gegen diesen Vorwurf in so glänzender Art, daß ich bloß 
darauf hinzuweisen habe. Überhaupt akzeptiere ich den 
in diesem Artikel eingenommenen Standpunkt in allem 
und jedem und begrüße die bayerische Organisation 
mit dem Vorbehalte, daß ihre Durchführung nicht wie es 
der Minister ankündigte, 20 bis 25 Jahre in Anspruch 
nehmen werde, sondern wie in Preußen in einem viel 
kürzeren Zeiträume realisiert werden möchte. 

Für die in Österreich der Lösung harrenden Auf- 
gaben sind die bayerischen Arbeiten von größtem Belang, 
nur bitte ich daraus nicht folgern zu wollen, daß ich die 
unmittelbare Übertragung des bayerischen Programmes aut 
die Neuordnung der Verwaltung ohne jede Änderung 
befürworten würde. Meine direkten Vorschläge erleiden 
durch die Erwägung der bayerischen Vorgänge keine 
Änderung, sind sie ja doch auch von der preußischen 
Organisation in manchen wesentlichen Punkten ab- 
weichend.*) 

Ein anderes interessantes Ereignis bildet der rasche 
Fortgang in der Durchführung und der völlige Sieg des 



*) Ich kann den kurzen Hinweis auf die Vorgänge in Bayern, 
welche mit der Unnahbarkeit der Verwaltung der Staatsbahnen daselbst 
zusammenhängen, nicht abschließen, ohne der glänzenden technischen 
Leistungen zu gedenken, welche der bisherigen Verwaltung der bayeri- 
schen Staatsbahnen so sehr zur Ehre gereichen. Alles Lob, was den bayerischen 
Eisenbahntechnikern schon bisher gespendet werden mußte, wird über- 
boten durch die Beteiligung des bayerischen Verkehrsministeriums an der 
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Staatsbahnsystems in Italien. Die beiden Kammern des 
italienischen Parlamentes haben die Eisenbahnvorlagen 
genehmigt und der Vertrag über den Rückkauf der Süd- 
bahnen hat im Juli die Zustimmung des Verwaltungsrates 
der Gesellschaft gefunden, so daß nun auch die 2000 km 
der Südbahnen an die Staatsverwaltung übergehen. Die 
Opposition gegen die Verstaatlichung der italienischen 
Bahnen ist von den Machtfaktoren im Staate überwunden 
worden und heute ist die Befriedigung über die endlich 
vollzogenen Tatsachen eine ziemlich allgemeine; dies er- 
klärt sich aus der Erkenntnis, daß der schlimmste aller 
Zustände, welche das wirtschaftliche Leben eines Volkes 
beeinflussen, die Ungewißheit ist, die Ungewißheit über 
das bevorstehende Schicksal großer Verkehrsinstitute. 

Man erwartet übrigens in Italien mit Recht von der 
Vereinheitlichung des Betriebes des italienischen Bahn- 
netzes durch die Staatsverwaltung eine wenn auch lang- 
same Besserung des beklagenswerten Zustandes, in dem 
sich die italienischen Privatbahnen befanden. 

In Frankreich taucht die Verstaatlichungsfrage 
immer und immer wieder auf. Das Erscheinen eines neuen 
Ministeriums stellt diese Angelegenheit jedesmal auf die 
Tagesordnung der öffentlichen Diskussion. 

Unlängst hat die Budgetkommission der Kammer 
wieder einmal ein Subkomitee eingesetzt und dieses be- 
auftragt, die Frage des Rückkaufes der Privatbahnen einem 
neuerlichen Studium zu unterziehen. Die große Mehrheit 
dieses Komitees ist dem Staatsbetriebe günstig gestimmt. 
Im Juni d. J. interpellierte der Abgeordnete B ourrat, wie 
es mit dem Rückkäufe der Westbahn stehe; der Arbeits- 
minister Barth ou antwortete: Daß er sich zwar den grund- 



heurigen bayerischen Landes-Gewerbeausstellung in Nürnberg. Die dort 
exponierten Fahrbetriebsmittel, insbesondere die Lokomotiven und 
Personenwagen nehmen nach dem Urteile von Fachleuten, und so weit 
mir ein solches zusteht, einen ersten Rang ein. Die einschlägige Industrie 
legte damit für ihre anerkannte hohe Leistungsfähigkeit ein Zeugnis ab, 
welches selbst für Eingeweihte noch manches Oberraschende darbot 
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sätzlichen Erklärungen des Ministerpräsidenten zugunsten 
der Verstaatlichung anschließe, daß er jedoch den Antrag 
auf unverzüglichen Rückkauf der Westbahn nicht an- 
nehmen könne. Damit scheint diese ganze Angelegenheit 
wieder auf unabsehbare Zeit vertagt. Die Verstaatlichung 
der Westbahn ist in Frankreich das Einfallstor für die 
gesamte Verstaatlichungsaktion; bevor die erstere nicht 
ins Werk gesetzt ist, kann von einer allgemeinen Verstaat- 
lichungspolitik in Frankreich wohl kaum die Rede sein. Die 
mächtigste Bahn ist dort die Nordbahn und obwohl sie 
vielleicht die wichtigste für die Handels- und Tarifpolitik 
des Staates wäre, kann bei ihr nach Lage der Verhältnisse 
mit irgend einer Aussicht auf Erfolg nicht der Anfang 
gemacht werden. 

Ich habe in meiner Abhandlung von einer Erörterung 
der Verhältnisse in Großbritannien und in den 
Vereinigten Staaten Nordamerikas abgesehen. 

Die in den genannten Staaten herrschenden Auf- 
fassungen sind so grundverschieden von den alteuropäi- 
schen, die zu bewältigenden Verkehrsaufgaben so sehr 
andere als bei uns, daß die dortigen Einrichtungen, soweit 
dieselben die Organisation betreffen, sich unseren Verhält- 
nissen schwer anpassen lassen würden. 

Trotzdem muß ich die Tatsache der Entsendung des 
Geheimen Oberregierungsrates im Preußischen Verkehrs- 
ministerium W. Hoff und eines seiner Kollegen, des 
Geheimen Regierungsrates a. D. F. Schwabach nach 
Nordamerika hervorheben, denn das ausgezeichnete Buch*), 



*) Nordamerikanische Eisenbahnen. Ihre Verwaltung und Wirt- 
schaftsführung von W. Hoff, Geheimer Oberregierungsrat, und 
F. Schwab ach, Geheimer Regierungsrat. Berlin, Springer 1906. 

Dem Vorworte dieses Werkes entnehme ich zu dessen Charakteristik 
folgende Stellen: 

Das amerikanische Eisenbahnwesen hat vielfach einen anderen 
Entwicklungsgang genommen als das heimatliche Eisenbahnwesen. Auch 
die Verkehrs Verhältnisse, denen es dient, sind teilweise grundverschieden 
von den unsrigen. Daraus ergeben sich von selbst wesentliche Ab- 
weichungen auch in der Betriebsführung der Eisenbahnen. Gleichwohl 
oder vielleicht gerade deshalb scheint eine Schilderung der Betriebs- 
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welches sich als die Frucht der Reise dieser beiden Fach- 
männer darstellt, bildet nicht nur eine überaus wertvolle 
Ergänzung und Fortsetzung des berühmten Werkes eines 
der besten deutschen Kenner der amerikanischen Eisen- 
bahnen, des wirklichen Geheimen Oberregierungsrates 
Dr. A. v. d. Leyen und somit eine wertvolle Bereicherung 
der Eisenbahnliteratur und die Befestigung der führenden 
Stellung der Deutschen auf diesem Gebiete, sondern auch 
ein nachahmenswertes Beispiel dafür, wie Studienreisen 
von höheren staatlichen Funktionären im Auslande durch- 
geführt werden möchten. In dieser Hinsicht wäre in Öster- 
reich, auch was das Verkehrswesen anbelangt, manches 
nachzuholen. Sollte die Verfügung des gegenwärtigen Herrn 
Handelsministers Dr. F o f t in bezug auf die Studienreisen 
von Beamten seines Ressorts eine Wendung in den Auf- 
fassungen, die man bisher in Österreich in Beziehung 
auf das Reisen von höheren staatlichen Funktionären im 
Auslande hatte, einleiten? 

Hoff ist gegenwärtig mit einer Revision der seiner- 
zeit von ihm verfaßten Vorschriften, insbesondere der 
» Finanzordnung c von den Jahren 1901 und 1902, befaßt 
und es ist nicht ausgeschlossen, daß seine Amerika- 
reise schon diese Arbeit in manchen Einzelheiten beein- 
flussen werde. 

Meines Erachtens hat das nordamerikanische Eisen- 
bahnwesen für uns eine ganz besondere Wichtigkeit in 

führung der Eisenbahnen in den Vereinigten Staaten von praktischem 
Werte. Sie wird die deutschen Eisenbahnfachmänner zu Vergleichen an- 
regen, die niemals und nirgends schaden können, in einer modernen 
Verkehrsverwaltung aber unbedingt nötig sind, um mit allen Einrichtungen 
auf der Höhe zu bleiben. Der Nutzen wird umso größer sein, wenn es 
einerseits vermieden wird, Vergleiche da zu ziehen, wo die Verschieden- 
heit der Verhältnisse auf beiden Seiten solche nicht zuläßt, und wenn 
anderseits da, wo das Sachinteresse eine Gegenüberstellung der beider- 
seitigen Einrichtungen und Erfolge erfordert, Licht- und Schattenseiten in 
sachlicher und gerechter Weise hervorgehoben werden. Nur so können 
die deutsche Eisenbahnfachwelt und mit ihr die am Eisenbahnverkehre 
interessierten Kreise der Industrie, des Handels und der Landwirtschaft 
vor einer Unter- oder Oberschätzung fremdländischer Einrichtungen be- 
wahrt und gleichzeitig in den Stand gesetzt werden, treu dem deutschen 
Grundsatze, das Gute da zu nehmen, wo es zu finden ist 
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einer Richtung und das ist die Art, wie das technische 
Versuchswesen im Dienste der Eisenbahnen betrieben wird. 
Schon in der Materialprüfung war ein Amerikaner zeitlich 
und fachlich einer der ersten Führer auf diesem Gebiete, 
nämlich Prof. Thurston; die von der Purdue U niver- 
sity schon im Jahre 1893 anläßlich des Ingenieurkongresses 
in Chicago in größerem Stile eingeleiteten technischen 
Versuche mit Lokomotiven haben seither ununterbrochen 
an Ausbildung und Vertiefung gewonnen und eben jetzt 
ist ein Bericht über die im größten Umfange durchgeführten 
technischen Versuche bei elektrischen Bahnen erschienen.*) 
Diese Arbeiten legen Zeugnis ab für die prominente Stellung 
der Techniker im amerikanischen Eisenbahnwesen. Aber 
nicht nur der Bau und Betrieb, sondern auch die gesamte 
Verwaltung von der Begründung eines Eisenbahnunter- 
nehmens angefangen, ist meist in die Hände von Tech- 
nikern, Finanzmännern und Kaufleuten gelegt. Die etwa 
noch vorhandenen, zufällig in den Beamtenkörper auf- 
genommenen »rechtskundigen« Personen kommen gewiß 
nicht auf den Einfall, für sich eine bevorzugte Sonder- 
stellung zu beanspruchen. Ein solcher Versuch würde 
nicht nur in England, sondern auch in Frankreich, 
Italien, Belgien, der Schweiz und selbst in Deutschland 
als eine sonderbare Anmaßung beurteilt und zurück- 
gewiesen werden. 

In Österreich hat sich dieser Fall erst vor kurzem 
wieder ereignet. Schon vor etwa sechs Jahren brachten 
die Juristen in dem Beamtenkörper der k. k. Staats- 
bahnen in einer an den Eisenbahnminister v. W i 1 1 e k 
gerichteten Eingabe ihre auf die Besetzung wichtiger 
Dienstposten abzielenden Wünsche zum Ausdrucke und 
heuer wiederholten die juristisch vorgebildeten Angestellten 
im Staatseisenbahndienste diesen Schritt gegenüber dem 
Leiter des Eisenbahnministeriums Geh. Rat Wrba. Der 
ständige »Ausschuß für die Stellung der Techniker« im 

*) Report of the Electric Railway Test Commission to the President 
of the Louisiana Purchase Exposition. Members of the Commission: 
J. G. White, Geo. F. McCulloch, H. H. Vreeland, James H. McGraw, 
W. J. Wilgus. New-York, McGraw Publishing Company 1906. 
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österreichischen Ingenieur- und Architektenverein unterließ 
es nicht, die Eingabe der Juristen, sowie die Art der Ver- 
tretung ihrer Wünsche zu beleuchten. 

Ich möchte zu dieser für die bevorstehende Neuord- 
nung der Staatseisenbahnverwaltung nicht unwichtigen 
Frage eine Bemerkung machen. Die Jurisprudenz hat in 
Österreich von alters her berühmte und von aller Welt an- 
erkannte geniale Vertreter gehabt. Auch heute besitzen 
wir sowohl im Richterstande als auch an den Hochschulen, 
unter den Rechtsvertretern nicht minder auch in den 
staatlichen und autonomen Verwaltungen und in den 
parlamentarischen Körperschaften zahlreiche Männer von 
großer Gelehrsamkeit, tiefem Wissen, eminentem Scharf- 
sinne und begründetem Ansehen. Aber daraus folgt keines- 
wegs, daß die Vorbereitung zum Beamten, welche die 
heutige juridische Fakultät der österreichischen Universitäten 
zu bieten vermag, diesen von vorneherein gegenüber 
anderen hochschulmäßig ausgebildeten Männern eine bevor- 
rechtete Stellung zu gewährleisten habe. Die Prätentionen 
der Juristen im öffentlichen Dienste erinnern, wenn sie sich 
so darstellen, wie in der besprochenen Eingabe, gar sehr 
an die gewerbepolitischen Aspirationen einer auch sehr 
einflußreichen Partei in Österreich. 

Der gegenwärtige Herr Ministerpräsident hat durch einen 
Erlaß an die Mitglieder der Regierung vom 25. Juli 1906 seinen 
Entschluß zum Ausdrucke gebracht, Mißständen in der 
Verwaltung zu begegnen und eine Entwicklung derselben 
vorzubereiten, welche sich in sehr vielen Zweigen des 
Staatsdienstes als dringend notwendig herausstellt. Der 
bureaukratische Apparat besitzt so viele Reibungsflächen 
und zeigt so viele sonstige Mängel in seiner Konstruktion, 
daß die Arbeitsverluste in einem bedrohlichen Mißverhält- 
nisse zum Nutzeffekte stehen und diesen letzteren in vielen 
Fällen häufig ganz aufzehren. Die Schöpfer dieses Apparates 
aber sind in Österreich ausschließlich Juristen und diese 
haben oft das für komplizierte und neue Aufgaben er- 
forderliche Organisationstalent in fataler Weise vermissen 
lassen. Gerade die Einrichtungen in der Staatseisenbahn- 
verwaltung, die bei uns einen Teil der obersten Instanz und 
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Überwachungsbehörde, des Eisenbahnministeriums, bildet, 
haben zu vielen Klagen Veranlassung gegeben, deren 
Berechtigung heute auch schon rückhaltslos von jeder 
Regierung anerkannt wird. 

Ein Übelstand, welcher die von mehreren Minister- 
präsidenten angekündigte Reform der Öster- 
reichischen Verwaltung als besonders dringlich 
erscheinen laßt, liegt in der Unklarheit der Abgrenzung 
der Kompetenzen, welche den Bureaukraten ermöglicht, 
in zahlreichen Fällen einen Kompetenzkampf zu eröffnen. 
Der Kompetenzkampf beginnt schon oft bei den Unter- 
behörden, und wirkt, wenn er zwischen den einzelnen 
Departements eines und desselben Ministeriums geführt 
wird, lähmend. Bei solchem Widerstreite entsteht wohl 
auch zuweilen ein neues Departement, bloß um den 
Konflikt beizulegen, ein neuer Referent wird bestellt, mit 
einem neuen Bureau, dessen Existenzberechtigung zweifel- 
haft ist; kommt aber gar ein Kompetenzkonflikt zwischen 
zwei oder mehreren Ministerien zum Ausbruche, dann 
kann man sicher sein, daß mittlerweile ein völliger Still- 
stand eintritt, da der Einfachheit halber Entscheidungen 
unendlich verzögert oder überhaupt nicht mehr gefallt 
werden. Für diese Art von Zuständen kann man aber 
sicherlich nur die aus der juridischen Schule hervor- 
gegangenen Bureaukraten verantwortlich machen. 

Was nun speziell das Eisenbahnwesen anbelangt, 
kann ich mich auf eine Rede berufen, welche der Herr 
Ministerpräsident Freiherr v. Beck anläßlich der General- 
versammlung des Vereines Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
anfangs September 1906 bei dem Rathausbankette hielt. 
Der Herr Ministerpräsident sagte: »Was früher der Kauf- 
mann gewesen, ist heute der Techniker und insbesondere 
der Eisenbahntechniker. Er ist der Pionier der Kultur, 
der Träger des Fortschrittes und er ist nicht zum wenigsten 
der Vermittler des Friedens, denn ich glaube nicht zu viel 
zu sagen, wenn ich behaupte, daß der Friede dem 
Schienenstrange entlang schreitet«. Ich bin überzeugt, daß 
ein erfahrener Staatsmann wie Herr Dr. v. Derschatta 
diese Ansichten teilt und es ist daher nicht zu befürchten, 
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daß die Zurückdrängung der Techniker noch länger wird 
agitatorisch betrieben werden können. 



Und um nun zu dem Ziel und Zweck zurückzu- 
kehren, welchen ich bei Veröffentlichung meiner Studien 
im Auge habe, will ich schließlich nochmals der Überzeugung 
Ausdruck verleihen, daß es höchste Zeit ist, planmäßig 
das gesamte Verkehrswesen in Österreich einer, den wirt- 
schaftlichen Forderungen unserer Zeit entsprechenden Neu- 
ordnung zu unterwerfen. Die Grundzüge des Reform Werkes 
müssen festgelegt werden und dürfen nicht vorher schon 
durch sprunghaft getroffene Einzel- Verfugungen in ihrer 
Durchführung behindert werden. Eine befriedigende Losung 
dieser großen Aufgabe kann und darf daher auch nicht 
mit Ausschluß der Öffentlichkeit erfolgen. Schon im 
Stadium der Vorbereitung müßten die Voten von unab- 
hängigen, unparteiischen und sachkundigen Faktoren ge- 
sammelt werden, von Faktoren und Personen, welche sich 
nur von der Verteidigung der wahren Volksinteressen leiten 
lassen und Begeisterung genug besitzen, um die Mühen 
und Schwierigkeiten ernster Untersuchungen zu über- 
winden. Nicht die überhastete Erledigung einer aus politi- 
schen Rücksichten plötzlich auf die Tagesordnung gestellten 
Einzelfrage ist es, was wir befürworten, sondern gerade im 
Gegenteile: die energische, aufrichtige und offen- 
kundige Inangriffnahme der Bearbeitung des 
ganzen Komplexes der heute eine Lebensfrage 
des Gesamtstaates bildenden Verkehrsange- 
legenheiten. 
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